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Hinweis: 
 
Der Energiebericht wird von der Landesregierung Rheinland-Pfalz im Rahmen ihres gesetzli-
chen Auftrages zur Unterrichtung der Öffentlichkeit herausgegeben. Laut Beschluss des rhein-
land-pfälzischen Landtags vom 27.03.1992 wird er im zweijährigen Turnus erstellt. 
 
Er darf weder von Parteien noch Wahlbewerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von sechs 
Monaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Land-
tags- Bundestags-, Kommunal – und Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit 
insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien 
sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer Informationen und Werbemit-
tel. 
 
Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Auch ohne 
zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise ver-
wendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer 
Gruppen verstanden werden könnte.  
 
Diese Beschränkungen gelten unabhängig vom Vertriebsweg, also unabhängig davon, auf 
welchem Wege und in welcher Anzahl diese Druckschrift dem Empfänger oder der Empfän-
gerin zugegangen ist. 
 
Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu 
verwenden. 
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Unsere Energieversorgung in Rheinland-

Pfalz wie auch im gesamten Bundesgebiet 

befindet sich in einem grundlegenden Wan-

del. Erneuerbare Energien übernehmen in 

zunehmendem Maße die Verantwortung 

für ein sicheres und kostengünstiges Ener-

gieversorgungssystem. Der Ausstieg aus 

der Atomkraft bis Ende 2022 und die Been-

digung der Stromerzeugung aus Braun- 

und Steinkohle spätestens bis zum Jahr 

2038 stellen wichtige Meilensteine auf dem 

Weg zu einer vollständig regenerativen 

Energieversorgung dar.  

Rheinland-Pfalz hat sich auf seinem Weg 

zur Klimaneutralität bis 2050 das ambitio-

nierte energiepolitische Ziel gesetzt, den ei-

genen Strombedarf bereits bis zum Jahr 

2030 vollständig aus regenerativen Quellen 

zu decken. Dazu ist es erforderlich, die Er-

neuerbaren Energien weiter im Land dyna-

misch auszubauen, aber auch Investitionen 

in Energieeinsparung und in einen effizien-

ten Energieeinsatz nicht nur im Strom-, 

sondern auch im Wärme- und Mobilitätsbe-

reich zu tätigen.  

Investitionen in die Nutzung der Erneuerba-

ren und in den Schutz unseres Klimas tra-

gen bereits heute in zunehmendem Maße 

zur regionalen Wertschöpfung bei.  

Der weitere Ausbau der Erneuerbaren 

Energien im Rahmen einer erfolgreichen 

Energiewende stellt eine wesentliche Vo-

raussetzung für den langfristigen Erhalt des 

Wirtschaftsstandorts Deutschland und da-

mit verbunden einer Vielzahl hochqualifi-

zierter Arbeitsplätze dar. Die Wirtschaft und 

hier insbesondere die energieintensiven In-

dustrieunternehmen setzen in zunehmen-

dem Maße auf den Einsatz von regenerati-

ven Energien, um ihre Energieversorgung 

langfristig planbar, sicher und bezahlbar zu 

gestalten sowie um ihren wichtigen Beitrag 

zum Klimaschutz zu leisten.  

In den zurückliegenden Jahren ist die Um-

setzung der Energiewende in unserem 

Land gut vorangekommen. So ist der Anteil 

der Erneuerbaren Energien an der Strom-

erzeugung in 2017 auf ca. 48% gestiegen. 

Im Vergleich zum Jahr 1990 hat sich die re-

generativ erzeugte Strommenge in 2017 

sogar mehr als verzehnfacht. Einen we-

sentlichen Anteil daran hat insbesondere 

der Ausbau der Windenergie sowie der Fo-

tovoltaik. Aber auch die Bioenergie und die 

Wasserkraft tragen verlässlich zur regene-

rativen Stromerzeugung bei. 

Durch den Ausbau der Erneuerbaren 

konnte der Wandel vom Stromimportland 

zu einem Stromerzeugungsland weiter fort-

gesetzt werden. Der Anteil des Strombe-

zugs aus anderen Bundesländern am 

Stromverbrauch verringerte sich von über 
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70% im Jahr 2000 auf nur noch ca. 29% in 

2017. 

Regenerative Energiequellen leisten auch 

einen wichtigen Beitrag zur klimaschonen-

den Wärme- und Kälteerzeugung im Land. 

So betrug in 2017 der Anteil der Erneuer-

baren am Bruttoendenergieverbrauch im 

Bereich Wärme und Kälte bereits ca. 11%, 

in 2005 lag dieser Anteil unter 3%.  

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen auf 

der Bundesebene haben in den zurücklie-

genden Jahren zu einem Bruch in der posi-

tiven Entwicklung beim Ausbau der Erneu-

erbaren geführt. Das Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetz (EEG) setzt in der aktuellen 

Ausgestaltung keine ausreichenden An-

reize mehr für den von unserer Wirtschaft, 

unseren Kommunen sowie unseren Bürge-

rinnen und Bürgern gewünschten schnelle-

ren Ausbau der Erneuerbaren Energien. 

Hier ist der Bundesgesetzgeber gefordert, 

die bestehenden rechtlichen Hemmnisse 

insbesondere beim Ausbau der Solarener-

gie, Windenergie und Bioenergie zeitnah zu 

beseitigen. 

 

Die rheinland-pfälzische Landesregierung 

hat eine Reihe von Maßnahmen zur Umset-

zung der Energiewende im Strom-, Wärme- 

und Verkehrssektor ergriffen, über die der 

13. Energiebericht detailliert informiert. 

Hierzu zählen u. a. die Umsetzung des 

Wärmekonzepts des Landes, Projekte zur 

technologischen Optimierung und 

Markteinführung alternativer Antriebskon-

zepte, aber auch die Solarinitiative Rhein-

land-Pfalz. 

Die erfolgreiche Umsetzung der Energie-

wende im Land wird darüber hinaus durch 

die zahlreichen Informations- und Erstbera-

tungsangebote der Energieagentur Rhein-

land-Pfalz sowie der Verbraucherzentrale 

Rheinland-Pfalz für unsere Unternehmen, 

Kommunen und privaten Haushalte aktiv 

unterstützt.  

Der vorliegende 13. Energiebericht gibt ei-

nen umfassenden Überblick über den er-

reichten Stand der Energiewende in Rhein-

land-Pfalz und berichtet über die im Land 

erzielten Minderungen an energie- und pro-

zessbedingten Treibhausgasemissionen. 

Als aktueller Monitoringbericht zu Energie 

und Klimaschutz bildet er die notwendige 

fachliche Basis für die weitere Umsetzung 

der Energiewende im Land und für das Er-

reichen unserer Klimaschutzziele. 

 

 

Ulrike Höfken 

Ministerin für Umwelt, Energie, Ernährung 

und Forsten 
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1. Wesentliche Energiedaten für Rheinland-Pfalz für die Bilanzjahre 2016 und 20171: 

Stromerzeugung und Anteile an Bruttostromerzeugung sowie –verbrauch: 

Indikator Strommenge 
Anteil an der Brut-
tostromerzeugung  

Anteil am Brut-
tostromverbrauch  

Einheit [TWh] [%] [%] 

Jahr 2016 2017 2016 2017 2016 2017 

Bruttostromverbrauch 28,562 29,056         

Bruttostromerzeugung 19,596 20,676     68,6 71,2 

aus EE-Anlagen 8,913 9,945 45,5 48,1 31,2 34,2 

davon:             

Windenergie 4,797 5,923 24,5 28,6 16,8 20,4 

Fotovoltaik 1,725 1,859 8,8 9,0 6,0 6,4 

Wasserkraft 1,063 0,832 5,4 4,0 3,7 2,9 

Biomasse 1,238 1,240 6,3 6,0 4,3 4,3 

Sonstige EE 0,091 0,090 0,5 0,4 0,3 0,3 

          davon Geothermie 0,025 0,026         

aus nicht-EE Anlagen 10,683 10,730 54,5 51,9 37,4 36,9 

davon Erdgas 9,488 9,835 48,4 47,6 33,2 33,8 

Kraft-Wärme-Kopplung  
(nur Nettostrom-
erzeugung) 

8,748 8,771 44,6 42,4 30,6 30,2 

Kraft-Wärme-Kopplung  
(Nettostrom- und Net-
towärmeerzeugung) 

23,152 21,886         

Austauschsaldo  
(Bezug aus anderen 
Bundesländern) 

8,966 8,380     31,4 28,8 

Endenergieverbrauch 
   davon aus EE 

131,278 
9,066 

131,968 
8,920 

        
           

Endenergieproduktivität 
Index (1991 = 100) 
Absolutwert* in € / MWh 

 
125,3 
1.067 

 
125,7 
1.089 

    

*in Preisen des jeweiligen Jahres 

                                                
1 Angaben nach Statistischem Landesamt Rheinland-Pfalz, Energiebilanz 2016 und 2017 bzw. Statis-
tische Berichte zur Stromeinspeisung in das Netz der allgemeinen Versorgung 2016 und 2017, s.a. 
http://www.statistik.rlp.de/de/wirtschaftsbereiche/energie/publikationen/ 
 

http://www.statistik.rlp.de/de/wirtschaftsbereiche/energie/publikationen/
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Anlagenanzahl und installierte Leistung: 

Indikator Anlagenanzahl Installierte Leistung 

Einheit [-] [MW] 

Jahr 2016 2017 2016 2017 

Windenergie 1.569 1.668 3.130 3.422 

Fotovoltaik 93.929 97.195 1.986 2.078 

Wasserkraft 225 217 241 231 

Biomasse2 372 362 173 164 

Sonstige EE         

          davon Geothermie 1 2 5 8 

 

 

 
2. Weitergehende Energiedaten3: 

Indikator Anlagenanzahl Installierte Leistung 

Einheit [-] [MW] 

Jahr 2018 1. HJ 2019 2018 1. HJ 2019 

Windenergie 1.748 1.758 3.589 3.628 

Fotovoltaik 101.652 104.629 2.186 2.265 

Wasserkraft 210 213 227 228 

Biomasse 393 400 172 176 

Sonstige EE         

          davon Geothermie 2 2 8 8 

 

  

                                                
2 Angaben gemäß Bundesnetzagentur, Energie in Zahlen 2016 und 2017; s.a. 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/E
rneuerbareEnergien/ZahlenDatenInformationen/zahlenunddaten-node.html 
3 Angaben gemäß Veröffentlichung der Deutschen WindGuard GmbH bzw. Bundesnetzagentur und 
eigener Berechnungen. 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/ErneuerbareEnergien/ZahlenDatenInformationen/zahlenunddaten-node.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/ErneuerbareEnergien/ZahlenDatenInformationen/zahlenunddaten-node.html
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10 wesentliche Kernaussagen des 13. Energieberichts: 
 
1. Mit einem Anteil von 71% bezogen auf den Stromverbrauch des Landes (29,1 TWh) hat 

die rheinland-pfälzische Stromerzeugung (20,7 TWh) einen neuen Rekordwert erreicht. 

2. Die rheinland-pfälzische Bruttostromerzeugung aus erneuerbaren Energien ist 2017 

kräftig gestiegen. Mit 9,9 TWh nahm die Erzeugung gegenüber 2016 um ca. 12%, ge-

genüber 2010 sogar um ca. 127% zu. Auch der Anteil der erneuerbaren Stromprodukti-

on erreichte mit ca. 48% einen neuen Höchstwert. 2010 waren es erst ca. 26%.  

3. Der Anteil der erneuerbaren Stromerzeugung am Stromverbrauch betrug in 2017 ca. 

34%, eine Steigerung um 3 Prozentpunkte im Vergleich zum Vorjahreswert. In 2010 lag 

der Beitrag der Erneuerbaren zur Deckung des Strombedarfs des Landes erst bei 15%.  

4. In 2017 stieg der Anteil der Windenergie an der rheinland-pfälzischen Stromerzeugung 

auf ca. 29% (bzw. 5,9 TWh), gefolgt von der Fotovoltaik mit einem Anteil von ca. 9% 

(bzw. 1,9 TWh), der Biomasse mit 6% Anteil (bzw. 1,2 TWh) und der Wasserkraft mit 4% 

Anteil (bzw. 0,832 TWh). 

5. Der Anteil der Stromerzeugung aus KWK-Anlagen an der Gesamtstromerzeugung lag 

2017 bei 42%. Der entsprechende Wert für Deutschland betrug lediglich 14%. Die hoch-

effiziente KWK wird in Rheinland-Pfalz von Erdgas dominiert (90% Anteil).  

6. Die industrielle Eigenstromerzeugung hatte in 2017 einen Anteil an der Gesamtstromer-

zeugung von ca. 40%, am Gesamtstromverbrauch des Landes von ca. 29% sowie am 

Stromverbrauch der rheinland-pfälzischen Industrie von ca. 52%. 

7. Erneuerbare Energieträger haben 2017 etwa 11% zur Deckung des Bruttoendenergie-

verbrauchs im Bereich Wärme und Kälte beigetragen. Im Jahr 2005 lag der Anteil erst 

bei ca. 2,8%. 

8. Der gesamte Endenergieverbrauch in Rheinland-Pfalz betrug im Jahr 2017 ca. 

132 TWh. Mit 40% hatte der Sektor Haushalte/GHD den größten Anteil daran, gefolgt 

von der Industrie mit 32% und dem Verkehrssektor mit 28%.  

9. Die Energiewende wird zu einem zunehmend wichtigen Wirtschaftsmotor für unser 

Land. Im Jahr 2016 erzielten Unternehmen in Rheinland-Pfalz im Zusammenhang mit 

der Energiewende Umsätze von ca. 529 Mio. Euro. In Rheinland-Pfalz waren 2016 ins-

gesamt 10.450 Menschen in der Energiewende beschäftigt, eine Steigerung von 3,9% 

zum Vorjahr. 

10. Die Emissionsmengen der wichtigsten Treibhausgase in Rheinland-Pfalz nahmen zwi-

schen 1990 und 2017 insgesamt um 36,7% ab. Zur Erreichung des Zielwertes von 40% 

bis 2020 fehlen somit noch 3,3 Prozentpunkte. 
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Der Energiebericht des Landes Rheinland-

Pfalz ist laut Beschluss des rheinland-

pfälzischen Landtags in zweijährigem Tur-

nus zu erstellen1.  

Der inhaltliche Aufbau des Berichts richtet 

sich nach den Themenfeldern, über die er 

gemäß Landtagsbeschluss Auskunft ge-

ben soll.  

Dabei handelt es sich um folgende Berei-

che:  

 

■ Struktur und Entwicklung der Energie-

erzeugung und des Energiever-

brauchs, 

■ Energiepreisbildung und -entwicklung, 

■ Maßnahmen zur Energieeinsparung, 

■ Entwicklung des Anteils erneuerbarer 

Energien sowie 

■ Entwicklung des Ausstoßes von Koh-

lendioxid, Schwefeldioxid und Stick-

stoffoxiden. 

 

Der 13. Energiebericht bezieht sich auf die 

Bilanzjahre 2016 und 2017. Wenn verfüg-

bar haben auch neuere Informationen 

Eingang in den Bericht gefunden.  

Um eine Vergleichbarkeit und eine Kon-

stanz im Aufbau und der Fortschreibung 

der Inhalte zu gewährleisten, orientiert 

sich der 13. Energiebericht inhaltlich an 

                                                
1 Drucksache 12/1154 vom 18.03.1992 

seinen Vorgängerberichten aus den Jah-

ren 2007 bis 2017.  

 

Der 13. Energiebericht Rheinland-Pfalz 

umfasst eine Beschreibung der Ziele der 

rheinland-pfälzischen Energiepolitik 

(s. Kapitel 2), die Darstellung wesentlicher 

Maßnahmen der Landesregierung zur 

Umsetzung der Energiepolitik in Rhein-

land-Pfalz (s. Kapitel 3), eine Zusammen-

stellung energiestatistischer Kennzahlen 

zur Entwicklung von Energieerzeugung 

und – verbrauch sowie der Energiepreise 

(s. Kapitel 4), die Kurzberichterstattung zur 

Entwicklung der Treibhausgasemissionen 

für den Zeitraum 1990 bis 2017 gemäß § 7 

Abs. 2 Nr. 1 Landesklimaschutzgesetz 

(s. Kapitel 5) sowie die Darstellung und 

Bewertung der Entwicklung energiebe-

dingter Emissionen von SO2 und NOx 

(s. Kapitel 6).  

 

Bereits die Struktur und der Inhalt des 

12. Energieberichts wurden mit dem Ziel 

einer Verbesserung von Lesbarkeit und 

Handhabbarkeit deutlich gestrafft, da in 

den vorangegangenen Jahren der Umfang 

der Energieberichte wegen der Aufnahme 

neuer Themen und als Folge der Fort-

schreibung der bisherigen Berichtsthemen 

kontinuierlich angestiegen war. Diese Wei-
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terentwicklung der Berichterstattung wird 

mit dem 13. Energiebericht fortgesetzt. 

 

Der 13. Energiebericht unterteilt sich wie-

der in einen Berichtsteil sowie einen Da-

tenteil (Anhang). Der Berichtsteil umfasst 

in textlich gestraffter Form die wesentli-

chen Aussagen des Energieberichts. De-

taillierte Abbildungen und Tabellen zu den 

Berichtsschwerpunkten sind im Datenteil 

(Anhang) zu finden. Dieser wird als Da-

tendatei auf der Internetseite des Ministe-

riums für Umwelt, Energie, Ernährung und 

Forsten dem interessierten Leser zur Ver-

tiefung zum Download angeboten. Somit 

bleibt die Qualität und Tiefe der Daten-

auswertung und Datendarstellung in be-

währter Weise erhalten.  

 

Das dem eigentlichen Berichtsteil voran-

gestellte Factsheet, das wesentliche ener-

giestatistische Kennzahlen für Rheinland-

Pfalz für den Berichtszeitraum 2016 und 

2017 sowie weitere aktuelle Daten zum 

Ausbau von Windenergie und Fotovoltaik 

umfasst, wird um eine Zusammenstellung 

wichtiger Kernaussagen des 13. Energie-

berichts ergänzt. Die bisher in den Ener-

gieberichten enthaltene Zusammenfas-

sung der wesentlichen Berichtsschwer-

punkte kann daher entfallen.  

Der Energiestatistikteil (Kapitel 4) wurde 

stark komprimiert und auf wesentliche 

Kennzahlen der Berichtsjahre 2016 und 

2017 fokussiert. Die energiestatistische 

Betrachtung beginnt mit dem Thema 

„Strom“ gefolgt von „Wärme“ und „Mobili-

tät“. Im Anschluss wird der Endenergie-

verbrauch näher beleuchtet. Abschließend 

wird auf die Entwicklung der Erzeugungs-

kosten sowie der Energiepreise eingegan-

gen. Weiterführende tabellarische und 

graphische Informationen, die auch län-

gerfristige Entwicklungen energiestatisti-

scher Kennzahlen umfassen, können dem 

Datenteil (Anhang) des Berichtes ent-

nommen werden.  

 

Die Energiebilanz baut auf den gemäß 

den gesetzlichen Vorgaben zu erheben-

den statistischen Daten zur Energiewirt-

schaft auf. Primärdatenerhebungen wur-

den im Rahmen der Berichterstellung nicht 

durchgeführt.  

 

Auch die Berechnungen zur SO2- und 

NOx- Bilanzierung beruhen auf amtlichen 

Daten des Statistischen Landesamts 

Rheinland-Pfalz. 
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Allgemeine energiepolitische Zielstellun-

gen 

Die rheinland-pfälzische Landesregierung 

unterstützt den Ausstieg aus der Atomener-

gie und die Fortsetzung der Energiewende 

mit den Schwerpunkten Ausbau der erneu-

erbaren Energien, Steigerung der Energie-

effizienz sowie Energieeinsparung. Sie 

wirkt auf den Ausstieg aus der Kohlekraft 

hin und verfolgt das Ziel einer sicheren, 

ökologischen und preiswerten Energiever-

sorgung für unsere privaten Haushalte, un-

sere Kommunen und für unsere Wirtschaft. 

 

Wesentliche Rahmenbedingungen unserer 

Energiepolitik sind der Schutz des Klimas 

und die in Paris vereinbarten Klimaschutz-

ziele der internationalen Staatengemein-

schaft bei gleichzeitigem Erhalt der Wettbe-

werbsfähigkeit der Unternehmen in Rhein-

land-Pfalz. Die rheinland-pfälzische Ener-

giepolitik unterstützt das Erreichen der im 

Landesklimaschutzgesetz festgeschriebe-

nen Klimaschutzziele einer Verminderung 

der Treibhausgasemissionen um mindes-

tens 40% bis 2020 sowie um mindestens 

90% bis zum Jahr 2050 im Vergleich zum 

Jahr 1990. Bis zum Jahr 2050 wird Kli-

maneutralität angestrebt. 

Auf Grund ihrer Bedeutung für eine erfolg-

reiche Umsetzung der Energiewende un-

terstützt Rheinland-Pfalz die Entwicklung 

innovativer Technologien zum Klima-

schutz, zur Energieeffizienz und zur Gewin-

nung und Speicherung erneuerbarer Ener-

gien. 

 

Als führendes Exportbundesland in 

Deutschland mit einem überdurchschnittli-

chen Anteil an energieintensiver Grund-

stoffindustrie in Rheinland-Pfalz, wie z.B. 

Chemie, Glas, Keramik, Papier, aber auch 

Lebensmittelindustrie, sind die Bezahlbar-

keit der Energie im internationalen Ver-

gleich, das Fortbestehen der im internatio-

nalen Vergleich betrachtet sehr guten Ver-

sorgungssicherheit und die langfristige 

Planbarkeit der Energiepolitik für die Unter-

nehmen von herausragender wirtschaftli-

cher Bedeutung. 

 

Ausbau der erneuerbaren Energien in der 

Stromerzeugung 

Wir verfolgen das Ziel eines regional aus-

gewogenen, verbrauchsnahen sowie öko-

nomisch sinnvollen Ausbaus der erneuer-

baren Energien, um die Wertschöpfung und 

Akzeptanz in den Regionen unseres Lan-

des weiter zu stärken. 
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Entsprechend des Beschlusses des Land-

tags vom 26.04.2018 (LT-Drs.: 17/6022) 

soll bis zum Jahr 2030 eine vollständige 

Stromversorgung des Landes aus Erneuer-

baren Energien erreicht werden. 

 

Wir setzen uns für die Eigenstromerzeu-

gung aus erneuerbaren Energien sowie 

hocheffiziente Erdgas-Kraft-Wärme-Kopp-

lung ein. Dies ist insbesondere für unsere 

Industrie und unser Gewerbe von hoher 

Bedeutung. Außerdem wollen wir die Ei-

genstromnutzung bei Fotovoltaik-Anlagen 

auf privaten Wohnhäusern und Gewerbei-

mmobilien stärken. 

 

Die kostengünstige Windenergie soll auch 

künftig eine wichtige Rolle bei der umwelt-

freundlichen Stromerzeugung spielen. 

Gute Windenergiestandorte sollen weiter-

hin optimal genutzt und entwickelt werden, 

z. B. durch das Repowering von Windener-

gieanlagen. 

 

Netzausbau, Systemintegration und Spei-

chersysteme 

Im bedarfsgerechten Ausbau des Strom-

Übertragungsnetzes liegt eine notwendige 

Voraussetzung für das Gelingen der Ener-

giewende. Dem Übertragungsnetz kommt 

mit zunehmendem Ausbau der Stromer-

zeugung aus erneuerbaren Energien die 

Aufgabe zu, regionales Angebot und Nach-

frage bei der Erzeugung auszugleichen und 

die verschiedenen Erzeugungsarten in den 

Regionen mit den Lastzentren in den Bal-

lungsräumen zu verknüpfen. Ausbaubedarf 

zwischen Nord- und Süddeutschland be-

steht außerdem im Zusammenhang mit der 

Abschaltung der Kernenergieanlagen im 

Süden der Bundesrepublik sowie mit dem 

Ausstieg aus der Kohleverstromung spä-

testens bis zum Jahr 2038. 

 

Die Energiewende führt zu einer Dezentra-

lisierung der Energieinfrastruktur. Energie-

erzeugung findet zunehmend in den Ver-

teilnetzen statt. Daher setzen wir uns für 

eine stärkere systemverantwortliche Rolle 

der Stadtwerke und der Verteilnetzbetrei-

ber sowie für dezentrale und regionale Kon-

zepte und Lösungen ein, um die Versor-

gungssicherheit auf hohem Niveau zu ge-

währleisten.  

 

Intelligente Netze sind ein wichtiger Hebel, 

um die Energieversorgung für die wachsen-

den und komplexer werdenden Anforde-

rungen zu rüsten. Das Land unterstützt 

deshalb die Entwicklung und Anwendung 

dieser digitalen Technologien und setzt 

sich für geeignete Förderprogramme des 

Bundes ein. 

 

Ein effizientes Lastmanagement im Ener-

gieverbrauch, die hocheffiziente und fle-

xible Strom- und Wärmeerzeugung in Kraft-

Wärme-Kopplung, die technologische Ent-

wicklung und Markteinführung von innova-

tiven Energiespeichern, wie z. B. Batterien, 
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Power-to-Heat oder Power-to-Gas zur Er-

zeugung von grünem Wasserstoff, sowie 

die engere Verknüpfung der Strom-, 

Wärme- und Verkehrssektoren (Sektoren-

kopplung), z. B. durch KWK oder Elektro-

mobilität, werden einen zunehmend wichti-

gen Beitrag leisten, um die fluktuierende 

Einspeisung von Wind- oder Solarstrom si-

cher in unser Energieversorgungssystem 

zu integrieren.  

 

Mit einem zunehmenden Anteil der erneu-

erbaren Energien an der Stromproduktion 

gewinnt die Frage der Integration in den be-

stehenden Strommarkt bzw. die Weiterent-

wicklung des Strommarktdesigns an Be-

deutung. Es gilt intelligente, marktkonforme 

Konzepte zu entwickeln, die mit einem 

möglichst effizienten Einsatz von staatli-

chen und privaten Mitteln die sichere Be-

reitstellung von elektrischer Energie kos-

tengünstig ermöglichen, damit die Unter-

nehmen international wettbewerbsfähig am 

Standort Deutschland bzw. Rheinland-

Pfalz produzieren können.  

 

Der Biomasse als natürlicher Energiespei-

cher kommt bei der Integration der Erneu-

erbaren in sichere Versorgungsstrukturen 

eine besondere Bedeutung zu. Hierfür wer-

den wir uns auch bei Novellierungen des 

EEG einsetzen. 

 

 

 

Energieberatung 

Ein gutes Beratungsangebot ist für das Ge-

lingen der Energiewende förderlich. Die 

Energiewende muss auf bundes- und lan-

despolitischer Ebene eingeleitet und auf lo-

kaler Ebene umgesetzt werden. Dazu 

wurde die Erstinformation und Erstbera-

tung von Unternehmen und Kommunen so-

wie von den Bürgerinnen und Bürgern zum 

Ausbau der erneuerbaren Energien, zur 

Energieeinsparung und zur Steigerung der 

Energieeffizienz aufgebaut. Bei diesem Be-

ratungsangebot sind Effizienzsteigerung, 

Sparsamkeit, Vermeidung von Doppel-

strukturen und eine gute Ausrichtung auf 

die Bedarfe im Land von Bedeutung. 

 

Wir stärken die Energieberatung im Land, 

beispielsweise durch die Energieagentur 

Rheinland-Pfalz und die Verbraucherzent-

rale. 

 

Energiewende im Wärmesektor 

Zur Erreichung unserer energie- und klima-

schutzpolitischen Ziele ist ein stärkerer Fo-

kus auf den Wärmemarkt unbedingt not-

wendig. Wir werden deshalb unsere An-

strengungen im Wärmebereich verstärken, 

da hier erhebliche Effizienz- und Einspar-

potenziale bestehen. Hier kommt dem Ge-

bäudebereich – und hier vor allem dem Ge-

bäudebestand – eine besonders wichtige 

Rolle zu.  
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Das rheinland-pfälzische Wärmekonzept 

legt die Schwerpunkte der Umsetzung der 

Wärmewende in Reinland-Pfalz auf die 

energetische Quartiersentwicklung, Nah-

wärmenetze und Wärmespeicher, Bioener-

gie, energetische Gebäudesanierung, re-

generative Heiz- und Kühltechnik, Nutzer-

verhalten/ Energieberatung, Nachhaltige 

Baumaterialien sowie die Verknüpfung von 

Strom und Wärme, Speicherung und Rege-

lung. 

 

Akzeptanz und Bürgerbeteiligung 

Rheinland-Pfalz bekennt sich zu einer regi-

onal verankerten und nicht zuletzt bürger-

getragenen Energiewende. Ziel ist eine 

möglichst große Anzahl von Menschen bei 

der Umsetzung der Energiewende mitzu-

nehmen, um diese von unten voranzutrei-

ben und die Wertschöpfung zu erhöhen. 

 

Viele Bürgerinnen und Bürger wollen die 

Energiewende aktiv mitgestalten und an ihr 

teilhaben, wobei die Energiegenossen-

schaft eine sehr beliebte Form der Beteili-

gung ist. 

 

Die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle 

wird zukünftig für Energiegenossenschaf-

ten immer wichtiger, dazu gehören ver-

stärkt Modelle aus dem Bereich der Ener-

gieeffizienz und Energieeinsparung. 

 

Die finanzielle Beteiligung der Bürger ist 

auch ein wichtiger Faktor regionaler Wert-

schöpfung, in dem nicht nur große Investo-

ren die Gewinne aus den Erneuerbare-

Energien-Projekten erhalten, sondern 

diese den Menschen vor Ort zugutekom-

men und deren Finanzkraft stärken. Die re-

gionale Wirtschaft profitiert auch ganz di-

rekt z. B. durch Auftragsvergabe an regio-

nal ansässige Unternehmen. 

 

Mobilität 

Alternative Antriebe sind ein wichtiger Be-

standteil der Energiewende und des Klima-

schutzes. In Rheinland-Pfalz als Flächen- 

und Pendlerland ist der Verkehrssektor mit 

mehr als einem Viertel am gesamten End-

energieverbrauch beteiligt. Den Hauptan-

teil hat dabei der Kraftfahrzeugverkehr. 

 

Bei der Mobilitätswende unterstützt das 

Land Rheinland-Pfalz u. a. die Entwicklung 

alternativer Antriebe, wie z. B. die Elektro-

mobilität, Brennstoffzellenfahrzeuge, die 

Entwicklung von E bzw. Syn.-Fuels vorwie-

gend im Nutzfahrzeug-, Schiffs- und Luft-

fahrtbereich, Antriebe auf Basis biogener 

Kraftstoffe sowie übergangsweise auch 

Erdgas. 

 

Das Land fördert darüber hinaus Projekte 

zur Entwicklung neuer Nutzungs- und Mo-

bilitätskonzepte (Car-Sharing, Nutzer-Sha-

ring, Fahrgemeinschaften) sowie zur Ein-

bindung von Elektrofahrzeugen in die 

Netze der Zukunft. 
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Neben den genannten Möglichkeiten wer-

den zukünftig weitere Mobilitätsformen, wie 

der öffentliche Personennahverkehr sowie 

das Radfahren, an Bedeutung im Rahmen 

der Mobilität der Zukunft gewinnen. 

 

Durch gezielte Unterstützung, wie bei-

spielsweise bei der Aktion „Stadtradeln“, 

wird versucht, den Umstieg auf diese Um-

weltfreundliche Mobilitätsform zu erleich-

tern. 

 

Kommunen 

Das Land Rheinland-Pfalz hat sich zum Ziel 

gesetzt, die Gemeinden als Schlüssel-

ebene der Energiewende auf Ihrem Weg zu 

Energieeffizienzkommunen tatkräftig zu 

unterstützen. Dazu dient zum einen das 

umfassende, auf die Bedarfe der Gemein-

den zugeschnittene Leistungsportfolio der 

Energieagentur. Der zweite Aktivposten für 

die kommunale Energiewende sind die 

Landesförderprogramme. Angefangen von 

der Abfallwirtschaft – konkret werden Bio-

abfallvergärungsanlagen gefördert – über 

Energieeffiziente Kläranlagen, Holzener-

gienutzung, Solarspeicher, die Wärme-

wende im Quartier bis hin zur Zukunftsfähi-

gen Energieinfrastruktur werden die kom-

munalen Handlungsfelder mit Landesmit-

teln flankiert. 
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3.1 Erneuerbare Energiequellen, KWK und Eigen-
stromversorgung 

 

Wasserkraft 

Der Vorteil der Wasserkraft liegt u. a. darin, 

dass Emissionen nicht vorkommen. Entsor-

gungsprobleme für Filterstäube und Ver-

brennungsrückstände existieren ebenfalls 

nicht. Die Wasserkraft liefert je nach Fluss-

gebiet und jahreszeitlichem Wasserange-

bot eine mehr oder weniger konstante 

Grundlast und trägt dadurch zur Leistungs-

absicherung der Energiegewinnung bei.  

Die Bewertung der vorhandenen Wasser-

rechte im Hinblick auf das Wasserkraftpo-

tenzial aber auch die Durchgängigkeit der 

Gewässer führt zu folgendem Ergebnis: Im 

Rahmen des Projektes „Bewertung der 

rheinland-pfälzischen Wanderfischgewäs-

ser hinsichtlich Durchgängigkeit und Eig-

nung zur Wasserkraftnutzung“ wurden in 

2006 Wasserkraftanlagen an den Gewäs-

sern > 100 km² Einzugsgebiet ermittelt. 

Schwerpunkt der Stromerzeugung sind vor 

allem die 24 großen Wasserkraftanlagen 

an Saar, Mosel, Lahn, Nahe und Wied. 

Eine Steigerung der Wasserkraftnutzung 

kann vor allem an den vorhandenen Stand-

orten durch Reaktivierung stillgelegter An-

lagen oder Steigerung der Effizienz der in 

Betrieb befindlichen Anlagen erfolgen. Auf-

grund der gewässerökologischen Nachteile 

und des geringen Ausbaupotenzials der 

Wasserkraft in ihrer konventionellen Form 

befinden sich Turbinen für geringe Fallhö-

hen und Anlagenkonzepte mit ökologi-

schen Vorteilen in der Erprobung. Über 

Kosten und Zuverlässigkeit solcher Anla-

gen können auf Grund fehlender Erfahrung 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine 

verlässlichen Angaben gemacht werden. 

Gleiches gilt für sogenannte „Fischfreundli-

che Turbinen“ durch die Fische unbescha-

det hindurch wandern sollen.  

 

Der Aufstau der Flüsse durch Querbau-

werke zur Nutzung der Wasserkraft führt zu 

Problemen bei der Durchgängigkeit sowie 

die Änderung der Charakteristik des Fließ-

gewässers. Demzufolge wird natürlich im-

mer wieder eine Nutzung der Wasserkraft 

ohne Aufstau diskutiert und es gibt dazu 

sehr viele technische Konzepte und Reali-

sierungen. Grundsätzlich gilt jedoch, dass 
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die Energieausbeute solcher Anlagen we-

sentlich kleiner ist als die Ausbeute bei kon-

ventionellen Anlagen. Der Einsatz neuer 

Technologien wie z. B. von Generatoren 

mit Hochtemperatur-Supraleitern würde 

schätzungsweise zu einer Erhöhung der 

Jahresarbeit von 2 – 4% führen.  

Insgesamt ist festzustellen, dass es zahlrei-

che „neue“ Entwicklungen gibt, die aber bei 

näherer Betrachtung Weiterentwicklungen 

und Kombinationen bekannter Techniken 

darstellen. Inwieweit diese Entwicklungen 

ihren Platz finden werden, ist erst nach ei-

ner erfolgreich abgeschlossenen Test-

phase einschließlich der notwendigen Leis-

tungsnachweise feststellbar. Letzten En-

des ist in allen Anwendungsfällen ein 

standortspezifisches abgestimmtes Ge-

samtkonzept entscheidend, um eine opti-

male Nutzung der von der Natur gebotenen 

Wasserkraftressource zu erreichen bei 

gleichzeitiger Sicherstellung der Durchgän-

gigkeit der Gewässer. 

 

Windenergie 

In Rheinland-Pfalz sind 42% der Landesflä-

che bewaldet und die windhöffigsten Stand-

orte finden sich überwiegend auf den be-

waldeten Höhenzügen, in der Regel fern ab 

von dichter besiedelten Ortslagen. Wenn 

hier Erträge aus der Bereitstellung von 

Windenergiestandorten erzielt werden, 

kommen sie der Allgemeinheit, in erster Li-

nie den Kommunen und damit der lokalen 

Bevölkerung zugute.  

Der Wald wird aufgrund seiner langen Le-

bensdauer besonders vom Klimawandel 

betroffen sein. Bereits jetzt weisen 84% al-

ler Bäume Schäden auf, die unter anderem 

auf die Klimaveränderung zurückzuführen 

sind. Windenergieanlagen tragen zur Min-

derung von Emissionen und damit zum 

Waldschutz bei. 

 

Die meisten Wälder in Rheinland-Pfalz sind 

im Eigentum der öffentlichen Hände (Kom-

munen (46%) und Land (26%)). Als größte 

Wald besitzende Körperschaft nimmt sich 

Landesforsten Rheinland-Pfalz der öffentli-

chen Aufgabe einer nachhaltigen Energie-

versorgung auf regenerativer Basis an, be-

müht sich aktiv um geeignete Windenergie-

standorte auch im Staatswald und bringt 

sich mit geeigneten Standorten im Staats-

wald auch in kommunale Solidarpakte ein. 

Hierdurch kann die Windenergie auf gut ge-

eignete Standorte konzentriert werden. Im 

Jahr 2018 drehten sich rund 25% der Wind-

energieanlagen in rheinland-pfälzischen 

Wäldern. 

 

Der Ausbau der Windenergie auf Wald-

standorten hat in Rheinland-Pfalz früh be-

gonnen und es konnten vielfältige und wert-

volle Erfahrungen gesammelt werden. Mitt-

lerweile drehen sich insgesamt rund 440 

Windenergieanlagen in Rheinland-Pfalz im 

Wald und leisten somit einen wertvollen 

Beitrag zu einer nachhaltigen Energie-

wende. Über 80% dieser Anlagen stehen 
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im Kommunalwald. Weitere Windräder be-

finden sich im Bau oder sind in Planung. 

 

Eine Übersicht über Windenergieanlagen 

im Wald ist im Anhang beigefügt (s. An-

hang 1 Kapitel 3.1; Seite 3). 

 

Bioenergie, biogene Reststoffe und Ab-

fälle 

Im Jahr 2017 hatte die Biomasse einen An-

teil von über 88% am Endenergieverbrauch 

von Erneuerbaren Energien in Deutsch-

land. In Rheinland-Pfalz betrug der Anteil 

87%. 

 

Landwirtschaftliche Biogasproduktion 

Stromproduktion 

Die landwirtschaftliche Biogaserzeugung 

trägt unter den Bioenergieträgern maßgeb-

lich dazu bei, den Anteil der erneuerbaren 

Energien weiter zu steigern. 

 

2017 wurde in den rund 174 rheinland-pfäl-

zischen Biogasanlagen mit einer elektri-

schen Leistung von insgesamt rund 69 

MW1 eine Strommenge von 0,550 TWh und 

damit rund 44,6% des Stroms aus Bioener-

gieanlagen auf Basis von Biogas erzeugt.  

Die Stromproduktion aus Biogas kann flexi-

bel und bedarfsgerecht erfolgen.  

Daher soll Biogas als fester Bestandteil des 

Energiemixes in Rheinland-Pfalz auch 

2030 erhalten bleiben. 

                                                
1 5. Biogaserhebung DLR; Stand 12/2016 

Wärmeerzeugung und Wärmenutzung 

In den rheinland-pfälzischen Biogasanla-

gen wird die Wärme als Nebenprodukt der 

Stromerzeugung zu circa einem Drittel ge-

nutzt. Bezogen auf die letztmals für das Be-

zugsjahr 2016 erhobenen Erzeugungsda-

ten haben Biogasanlagen im Jahr 2017 ein 

theoretisches Wärmepotenzial von schät-

zungsweise rund 0,13 TWh bereitgestellt. 

Eine wirtschaftliche Nutzung der in Biogas-

anlagen anfallenden Wärme ist auch auf-

grund der zu geringen Anreize durch das 

EEG bzw. das Kraft-Wärme-Kopplungs-

Gesetz derzeit kaum darstellbar.  

Das rheinland-pfälzische Umweltministe-

rium unterstützt daher Biogasanlagenbe-

treiber im Rahmen des Wärmekonzepts mit 

dem „Zukunftscheck Biogas“ dabei, deren 

Anlagen effizienter und damit wirtschaftli-

cher zu betreiben (ertragreiche Wärmekon-

zepte, bedarfsgerechte Stromproduktion, 

flexible Fahrweisen). 

 

Rohstoffnutzung durch Biogasanlagen 

Auch für 2017 ist davon auszugehen, dass 

circa 70 Masse-% der in Biogasanlagen 

eingesetzten Substrate Nachwachsenden 

Rohstoffe (NawaRo) waren, auf die rund 

90% der produzierten Energie zurückzu-

führen sind. Die restlichen 10% der Energie 

wurden auf Basis von Wirtschaftsdüngern, 

die knapp ein Drittel der eingesetzten Bio-

masse ausmachten, erzeugt.  



3.1 Erneuerbare Energiequellen, KWK und Eigenstromversorgung 
 

 

24 

Das Hauptsubstrat bei den NawaRo bleibt 

weiterhin Silomais, gleichwohl dessen An-

teile zugunsten alternativer Rohstoffe, wie 

z. B. Ganzpflanzensilage oder Grassilage 

abnehmen. Daneben sind Wirtschaftsdün-

ger, wie z. B. Gülle oder Stallmist, bedeu-

tende Biogassubstrate. Die gasdichte Ver-

gärung von Wirtschaftsdüngern in Biogas-

anlagen kann in der Landwirtschaft wesent-

lich zur Reduktion von Treibhausgasen bei-

tragen. Das Umweltministerium setzt sich 

daher weiterhin im Rahmen seiner Möglich-

keiten für die Verbesserung der einschlägi-

gen gesetzlichen Rahmenbedingungen 

ein. 

 

Müllheizkraftwerken 

Neben den Energieerzeugungsanlagen die 

ausschließlich Biomasse einsetzen wurden 

2017 in Rheinland-Pfalz 760.451 t Restab-

fälle in 3 Müllheizkraftwerken verwertet. 

Aus dieser Abfallmenge wurden rund 1,411 

TWh Energie gewonnen (19% Strom, 29% 

Wärme, 52% Prozessdampf) und hierdurch 

229.353 t CO2 eingespart. Bei den einge-

setzten Restabfällen handelte es sich um 

Haus-, Sperr-, Gewerbe-, Bau- und sonsti-

gen Abfällen, die sich sowohl aus Bio-

masse als auch aus mineralischen Stoffen 

zusammensetzen. 

 

Abfallvergärungsanlagen 

2017 wurden in den 6 Bioabfallvergärungs-

anlagen in Rheinland-Pfalz aus 175.268 t 

Bioabfälle aus der Getrenntsammlung, pri-

mär Gartenabfälle und Abfälle aus der Bio-

tonne, in der Kaskade Strom und Wärme 

von rund 0,020 TWh erzeugt. Dabei wurden 

70% als Strom in das Netz eingespeist und 

30% der Energie in Form von Wärme ge-

nutzt. 

 

Biomasse Heizkraftwerke 

2016 wurde in 12 Biomasseheizkraftwer-

ken, deren gesamte elektrische Leistung 40 

MW umfasst, erneuerbarer Strom erzeugt. 

Daneben haben diese mit einer gesamt-

thermischen Leistung von 95 MW in erheb-

lichem Umfang sowohl Heiz- als auch Pro-

zessenergie erzeugt.  

Im Wesentlichen wurden diese Anlagen mit 

Altholz betriebenen. Neben Altholz wurde 

in diesen Anlagen auch Holz verbrannt. 

Dieses Holz setzte sich u. a. aus Waldrest-

holz, holzartige Biomasse aus der Ge-

trenntsammlung und Straßenbegleitgrün 

zusammen. 

 

Energieholz 

Die Vermarktung von schwach dimensio-

niertem Laubholz und Laubholzkronen 

(klassisches Energieholz) stellte Landes-

forsten Rheinland-Pfalz (RLP) Ende der 

90er Jahre vor große Herausforderungen. 

Vor diesem Hintergrund betrieb Landes-

forsten RLP seit dem Jahr 2004 eine aktive 

Beratung über die Einsatzmöglichkeiten 

des CO₂-neutralen Brennstoffs Holz. Die 
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Einführung von Produktleitern „Holzener-

gieberatung“, die Erarbeitung von Informa-

tionsartikeln wie dem Ratgeber „Effizient 

heizen mit Holz und Sonne“ und viele wei-

tere Aktivitäten haben, begünstigt durch 

steigende Preise der fossilen Energieträger 

Öl und Gas, dazu beigetragen, dass Heizen 

mit Holz eine wahre Renaissance erlebt 

hat. Der über Landesforsten RLP vermark-

tete Energieholzanteil stieg in kürzester 

Zeit stark an und verblieb auf einem hohen 

Niveau. In den Jahren seit 2015 geht der 

Absatz aufgrund des sehr niedrigen Ölprei-

ses und der milden Winter zurück.  

 

Im Jahre 2018 wurden durch Landesforsten 

Rheinland-Pfalz insgesamt ca. 475.000 

Festmeter Energieholz verkauft. 21% da-

von gingen an gewerbliche, 79% an nicht 

gewerbliche Kunden, d. h. überwiegend an 

Endverbraucher. 5,2% des Energieholzes 

wurden als Hackschnitzel aufgearbeitet, 

der Rest wurde als Waldholz vermarktet. 

Das Waldholz wird im Wesentlichen zu 

Scheitholz weiterverarbeitet. 64% entfielen 

auf die Baumart Buche, 17% auf die Eiche, 

7% auf das Nadelholz wie z.B. Fichte und 

12% auf sonstige Laubbaumarten.  

 

Da zwar fast alle rheinland-pfälzischen 

Kommunen, aber nur ein kleiner Teil der 

privaten Waldbesitzer über Landesforsten 

vermarkten, ist davon auszugehen, dass 

der Gesamtanfall von Energieholz in 2018 

inkl. Eigenbedarf bei rd. 675.000 Festmeter 

lag. Aufgrund der Erhebungen der Bun-

deswaldinventur III (veröffentlicht 2015) ist 

davon auszugehen, dass ca. 200.000 Fest-

meter Holz aus dem Privatwald energetisch 

genutzt werden.  

 

Im Bereich der erneuerbaren Wärmeener-

gie ist Holz mit über 71% mit Abstand die 

bedeutendste erneuerbare Energieform. 

Die enormen Mengen an erneuerbarer 

Wärmeenergie aus Holz werden dabei 

überwiegend durch die über 605.000 Ein-

zelfeuerstätten in RLP (Statistische Anla-

generhebung des Schornsteinfegerhand-

werks RLP), die mit festen Brennstoffen – 

vorwiegend Scheitholz – betrieben werden, 

erzeugt. Obwohl Holz ein nachwachsender 

Rohstoff ist, steht er nachhaltig nur be-

grenzt zur Verfügung. Durch den Einsatz 

moderner Technik besteht z. B. bei Einzel-

raumfeuerungsanlagen ein erhebliches Ef-

fizienzsteigerungspotenzial. Durch den 

Einsatz moderner Technik könnte, trotz 

konstanter zur Verfügung stehender Roh-

stoffmengen, der Anteil der energetischen 

Nutzung des Holzes innerhalb der erneuer-

baren Energieträger gesteigert werden. 

 

Eine Übersicht zum Energieholzverkauf 

von Landesforsten Rheinland-Pfalz im Jahr 

2018 ist im Anhang enthalten (s. Anhang 2 

Kapitel 3.1, Seite 3) 
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Klärgas 

Steigerung der Energieeffizienz von Ab-

wasseranlagen 

Im Bereich der Abwasserbeseitigung unter-

stützt die Landesregierung schwerpunkt-

mäßig die Energieoptimierung auf Kläran-

lagen. Kläranlagen gehören zu den größten 

Energieverbrauchern der Kommunen, so-

dass verfahrens- und maschinentechni-

sche Maßnahmen zur Nutzung der vorhan-

denen Einsparpotenziale unterstützt wer-

den. Haupteinsparpotenziale für Abwasser-

anlagen liegen vor allem im Bereich der Be-

lüftung in der biologischen Stufe, aber auch 

bei der Umstellung der Verfahrenstechnik 

(MSR-Technik) sowie der maschinentech-

nischen Optimierung (Energie sparende 

Pumpen, Zentrifugen etc.). 

 

Daneben fördert die Landesregierung Maß-

nahmen der Klärschlammbehandlung zur 

Steigerung der Energieerzeugung. Im Jahr 

2014 wurde von der Landesregierung die 

Broschüre „Umstellung von Kläranlagen 

auf Schlammfaulung“ veröffentlicht. Auch 

auf dieser Grundlage bzw. der zugehörigen 

Studie wurden vom Land konkrete Umstel-

lungsmaßnahmen der Kommunen von 

Kläranlagen auf die sogenannte Faulungs-

technik zur Erzeugung von Biogas finanziell 

gefördert. Beispielhaft können hier die Klär-

anlagen Selters, Saulheim, Nothbachtal, 

Simmern und Edenkoben genannt werden. 

Ziel ist die Ausstattung möglichst weiterer 

mittelgroßer Kläranlagen ab 10.000 Ein-

wohnerwerten Anschlussgröße mit der 

Faulungstechnik zu Erzeugung von Biogas. 

In der Studie „Zukunftsorientierte Einbin-

dung der Faulung und Faulgasverwertung 

in die Verfahrenskette der Abwasserreini-

gung, Schlammbehandlung und -verwer-

tung in Rheinland- Pfalz“ (ZEBRAS) im Auf-

trag des MUEEF wurden die noch vorhan-

denen Optimierungspotenziale der rhein-

landpfälzischen Faultürme ermittelt und 

Vorschläge für deren Nutzung erarbeitet. 

Neben der verfahrenstechnischen Optimie-

rung der Schlammfaulung bestehen noch 

relevante Potenziale u. a. bei der Nachrüs-

tung von Anlagen mit neuen Blockheizkraft-

werken oder auch Mikrogasturbinen.  

 

Als Grundlage für die Maßnahmen der Klär-

anlagenbetreiber werden Energieanalysen 

vom Land finanziell unterstützt. 

Nach einer aktuellen Abschätzung ist da-

von auszugehen, dass der Stromverbrauch 

der rheinland-pfälzischen Kläranlagen in 

den letzten 10 Jahren von etwa 0,260 TWh 

im Jahr auf etwa 0,180 TWh im Jahr redu-

ziert werden konnte. Für die Stromerzeu-

gung aus Klärgas wird von einer Steigerung 

von etwa 0,037 TWh im Jahr 2011 auf etwa 

0,050 TWh im Jahr 2018 ausgegangen. 

Davon wurden über 96% im eigenen Be-

trieb genutzt. 
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Viele weitere Maßnahmen der Energieein-

sparung und Energieerzeugung auf Kläran-

lagen sind in der Umsetzung oder in Pla-

nung. Eine Potenzialabschätzung für 

Rheinland-Pfalz hat ergeben, dass durch 

die Nutzung von Einsparpotenzialen der 

Stromverbrauch von aktuell etwa 

0,180 TWh im Jahr auf bis zu 0,150 TWh 

im Jahr reduziert werden kann. Die Strom-

erzeugung aus Klärgas (Biogas) kann von 

aktuell 0,050 TWh im Jahr auf bis zu 0,070 

TWh im Jahr gesteigert werden. Das lang-

fristige Ziel ist es, diese Zielwerte ggf. sogar 

noch zu übertreffen. Neben dem Strom wird 

auch ein Teil der entstehenden Wärme auf 

den Kläranlagen genutzt. Noch freie Wär-

mepotenziale lassen sich zukünftig z. B. 

zur Klärschlammtrocknung einsetzen. Ein 

energetisch günstiger Ersatzbrennstoff ist 

auch der ausgefaulte und getrocknete Klär-

schlamm der großen Anlagen. 

 

Regelenergie und Power-to-Gas auf Klär-

anlagen 

Die rheinland- pfälzischen Kläranlagen mit 

Faulturm verfügen in aller Regel über KWK-

Anlagen zur Erzeugung von Strom, der vor 

Ort direkt genutzt wird. Derzeit wird in meh-

reren Projekten praxisnah untersucht, wie 

diese KWK-Anlagen flexibilisiert und in den 

Regelenergiemarkt durch Teilnahme an vir-

tuellen Kraftwerken integriert werden kön-

nen. Einige Kläranlagen beteiligen sich be-

reits am Regelenergiemarkt, andere sind in 

der Prüfung oder schon in der Vorberei-

tung. 

 

Darüber hinaus bieten Kläranlagen mit 

Faulungstechnik – wie andere Biogasanla-

gen auch – eine regenerative CO2-Quelle. 

Diese kann vor Ort ggf. für den Prozess-

schritt der Methanisierung im Power-to-

Gas-Prozess genutzt werden. Dadurch 

lässt sich das Regelenergie- und Flexibili-

tätspotenzial deutlich erhöhen. Kläranlagen 

können somit auch eine zusätzliche Spei-

cherfunktion übernehmen bzw. dazu beitra-

gen, durch die Umwandlung von Strom in 

speicherfähige Energieträger (Wasserstoff, 

Methan) überschüssige volatile Energie zu 

speichern. Wie und mit welchen Techniken 

sich Power-to-Gas auf Kläranlagen am effi-

zientesten umsetzen lässt, ist ebenfalls Ge-

genstand aktueller Forschungsprojekte. 

 

Weitere Informationen stehen auf 

www.wasser.rlp.de in der Rubrik Abwasser 

und wassergefährdende Stoffe/ Kommuna-

les Abwasser/ Energieeffizienz zur Verfü-

gung. 

 

Solarthermie 

Das Prinzip ist einfach: Solarthermieanla-

gen verwandeln Sonnenenergie in Wärme. 

Das funktioniert, indem die Wärmeträger-

flüssigkeit der Solarthermieanlage durch 

Absorption der Strahlungsenergie der 

Sonne aufgewärmt wird. Diese Wärme 

http://www.wasser.rlp.de/
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kann dann in zwei verschiedenen Anwen-

dungen genutzt werden: Zur solaren Trink-

wassererwärmung und zur solaren Hei-

zungsunterstützung. 

 

Mit knapp 80% ist der Flachkollektor der am 

häufigsten installierte Kollektortyp. Dane-

ben werden Röhrenkollektoren verbaut, 

während Luft- und Speicherkollektoren nur 

in wenigen Fällen existieren (0,2%). 

 

Bezüglich der Anlagennutzung ergibt sich 

ein Verhältnis von 52% für die Warmwas-

serbereitung und 47% für die Heizungsun-

terstützung (Raumheizung). Solarthermie-

Kollektoren werden nur in sehr geringem 

Ausmaß (<0,1%) zur Kälteerzeugung oder 

Prozesswärmeerzeugung verwendet. 

Bis Ende 2018 waren in Deutschland ins-

gesamt 2,36 Mio. Solarwärme-Anlagen mit 

einer Solarkollektorfläche von insgesamt 

20,5 qm (brutto) installiert. Bundesweit be-

trägt die insgesamt installierte Solarwärme-

Leistung 14,4 GWth. In 2018 wurden 71.000 

Solarwärme-Anlagen neu verbaut, die jähr-

lich CO2-Emissionen von rund 2 Mio. Ton-

nen vermeiden. 

Die gesamte Kollektorfläche lag in Rhein-

land-Pfalz im Jahr 2017 bei 974.100 m2, 

dies entspricht 49,06 m2 Kollektorfläche pro 

km2 Landesfläche. Die gesamte solarther-

mische Wärmeerzeugung belief sich auf 

0,395 TWhth. 

 

Im Bundesländervergleich lag Rheinland-

Pfalz im Jahr 2017 hinsichtlich des reali-

sierten Potenzials der Dachflächennutzung 

für Solarthermie hinter Bayern und Baden-

Württemberg auf einem dritten Rang.  

 
Das Thema: „Solare Wärmenutzung“ be-

handelt ebenfalls die Broschüre „Effizient 

Heizen mit Holz und Sonne“, die durch das 

Umweltministerium in Zusammenarbeit mit 

dem Landesbetrieb Landesforsten Rhein-

land-Pfalz im Jahr 2008 gemeinsam her-

ausgegeben wurde. Im Jahr 2014 wurde 

diese Broschüre grundlegend überarbeitet. 

Im Kapitel „Solare Wärmenutzung – Die 

Sonne schickt uns keine Rechnung“ wird 

anschaulich erklärt, welche Möglichkeiten 

die Solarthermie bietet. Die Broschüre kann 

unter anderem auf der Internetseite 

www.wald-rlp.de bestellt und heruntergela-

den werden. 

 

Fotovoltaik 

Solarinitiative Rheinland-Pfalz (SIRLP): In-

formations- und Kommunikationsinitiative 

zum Ausbau der Solarenergie 

Mit der Solarinitiative Rheinland-Pfalz un-

terstützt die Energieagentur Rheinland-

Pfalz insbesondere Kommunen und Unter-

nehmen bei der Planung und Umsetzung 

ihrer Solarenergievorhaben – sowohl im 

Bereich des Einsatzes solarer Wärme als 

auch im Bereich der regenerativen Strom-

erzeugung mit Fotovoltaik.  

 

http://www.wald-rlp.de/
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Zentrale Themen hierbei sind die Nutzung 

und Speicherung von Solarenergie zum 

Decken des Eigenbedarfs an Strom und 

Wärme. Hierbei kooperiert die Energie-

agentur Rheinland-Pfalz z. B. mit Kommu-

nen, Verbänden, Vereinen und Institutio-

nen im Land. Beispielgebend kann eine Ko-

operationsveranstaltung mit der Ecoliance 

e. V. in 2018 angeführt werden, in welcher 

insbesondere Unternehmen zu Möglichkei-

ten der Solarenergienutzung informiert 

wurden. 

 

Das Solar-Speicher-Programm 

Mit dem Solar-Speicher-Programm unter-

stützt das Land seit Oktober 2019 Privat-

haushalte und Kommunen dabei, neue Fo-

tovoltaikanlagen in Zusammenhang mit 

Batteriespeichern zu installieren.  

Es ist eine Ausweitung in Vorbereitung, so 

dass auch Anlagen in Unternehmen und 

Bürgerenergiegenossenschaften gefördert 

werden können. Für das PV-Speicher-Pro-

gramm stehen 5 Mio. Euro bereit. Die 

Nachfrage ist riesengroß: 

Zum Stichtag 12. März 2020 sind bei der 

Energieagentur RLP insgesamt 1.186 För-

deranträge eingegangen, von denen rund 

470 bearbeitet und bis auf wenige Ausnah-

men genehmigt worden sind. Wir rechnen 

damit, mit dem Batterie-Speicher-Pro-

gramm rund 3.000 Speicher fördern zu kön-

nen.  

Zum Vergleich: Im Jahr 2018 sind in Rhein-

land-Pfalz 1.076 PV-Speicher installiert 

worden, in 2019 waren es bereits 1.254. 

Unter den Antragstellern befinden sich mitt-

lerweile auch drei Kommunen. 

 

Beteiligung des Landes Rheinland-Pfalz 

am Projekt LIFE-IP ZENAPA 

Das Land Rheinland-Pfalz ist über das Na-

tionalparkamt Hunsrück-Hochwald Partner 

des EU-Förderprojekts „LIFE-IP ZENAPA – 

Zero Emission Nature Protection Areas“, 

welches zudem durch die Stiftung Umwelt 

und Natur Rheinland-Pfalz kofinanziert 

wird. Dem Projekt gehören Partner aus 8 

Bundesländern und Luxemburg an, darun-

ter aus Rheinland-Pfalz zahlreiche Kom-

munen sowie weitere Akteure, wie die Trä-

ger der Biosphärenreservate Bliesgau und 

Pfälzerwald-Nordvogesen. Das Projekt 

zielt darauf ab, die Energiewende mit den 

verschiedensten Anforderungen des 

Klima , Natur- und Artenschutzes in Ein-

klang zu bringen. Die Partner entwickeln 

dahingehend jeweils strategische Biodiver-

sitäts- und Klimaschutzkonzepte. In diesem 

Rahmen wurden von den Partnern das Pro-

gramm „1.000 Solardächer“ ins Leben ge-

rufen. Ziel ist es, im gesamten Projektge-

biet eine installierte Leistung von 59 MWp 

Fotovoltaik plus 5 Speicheranlagen bis 

2024 zu erreichen.  
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Landesverordnung Freiflächen-Fotovoltaik 

Strom aus Freiflächen-Fotovoltaik ist die 

derzeit günstigste Stromerzeugungsart in 

Deutschland. Für Anlagen, die nach dem 

EEG eine Einspeisevergütung erhalten 

wollen, lässt das EEG die Errichtung von 

Fotovoltaik-Freiflächenanlagen im Wesent-

lichen nur auf versiegelten Flächen und 

Konversionsflächen sowie auf Seitenrand-

streifen entlang von Autobahnen und 

Schienenwegen zu. Diese bundesgesetz-

lich geregelte Flächenkulisse begrenzt da-

mit den Ausbau der Freiflächen-Fotovoltaik 

erheblich und sollte daher erweitert wer-

den.  

 

Das EEG eröffnet zudem den Ländern die 

Möglichkeit, eigene Regelungen für die 

Nutzung von Acker- und Grünlandflächen 

für Fotovoltaik-Freiflächenanlagen zu tref-

fen. Um im Land die Teilhabe auch an die-

sem Baustein der Energiewende bzw. der 

dadurch generierten regionalen Wert-

schöpfung zu ermöglichen, hat die Landes-

regierung von dieser Ermächtigungsgrund-

lage im EEG Gebrauch gemacht und Ge-

bote auf ertragsarmen Grünlandflächen in 

benachteiligten Gebieten für Fotovoltaik-

Freiflächenanlagen in den einschlägigen 

Ausschreibungen zugelassen. Diese Öff-

nung der Flächenkulisse erfolgt für maximal 

50 Megawatt jährlich bis 2021, was einer 

Fläche von maximal ca. 100 ha jährlich ent-

spricht. 

 

Landesweites Solarkataster 

Der rheinland-pfälzische Ministerrat be-

grüßte in seinem Beschluss vom 

12.11.2019 die existierenden Initiativen von 

Städten, Gemeinden und Landkreisen in 

Rheinland-Pfalz, Solarkataster der neuen 

Generation einzuführen und kündigte an, 

im Jahr 2020 ein landesweites Online-So-

larkataster einzuführen.“ 

 

Geothermie 

Im Bereich des Oberrheingrabens der Süd- 

und Vorderpfalz verfügt Rheinland-Pfalz 

über große geothermische Potenziale der 

Tiefengeothermie. Seit mehr als einem 

Jahrzehnt wird in diesem Bereich nach Erd-

wärme gesucht. Zu deren Nutzung wurden 

zwei Geothermiekraftwerke errichtet, die 

aus etwa 3.000 m Tiefe über 160 Grad Cel-

sius heißes Thermalwasser heben und da-

raus elektrische und Wärmeenergie erzeu-

gen können. In Landau ging Ende 2007 das 

erste industrielle Geothermie-Kraftwerk 

Deutschlands in Betrieb. Es verfügt über 

eine elektrische Leistung von circa 3 MW. 

Die mögliche thermische Leistung zu Heiz-

zwecken beträgt 3 bis 6 MW. Das Kraftwerk 

war zwischenzeitlich auf Grund einer tech-

nischen Havarie im März 2013 außer Be-

trieb genommen worden. In Insheim, nur 

wenige Kilometer von Landau entfernt, ist 

seit Ende des Jahres 2012 ein zweites Ge-

othermiekraftwerk in Betrieb. Die elektri-

sche Leistung dieses Kraftwerkes liegt bei 
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4,8 MW, die mögliche thermische Leistung 

zu Heizzwecken beträgt hier 6 bis 10 MW.  

 

In Rheinland-Pfalz sind derzeit drei tiefe 

Erdwärmesondenanlagen in Betrieb, bei 

denen die Erdwärme ausschließlich zu 

Heizzwecken aus Tiefen von 800 – 1.500 

Metern genutzt wird. Des Weiteren werden 

in Rheinland-Pfalz diverse kalte Nahwär-

menetze betrieben. Mehrere Häuser wer-

den hierbei zu Heiz- und Kühlzwecken an 

ein zentrales Erdwärmesondenfeld ange-

schlossen. Im Sommer 2016 wurde bei-

spielsweise ein Projekt in Schifferstadt um-

gesetzt, bei dem 40 Häuser von einem 

zentralen Sondenfeld mit 28 oberflächen-

nahen Erdwärmesonden versorgt werden.  

Auf Grund von spürbaren Erdbeben im Au-

gust und September 2009, die im Zusam-

menhang mit dem Betrieb des Geothermie-

kraftwerkes in Landau standen, hat die 

Landesregierung ein „Mediationsverfahren 

Tiefe Geothermie Vorderpfalz“ initiiert. Ver-

treterinnen und Vertreter von Bürgerinitiati-

ven und Betreibergesellschaften haben 

über die Probleme der Nutzung der Tiefen-

geothermie diskutiert und zusammen mit 

der Landesregierung Lösungsansätze ver-

einbart  

(https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirt-

schaftszweige/rohstoffwirtschaft-geolo-

gie/buergerdialog).  

 

Die Nutzung oberflächennaher Erdwärme 

als erneuerbare Energie zu Heiz- und Kühl-

zwecken ist in Rheinland-Pfalz etabliert und 

wird weiter ausgebaut.  

Dabei wird die in den Erdschichten bzw. 

dem Grundwasser bis 400 Meter gespei-

cherte Wärme bei einem Temperaturni-

veau von 8 bis 12°C über effiziente Wärme-

pumpen genutzt.  

 

Die Landesregierung unterstützt die Nut-

zung der Erdwärme durch die Datenbereit-

stellung beim Landesamt für Geologie und 

Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) als zent-

rale Anlaufstelle für geowissenschaftliche 

Fragestellungen. Das LGB gewährt den Zu-

griff auf geologische Karten und andere ge-

ologische bzw. geothermische Informatio-

nen (http://www.lgb-rlp.de/de/karten-und-

produkte/online-karten/online-karten-ge-

othermie.html). Ziel des internetgestützten 

Informationsangebotes ist eine kostenfreie 

Standortanalyse zur Nutzung der oberflä-

chennahen Erdwärme. Bauherren, Planer 

und Bohrfirmen erhalten damit eine Viel-

zahl wichtiger Informationen rund um das 

Thema „Heizung mit Wärmepumpen und 

Erdwärmesonden" (http://www.lgb-

rlp.de/service/lgb-downloads/erd-

waerme.html).  

 

Für Fragestellungen zur tiefen Geothermie 

im Oberrheingraben stehen geologische 

und geophysikalische Informationen in 

Form eines digitalen dreidimensionalen 

https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschaftszweige/rohstoffwirtschaft-geologie/buergerdialog
https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschaftszweige/rohstoffwirtschaft-geologie/buergerdialog
https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschaftszweige/rohstoffwirtschaft-geologie/buergerdialog
http://www.lgb-rlp.de/de/karten-und-produkte/online-karten/online-karten-geothermie.html
http://www.lgb-rlp.de/de/karten-und-produkte/online-karten/online-karten-geothermie.html
http://www.lgb-rlp.de/de/karten-und-produkte/online-karten/online-karten-geothermie.html
http://www.lgb-rlp.de/service/lgb-downloads/erdwaerme.html
http://www.lgb-rlp.de/service/lgb-downloads/erdwaerme.html
http://www.lgb-rlp.de/service/lgb-downloads/erdwaerme.html


3.1 Erneuerbare Energiequellen, KWK und Eigenstromversorgung 
 

 

32 

Untergrundmodells online zur Verfügung 

(http://www.geopotenziale.org). 

 

Kraft-Wärme-Kopplung auf Basis der er-

neuerbaren Energien 

Der Begriff „Kraft-Wärme-Kopplung“ (KWK) 

bezeichnet die gleichzeitige Umwandlung 

von fossilen oder regenerativen Energieträ-

gern in elektrische Energie und Nutz-

wärme. Kraft-Wärme-Kopplungs-Technolo-

gien nutzen im Vergleich zu einer getrenn-

ten Strom- und Wärmeerzeugung vorhan-

dene Energieträger effizienter aus, scho-

nen fossile und regenerative Ressourcen, 

verringern die spezifischen Treibhausgas- 

und Schadstoffemissionen bei der Strom- 

und Nutzwärmeerzeugung und leisten da-

mit einen wichtigen Beitrag für den Klima- 

und Umweltschutz. Durch eine Nutzung der 

KWK können Gesamtwirkungsgrade in 

Höhe von bis zu 90% erreicht werden.  

 

Im bundesweiten Vergleich gehört Rhein-

land-Pfalz im Jahr 2017 mit einem Anteil 

der KWK an der Gesamtstromerzeugung 

von ca. 42,4% sowie bezogen auf den Brut-

tostromverbrauch des Landes von ca. 

30,2% zur Spitzengruppe innerhalb der 

deutschen Flächenländer. Der Anteil der 

KWK an der Nettostromerzeugung lag in 

2017 bundesweit nur bei ca. 20,0%. 

Mit einem Anteil von ca. 90% wird überwie-

gend Erdgas als Brennstoff für die KWK-

Stromerzeugung im Land eingesetzt. Der 

Verwendung regernativer Energien in 

KWK-Anlagen ist mit einem Anteil von 6,4% 

bezogen auf die Nettostrom- und -wärme-

erzeugung in 2017 aber immer noch ver-

gleichsweise gering. Der Anteil der Indust-

rie an der KWK-Stromerzeugung ist mit ca. 

87% in 2017 auch im Bundesvergleich be-

sonders hoch. Insbesondere die industri-

elle Eigenstromerzeugung auf der Basis 

von Erdgas-KWK ist für die rheinland-pfäl-

zische Wirtschaft von besonderer Bedeu-

tung.  

Trotz des derzeit im Bundesvergleich ho-

hen Ausbaustandes der KWK hat die rhein-

land-pfälzische Landesregierung in den 

vergangenen Jahren den weiteren Ausbau 

der Kraft-Wärme-Kopplung mit verschiede-

nen Maßnahmen weiter aktiv begleitet. 

So unterstützt die Landesregierung sowohl 

fachlich als auch finanziell die jährlich an 

der TH Bingen stattfindende KWK-Impuls-

tagung Rheinland-Pfalz, die sich in den zu-

rückliegenden zwölf Jahren als zentrale 

Plattform für den Informations- und Erfah-

rungsaustausch zu allen KWK-relevanten 

Themen etabliert hat.  

 

Eigenstromversorgung 

Die fortschreitende technologische Ent-

wicklung in der regenerativen Stromerzeu-

gung sowie in der Kraft-Wärme-Kopplung 

ermöglicht in zunehmendem Maße, das 

sich Unternehmen, kommunale Einrichtun-

gen und private Haushalte kostengünstig 

selbst mit Strom versorgen können. 

http://www.geopotenziale.org/
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Die industrielle Eigenstromerzeugung, die 

zu ca. 95% in KWK-Anlagen erfolgt, ist für 

Rheinland-Pfalz von herausragender Be-

deutung. Die rheinland-pfälzischen Unter-

nehmen haben in den zurückliegenden 

Jahren bereits in großem Maße in diese kli-

mafreundliche, flexible und hocheffiziente 

Strom- und Nutzwärmeerzeugung inves-

tiert.  

 

Die industrielle Eigenstromerzeugung hatte 

in Rheinland-Pfalz in 2017 einen Anteil an 

der Gesamtstromerzeugung von ca. 40%, 

am Gesamtstromverbrauch des Landes 

von ca. 29% sowie am Stromverbrauch der 

Industrie von ca. 52%. 

 

Mit dem Ausbau der Eigenstromversor-

gung ist eine Vielzahl positiver Effekte für 

eine kosteneffiziente Umsetzung der Ener-

giewende im Land verbunden. Die Eigen-

stromversorgung trägt zu einer Reduktion 

der Netzausbaukosten auf der Übertra-

gungs- und Verteilnetzebene bei, da der 

Strom vor Ort erzeugt und verbraucht wird, 

steigert die regionale Wertschöpfung und 

führt zu einem sinkenden Bedarf an Ener-

gieträgerimporten. 

Wenn unsere Bürgerinnen und Bürger so-

wie unsere Unternehmen ihren Strom 

selbst erzeugen und verbrauchen, erhöht 

das auch die Akzeptanz für die Energie-

wende, da sie als neue energiewirtschaftli-

che Akteure einen aktiven Beitrag zum Auf-

bau einer regenerativen und hocheffizien-

ten Stromversorgung leisten können und so 

zu wichtigen Treibern dieses Umwand-

lungsprozesses werden. 

Daher setzt sich das Land bereits seit Jah-

ren auf Bundes- wie auch EU-Ebene aktiv 

dafür ein, dass die Eigenstromerzeugung 

auf der Basis regenerativer Brennstoffe so-

wie der hocheffizienten Erdgas-KWK so-

wohl bei Neu- als auch Bestandsanlagen 

von allen staatlich induzierten Preisbe-

standteilen befreit werden.    

 

Neben der industriellen Eigenstromerzeu-

gung unterstützt die rheinland-pfälzische 

Landesregierung insbesondere die Eigen-

stromnutzung durch PV-Anlagen auf priva-

ten Wohnhäusern beispielsweise im Rah-

men der Solarinitiative der rheinland-pfälzi-

schen Energieagentur. Auch Mieterstrom-

modelle, bei denen die Eigenstromerzeu-

gung im eigenen Wohngebäude die Ener-

giekosten für Mieter dauerhaft senkt, kön-

nen einen wesentlichen Beitrag dazu leis-

ten, dass auch Mieter von der Energie-

wende finanziell profitieren. 

 

Bürgerenergiegenossenschaften 

Bürgerenergiegenossenschaften werden 

vor allem von den Menschen in ihrer Re-

gion getragen und sind damit fest in dieser 

verankert. Ihr Erfolg lässt sich nicht zuletzt 

darauf zurückführen, dass sie vielen Men-

schen eine Beteiligung an Energieprojek-

ten bei relativ geringem Risiko und einer 
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demokratischen Mitsprache ermöglichen. 

Dabei setzen Energiegenossenschaften 

vor allem Projekte in ihrem Umfeld um, was 

die regionale Wertschöpfung und die Ak-

zeptanz der Energiewende stärkt. Energie-

genossenschaften stehen für eine Energie-

wende auf bürgerschaftlicher und dezent-

raler Ebene. 

 

Die dezentrale Gestaltung der Energie-

wende ist für uns eine Grundvorausset-

zung, um unsere klimaschutz- und energie-

politischen Ziele zu erreichen. Bürgerener-

giegenossenschaften sind uns dabei wich-

tige Partner. 

 

Landesnetzwerk BürgerEnergieGenossen-

schaften Rheinland-Pfalz e.V. - LaNEG 

 

Das LaNEG gründete sich am 18. März 

2012 und wird vom Land gefördert. Mittler-

weile sind 20 Bürgerenergie-genossen-

schaften aus Rheinland-Pfalz Mitglied. Da-

neben sind das Netzwerk „Energiewende 

jetzt“, der Genossenschaftsverband – Ver-

band der Regionen e.V. sowie eine Ener-

giegenossenschaft aus Nordrhein-Westfa-

len und eine mit Sitz im Saarland Netzwerk-

mitglied. 

                                                
2 LaNEG, Mainz, April 2019 

Die 20 rheinland-pfälzischen Bürgerener-

giegenossenschaften mit ihren rund 4.500 

Mitgliedern haben bisher über 47 Mio. Euro 

in lokale Erneuerbare-Energien-Anlagen 

investiert. Diese Investitionen umfassen ca. 

24 MWp Fotovoltaik sowie 6 MW Wind-

energie und 6 Beteiligungen an Wind-

parks.2 

 

Das Landesnetzwerk hat sich als zentraler 

Ansprechpartner für Fragen rund um die 

Bürgerenergie etabliert. Es vertritt die Inte-

ressen der rheinland-pfälzischen Energie-

genossenschaften, fördert den Erfahrungs-

austausch unter den Energiegenossen-

schaften sowie die Vernetzung mit anderen 

Akteuren der Energiewende und unter-

stützt die Energiegenossenschaften bei der 

Erschließung neuer Geschäftsfelder. Als 

Mitglied sowohl im Energiebeirat als auch 

im Klimaschutzbeirat der Landesregierung 

Rheinland-Pfalz berät es diese in Bezug 

auf Bürgerbeteiligung an der Energie-

wende. 

 

Weitere Informationen zum Landesnetz-

werk und seinen Mitgliedern sind unter 

www.laneg.de zu finden 

 

Rolle der Kommunen 

Die Kommunen sind ein Schlüsselakteur 

für die erfolgreiche Umsetzung der Ener-

http://www.laneg.de/
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giewende und das Erreichen der Klima-

schutzziele. Als Planungs- und Genehmi-

gungsbehörde beeinflussen sie maßgeb-

lich die Umsetzung von Klimaschutz- und 

Energieeffizienzmaßnahmen sowohl von 

privaten Haushalten als auch von Unter-

nehmen. Als Projektträgerinnen für das 

Landesprogramm „Wärmewende im Quar-

tier“ lassen 55 Kommunen Quartiersanie-

rungskonzepte erarbeiten und 27 unterstüt-

zen die Umsetzung mit einem dreijährigen 

Sanierungsmanagement In den Quartieren 

werden Synergien zwischen Energieerzeu-

gern, Unternehmen und Privathaushalten 

für Energieeffizienz und erneuerbare Ener-

gien genutzt (mehr dazu auf S.52). 

 

Aber auch als Eigentümer von Liegen-

schaften mit erheblichen, bislang nicht ge-

hobenen Energieeffizienzpotenzialen sind 

die Kommunen gefordert, ihre Vorbildfunk-

tion wahrzunehmen und durch Energieeffi-

zienzmaßnahmen in öffentlichen Gebäu-

den aktiv die Energiewende zu gestalten. 

Rund 10 bis 15 % der Energiekosten kön-

nen bereits durch nicht investive oder ge-

ring investive Maßnahmen eingespart wer-

den. 

Hier setzt das rheinland-pfälzische Umwelt-

ministerium mit einem Projekt zum kommu-

nalen Energiemanagement im Rahmen ei-

nes seit 2017 gestarteten EFRE-Pro-

gramms „100 Energie-Effizienz-Kommu-

nen“ an. Dabei geht es um die systemati-

sche Erfassung und das Controlling der 

Energiedaten in den kommunalen Liegen-

schaften unter der Prämisse, den Energie-

verbrauch, die damit verbundenen Kosten 

und letztlich die Treibhausgasemissionen 

zu senken.  

 

Mit den einzelnen EFRE-Programmbau-

steinen wurden über die Energieagentur 

des Landes bereits über 100 Gemeinden 

erreicht. Nunmehr soll der Fokus gezielt auf 

das kommunale Energiemanagement ge-

legt werden mit dem Ziel, alle Gemeinden 

in Rheinland-Pfalz mittelfristig zu Energie-

effizienz-Kommunen zu entwickeln. 
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3.2 Ausbau und Entwicklung der Energie-Infra-
struktur 

 

Netzausbau und Aufbau intelligenter 

Netzstrukturen 

Netzausbau auf der Übertragungsnetzebene 

Bis 2022 werden die deutschen Kernkraft-

werke schrittweise außer Betrieb genommen 

sowie die Braun- und Steinkohlekraftwerke 

spätestens bis Ende 2038 stillgelegt. Der 

Ausbau der Verbindungen zu unseren euro-

päischen Nachbarn wird verstärkt, um Ver-

sorgungssicherheit über die Staatsgrenzen 

zu ermöglichen. Diesen Wandel zeichnet das 

Stromnetz nach. Dazu gibt es zwei zentrale 

Gesetzesvorhaben, die die konkreten Aus-

bauprojekte vorgeben. Beide Gesetzge-

bungsvorhaben betreffen das Land Rhein-

land-Pfalz. 

 

Im Jahr 2009 wurde das Gesetz zum Ausbau 

von Energieleitungen (EnLAG) verabschie-

det. Das EnLAG listete ursprünglich 24 Aus-

bauprojekte auf und stufte sie als notwendig 

für die künftige Energieversorgung in 

Deutschland ein. In der Landesfläche Rhein-

land-Pfalz wurde der festgestellte Ausbaube-

darf inzwischen weitgehend umgesetzt. Noch 

nicht gebaut ist das Vorhaben EnLAG Nr. 19, 

bei dem es um den Neubau der 380-kV-

Hochspannungsfreileitung von Dauersberg 

Richtung Dortmund geht. Die Planfeststel-

lung im Abschnitt Dauersberg – Landes-

grenze Rheinland-Pfalz/NRW (16 km) er-

folgte im Juli 2015.  

 

Das Bundesbedarfsplangesetz stellt seit 

2013 für die darin enthaltenen Vorhaben die 

energiewirtschaftliche Notwendigkeit und 

den vordringlichen Bedarf zur Gewährleis-

tung eines sicheren und zuverlässigen Netz-

betriebes fest. Von bundesweit 43 Vorhaben 

sind 16 als länderübergreifend oder grenz-

überschreitend im Sinne des Netzausbaube-

schleunigungsgesetzes (NABEG) gekenn-

zeichnet. Zwei Vorhaben sind für die Landes-

fläche Rheinland-Pfalz relevant. Einerseits ist 

dies die Gleichstromverbindung Ultranet zwi-

schen Osterath und Philippsburg, einem bun-

desländerübergreifenden Vorhaben. Außer-

dem geht es um eine Höchstspannungslei-

tung zwischen Metternich (bei Koblenz) und 

Niederstedem (nördlich von Trier).  

 

Aufbau intelligenter Netzstrukturen 

Bereits heute übertreffen die installierten 

Leistungen der EE-Anlagen in Rheinland-

Pfalz die Spitzennachfrage. In Zeiten mit viel 

Wind und viel Sonne erzeugen die Anlagen 

dann mehr Strom als zeitgleich in Rheinland-

Pfalz vollständig verbraucht werden kann. 
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Dies ist der Ausgangspunkt für eine hochin-

novative Entwicklung. 

 

Das Ziel eines weitgehend automatisierten 

Energieversorgungssystems, das die sich 

verstärkende Dynamik, Flexibilität und Kom-

plexität der Energieversorgung beherrschbar 

macht, setzt einerseits Methoden, Verfahren 

und IKT-Komponenten voraus, um die infor-

mations- und energietechnischen Kompo-

nenten eines Gesamtsystems zu integrieren 

und zu koordinieren und benötigt anderer-

seits die Entwicklung marktrelevanter An-

wendungen, die die gewonnenen Erkennt-

nisse der energiewirtschaftlichen Praxis zu-

führen.  

 

Smart Grids – Die digitalen Stromnetze der 

Zukunft 

Der Begriff „Smart Grid" umfasst die intelli-

gente Steuerung von Erzeugern, Speichern, 

Verbrauchern und Netzbetriebsmitteln in 

Übertragungs- und Verteilungsnetzen mit 

Hilfe von Informations- und Kommunikations-

technik (IKT). Smart Grids, „intelligente 

Netze“, werden eine entscheidende Kompo-

nente der Energieversorgung der Zukunft 

sein. 

 

Hierbei geht es zum einen im Rahmen der 

netzseitigen Systemführung um den erhöh-

ten Informationsbedarf über verschiedene 

Netzzustände in Echtzeit (Smart Grids) und 

zum anderen um Messwerte und -daten zur 

marktseitigen Bereitstellung für Lieferanten, 

Netzbetreiber und Netznutzer sowie zur Bi-

lanzierung und Endkundenabrechnung 

(Smart Market). 

Smart Grids tragen im Wesentlichen Verant-

wortung dafür, dass in den flächendeckenden 

Verteilernetzen ausreichend Netzkapazitäten 

für alle Stromerzeuger und Strombezieher 

vorhanden sind. Denn in Zukunft wird jedes 

Haus nach Möglichkeit nicht nur Strom bezie-

hen, sondern auch selbst Strom erzeugen 

und ins Netz einspeisen. Der bisher weitge-

hend passive Stromkunde wird zum aktiven 

so genannten „Prosumer“. Die E-Wirtschaft 

und ihre Kunden bewegen sich unter diesen 

Voraussetzungen von der bisher verbrauchs-

orientierten Erzeugung hin zu einem erzeu-

gungsorientierten Verbrauch. 

Eine wichtige Rolle beim Management der 

Smart Grids spielen „intelligente“ Stromzäh-

ler (Smart Meter), die im Haushalts- und Ge-

werbebereich die bisher üblichen Ferraris-

Zähler ersetzen.  

 

Im Zusammenspiel mit intelligenten Strom-

zählern – Smart Meter – sind Intelligente 

Stromnetze die Basis für den effizienten Um-

gang mit Strom, die Stabilisierung des Strom-

netzes und den Aufbau der Elektromobilität. 

 

Zukunftsinitiative Smart Grids Rheinland-

Pfalz  

Mit der „Zukunftsinitiative Smart Grids" be-

gleitet und unterstützt das Land die flächen-

deckende Einführung von intelligenten Net-
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zen sowie von intelligenten Netzmanage-

mentsystemen und bindet hierzu insbeson-

dere die Wirtschaft und Kommunen ein. Die 

„Zukunftsinitiative" bietet Erstinformationen 

zu den Nutzungsmöglichkeiten intelligenter 

Netztechnik, zur Verbrauchssteuerung, zur 

wirtschaftlichen Nutzung von Flexibilität im 

Energieverbrauch sowie zur Einbindung von 

Eigenstromerzeugungsanlagen und innovati-

ver Energiespeicherlösungen in virtuellen 

Kraftwerken. 

 

Regionale Netze/ Verbundstrukturen 

Das Stromsystem hat sich in den letzten Jah-

ren einer starken Veränderung gegenüberge-

sehen. Zunehmend stellen die fluktuierenden 

und dezentralen Erneuerbaren Energien 

Wind und Photovoltaik das prägende Ele-

ment des neuen Stromsystems dar, diese 

können jedoch nur sehr bedingt sichere Leis-

tung bieten.  

 

Die regenerativen Erzeuger müssen deshalb 

von Flexibilitätsoptionen für die Erbringung 

positiver und negativer Residuallast flankiert 

werden, die kurz-, mittel- und langfristig vor-

handene Angebotslücken überbrücken. Dies 

wird durch ein dezentrales und intelligentes 

„Lastmanagement“ möglich, welches eine ef-

fiziente Sektorenkopplung voraussetzt. 

 

Ein Beispiel ist das Projekt „Verbundnetze 

Westeifel“, welches in der Region vorhan-

dene Anlagen für Strom Wind, Sonne, Was-

ser und Biogas in ein spartenübergreifendes 

Verbundsystem einbezieht. Biogas kann für 

die Systemtransformation unverzichtbare 

Funktionen erbringen. Dies geschieht durch 

den weiteren Ausbau der Kraft-Wärme-Kopp-

lung und die stärkere Verbreitung elektrischer 

Wärmepumpen. 

 

Ein weiteres Beispiel demonstriert, wie über 

die Sektorenkoppelung demnächst klima-

neutral Brennstoffzellenbusse auf den Stra-

ßen im Rhein-Main-Gebiet im Rahmen eines 

Probebetriebs fahren werden. Eine Wasser-

stofftankstelle wurde auf dem Betriebshof der 

ESWE Verkehr in Wiesbaden errichtet. Sie 

wird das kontinuierliche Betanken von min-

destens acht Bussen ermöglichen. Ein Kom-

petenzzentrum mit Werkstatt für die Wartung 

der Brennstoffzellenbusse wird auf dem Ge-

lände der MVG in Mainz aufgebaut. Der Was-

serstoff für die Tankstelle stammt aus dem 

Energiepark Mainz und wird mit Hilfe von 

Windstrom produziert. 

Die Verbundprojekte zeigen, wie sich die 

Sektoren Mobilität und Wärme immer stärker 

mit dem Stromsektor verzahnen müssen. 

 

Flexibilisierung des Energieversorgungs-

systems 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien wird 

auch in den kommenden Jahren wesentlich 

durch den Ausbau der Windenergie und der 

Fotovoltaik getragen werden. 

 

Bereits heute haben Windenergie und Foto-

voltaik in Rheinland-Pfalz einen Anteil von ca. 
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78% an der regenerativ erzeugten Strom-

menge und von ca. 93% an der installierten 

regenerativen Stromerzeugungsleistung. 

 

Rheinland-Pfalz hat sich das Ziel gesetzt, bis 

zum Jahr 2030 den Strombedarf bilanziell 

vollständig durch erneuerbare Energien zu 

decken. Für unser Industrieland ist dabei von 

zentraler Bedeutung, dass auch in einem 

Stromsystem mit regenerativer Versorgung 

der Energiebedarf jederzeit zuverlässig ge-

deckt wird.  

 

Dabei gilt die zentrale Herausforderung, 

Stromerzeugung und -verbrauch jederzeit in 

Einklang zu bringen und die im internationa-

len Vergleich sehr gute Stromversorgungssi-

cherheit auch zukünftig auf hohem Niveau zu 

gewährleisten. 

 

Eine effiziente und vollständige Integration 

erneuerbarer Energien in sichere Versor-

gungsstrukturen erfordert die Flexibilisierung 

des gesamten Energiesystems.  

Neben dem Ausbau und der Digitalisierung 

der Stromnetze stehen entlang der Wert-

schöpfungskette verschiedene Optionen zur 

Flexibilisierung der Energieversorgung zur 

Verfügung, so z. B. der Einsatz von Strom-

speichern, die Sektorenkopplung einschließ-

lich Power-to-Gas, die Ausweitung von De-

mand Side Management sowie die Flexibili-

sierung des konventionellen Kraftwerkparks. 

Anbieter von Flexibilität auf der Erzeugungs- 

und Nachfrageseite können auf dem Strom-

markt und durch die Erbringung von Sys-

temdienstleistungen Erlöse erwirtschaften. 

Die derzeit zu beobachtenden Preissignale 

bilden jedoch nur begrenzte Anreize für wei-

tere Investitionen in Flexibilität. 

 

Vor diesem Hintergrund sind im Rahmen der 

Weiterentwicklung des aktuellen Strom-

marktdesigns weitere Anstrengungen gebo-

ten, die Märkte für Flexibilität in der Stromver-

sorgung zu schaffen. Ziel ist es, gemeinsam 

mit Vertretern der Energiewirtschaft, der In-

dustrie und der Forschung den Bedarf an Fle-

xibilität im Stromversorgungssystem zu dis-

kutieren und die entsprechenden Marktmo-

delle für die notwendigen Flexibilitätsoptio-

nen zu entwickeln. 

 

Durch die Neugestaltung staatlich induzierter 

Preisbestandteile (Umlagen, Abgaben, Ent-

gelte und Steuern) im Energiesektor muss 

zukünftig ein verstärkter Anreiz für einen sys-

temdienlichen Einsatz der uns zur Verfügung 

stehenden Flexibilitätsoptionen geschaffen 

und die Wettbewerbsfähigkeit von regenera-

tiv erzeugtem Strom zu fossilen Energieträ-

gern hergestellt werden, beispielsweise um 

die Sektorenkopplung zu unterstützen.    

 

Regelung und Speicherung 

In einem regenerativen Stromversorgungs-

system werden alle Arten von Stromspei-

chern ihren Anwendungsfall finden – begin-

nend von der PV-Batterie für die heimische 
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PV-Anlage über die Großbatterie in der Pri-

märregelung sowie die saisonale Energie-

speicherung durch Power-to-Gas und Bio-

energie. 

 

In den zurückliegenden Jahren hat der Ein-

satz von PV-Batteriesystemen zur Erhöhung 

der Eigenstromversorgungsquote insbeson-

dere in privaten Haushalten an Bedeutung 

gewonnen. Entsprechend den Daten des 

Jahresberichts 2018 zum bundesweiten So-

larstromspeicher-Monitoring3 waren zum 

31.12.2017 deutschlandweit ca. 85.000 PV- 

Stromspeicher installiert. Am 28.08.2018 

wurde in Eichwalde bei Berlin der 100.000. 

Fotovoltaik-Speicher in Deutschland offiziell 

in Betrieb genommen. 

 

Mit einer Anzahl von ca. 3.600 Systemen 

zum Ende des Jahres 2017 beträgt der Anteil 

von Rheinland-Pfalz an den deutschlandweit 

installierten PV-Speichern ca. 4,2%. Für die 

PV-Batteriesysteme in Rheinland-Pfalz las-

sen sich aus den bundesweiten Zahlen eine 

Leistung von ca. 12 MW sowie eine Speicher-

kapazität von ca. 25 MWh abschätzen. 

 

Für die Zeiten, in denen die Sonne nicht aus-

reichend scheint und der Wind nicht genug 

weht, die durchaus auch mal mehrere Wo-

                                                
3 ISEA - Institut für Stromrichtertechnik und 
Elektrische Antriebe RWTH Aachen: Wissen-
schaftliches Mess- und Evaluierungsprogramm 

chen andauern können, braucht es Langzeit-

speicher, um die Versorgungssicherheit zu 

garantieren. 

 

Bioenergie sowie „EE-Gas“, das aus erneu-

erbaren Stromüberschüssen durch Elektro-

lyse erzeugt wird und in die bestehende Erd-

gasinfrastruktur eingespeist werden kann, er-

möglichen die notwendige Langzeitspeiche-

rung regenerativer Energie. 

 

Der Deutsche Verein des Gas- und Wasser-

fachs (DVGW) schätzt die Speicherkapazität 

der Gasleitungen und Gasspeicher in 

Deutschland auf ca. 230 Terawattstunden. 

Würde diese Gasmenge vorrangig im 

Stromsektor hocheffizient eingesetzt, ließe 

sich – nach entsprechender Ausgestaltung 

des gesamten Kraftwerkparks – der Strom-

verbrauch Deutschlands für ca. 2 Monate ab-

decken. 

 

Biogas kann auf Grund der vergleichsweise 

kostengünstigen Lagerfähigkeit sowohl zur 

Kurzzeit-, als auch zur Langzeit-Speicherung 

eingesetzt werden. Biogasanlagen sind auf 

der Ebene der Regionalversorgung eine kos-

tengünstige Regel- und Speicheroption. Ihre 

Verstromungsanlagen sind kaltstartfähig und 

innerhalb von Minuten einsatzbereit. 

Solarstromspeicher 2.0 - Jahresbericht 2018, 
2018· 
www.enerqiespeichermonitoring.de  

http://www.enerqiespeichermonitoring.de/
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Gerade für kommunale Unternehmen be-

steht eine günstige Regel- und Speichermög-

lichkeit darin, Biogas aus Klärschlamm oder 

Bioabfällen zu erzeugen, zwischenzuspei-

chern und flexibel in sonnen- und windschwa-

chen Zeiten zu verstromen. 

 

Sektorenkopplung 

In einem zukünftigen regenerativen Stromer-

zeugungssystem wird die fluktuierende rege-

nerative Stromerzeugungsleistung ein Vielfa-

ches der Spitzenlast betragen.   

Bereits heute übersteigt die im Land instal-

lierte Stromerzeugungsleistung von Wind-

energie und PV mit zusammen über 6.000 

MW die Spitzenlast des Landes. Die Sekto-

renkopplung wird sich aber nicht nur auf die 

kosteneffiziente Nutzung von regenerativ er-

zeugtem Überschuss-Strom beschränken, 

sondern muss im Sinne des Klimaschutzes 

auch gezielt für eine zusätzliche Substitution 

fossiler Brennstoffe bzw. Kraftstoffe im 

Wärme- und Verkehrssektor eingesetzt wer-

den. 

 

Sektorenkopplung trägt nur dann zur Ener-

giewende und zur weitgehenden Dekarboni-

sierung unserer Energieversorgung bei, 

wenn der Strom aus erneuerbaren Energien 

möglichst energieeffizient und als Ersatz fos-

siler Energieträger verwendet wird. 

Darüber hinaus muss die Sektorenkopplung 

zur Erschließung von Flexibilitätspotentialen 

beitragen, die Integration von Erneuerbaren 

Energien im Strommarkt unterstützen und 

auch bei Netzengpässen systemdienlich wir-

ken. 

Einsatzmöglichkeiten ergeben sich dabei ins-

besondere in den Verbrauchssektoren 

Wärme und Mobilität. 

 

Aber auch der Industriesektor bietet vielfäl-

tige Möglichkeiten für den Einsatz regenera-

tiv erzeugter Energieträger, wie z. B. Wasser-

stoff oder Methan aus Power-to-Gas-Anla-

gen. 

 

Wesentliche Technologien für eine effiziente 

Sektorenkopplung sind bereits heute verfüg-

bar und erfolgreich in der praktischen Anwen-

dung.  

Beispiele hierfür sind u. a.  Wärmepumpen, 

Induktionsöfen in Eisengießereien, aber auch 

Elektrofahrzeuge oder Pedelecs sowie 

Power-to-Gas-Anlagen. 

Biogas-KWK-Anlagen verbinden mit Strom-, 

Wärme und Biogas sogar drei Energiesekto-

ren auf hocheffiziente Weise miteinander. 

 

Wesentliches Hemmnis für eine breite An-

wendung der Sektorenkopplung besteht der-

zeit insbesondere in der geringen Wettbe-

werbsfähigkeit von Strom gegenüber fossilen 

Brennstoffen, wie z. B. Erdgas oder Heizöl.  

Durch die Belastung mit staatlich induzierten 

Preisbestandteile (Steuern, Abgaben, Ent-

gelte und Umlagen) ist die Verwendung von 

Strom insbesondere im Wärmesektor mit 
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Ausnahme von industriellen Sonderanwen-

dungen (Induktionsöfen) oder Wärmepum-

pen in der Regel nicht wirtschaftlich. 

Der Bundesgesetzgeber ist gefordert, durch 

eine grundlegende Neugestaltung der staat-

lich induzierten Preisbestandteile, die Wett-

bewerbsfähigkeit von regenerativ erzeugtem 

Strom mit fossilen Energieträgern sicher zu 

stellen.   

 

Maßnahmen und Projekte des Landes  

Im Land wurden und werden verschiedene 

Modellprojekte zur technischen Entwicklung 

und Markteinführung von intelligenten Flexi-

bilitätstechnologien durchgeführt. 

 

Die Stadtwerke Trier (SWT) realisieren das 

Infrastrukturprojekt „Regionales Verbundsys-

tem Westeifel“. Neben der energetischen Op-

timierung und Erhöhung der Versorgungssi-

cherheit der Trinkwasserversorgung werden 

in diesem Projekt durch Mitverlegung anderer 

Medien Synergien generiert. Dabei wird Bio-

gas, welches von regionalen Biogasanlagen 

erzeugt wird, über ein Rohgasnetz eingesam-

melt und an zentraler Stelle auf Erdgasquali-

tät aufbereitet und als Biomethan ins Erdgas-

netz eingespeist werden. 

 

Im Energiepark Mainz wird seit 2015 in einer 

Power-to-Gas-Anlage (6 MW) Wasserstoff 

durch innovative PEM-Elektrolyse herge-

stellt. Der Strom hierfür kommt aus benach-

barten Windkraftanlagen.  

 

In der Pilotanlage des Prüf- und Forschungs-

instituts Pirmasens e.V. im Energiepark Pir-

masens-Winzeln wird biogenes Kohlendioxid 

aus einer nahe gelegenen Biogas-Anlage mit 

Wasserstoff methanisiert. Das so erzeugte 

Bio-Methan wird in das Erdgasnetz einge-

speist. 

 

Im Projekt GreenPowerGrid unterstützt das 

Land das Fraunhofer ITWM (Kaiserslautern) 

bei der Analyse, wie verteilte Batteriespei-

chersysteme im Rahmen eines regionalen 

Energiekonzepts unterschiedliche Aufgaben 

(Optimierung der Nutzung lokal erzeugter 

Energie, lokale Netzdienstleistungen, überre-

gionale Systemdienstleistungen) erfüllen 

können und welche Auswirkungen auf Ge-

schäftsmodelle von Stadtwerken sich daraus 

ergeben. 

 

Der Verein StoREgio Energiespeichersys-

teme erhält eine projektbezogene Unterstüt-

zung. In seiner Tätigkeit als Innovationsclus-

ter bringt der Verein Partner aus Wirtschaft 

und Wissenschaft zusammen, um Projekte 

zur technischen Entwicklung und wirtschaftli-

chen Anwendung von Energiespeichersyste-

men aller Technologien zu initiieren und zu 

begleiten. Die Erkenntnisse hieraus nutzen 

die beteiligten Partner im Rahmen ihrer indi-

viduellen Entwicklungs- und Vermarktungs-

strategien. Zum Teil führen die Projekte zur 

Installation von Speichersystemen im Rah-

men von Pilotversuchen. 
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Im Auftrag des Landes untersuchte die 

Transferstelle Bingen im Rahmen der Pro-

jekte VEVIDE (Weiterentwicklung des Ver-

bundes dezentraler Stromspeicher verschie-

denster Art in einem virtuellen Energiespei-

cher) und VEVIDE 2 unterschiedliche Mög-

lichkeiten, die in Industrie und Gewerbe zahl-

reich vorhandenen Energiespeicher und 

Lastmanagementpotenziale zu einem virtuel-

len Großspeicher zu verknüpfen und an den 

Regelleistungsmärkten zu vermarkten.  

 

Im Forschungsvorhaben Smart Country im 

Eifelkreis Bitburg-Prüm wird mit intelligenter 

Netztechnik, einem Speicher auf Basis Bio-

gas und innovativen Betriebsmitteln erarbei-

tet, wie Energieversorgung gerade im ländli-

chen Raum gestaltet werden kann. Hier ist 

das Profil einer typischen ländlichen Versor-

gungssituation von morgen heute schon ge-

geben.  

 

Designetz als Bundesländer übergreifendes 

Schaufensterprojekt (Nordrhein-Westfalen, 

Saarland und Rheinland-Pfalz) entwickelt ein 

Gesamtbild, wie sich die verschiedenen exis-

tierenden Konzepte gegenseitig ergänzen 

und wie sie einen Ausgleich von Erzeugung 

und Verbrauch und somit Systemstabilität si-

cherstellen können. Rheinland-Pfalz bietet 

dazu das geeignete Umfeld, die Interaktion 

nahe zusammenliegender Regionen mit ho-

hen Erzeugungsüberschüssen aus erneuer-

baren Energien mit urbanen Lastzentren zu 

untersuchen. Diese Situation ermöglicht ho-

hen regionalen Eigenverbrauch. 

 

Da der technische Entwicklungsstand der 

verschiedenen Speichertechnologien noch 

sehr unterschiedlich ist, wurden und werden 

im Land verschiedene Modellprojekte zur 

technischen Entwicklung und Markteinfüh-

rung von Speicher- und Regelungstechnolo-

gien mit finanzieller Unterstützung des Lan-

des Rheinland-Pfalz durchgeführt. Zu diesen 

zählen u. a.: die Pilotanlage zur Methanisie-

rung von Kohlendioxid mit Wasserstoff im 

Energiepark Pirmasens-Winzeln, die Modell-

projekte „myPowerGrid“ und „Green Power 

Grid“ des Fraunhofer ITWM, Kaiserslautern, 

die Projekte „Vevide“ und Vevide II der Trans-

ferstelle Bingen und Kooperationspartner so-

wie der Verein StoREgio Energiespeicher-

systeme mit Sitz in Ludwigshafen. 

 

Das Programm zukunftsfähige Energie-Infra-

strukturen (ZEIS) 

ZEIS Wärme 

Der Wärmebereich hat bislang nur wenig zur 

Energiewende beigesteuert. Dabei ist dieser 

Sektor in Deutschland allein für 40% der 

Treibhausgase verantwortlich!  

Auch bei der Betrachtung des Energiever-

brauchs spielt der Wärmesektor eine bedeu-

tende Rolle. 

56% des Endenergieverbrauchs in Deutsch-

land – und 58% in Rheinland-Pfalz entfallen 

auf den Bereich Wärme und Kälte. 
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Der Anteil der Erneuerbaren Energien liegt im 

Wärmebereich in Deutschland bei 13% und 

in Rheinland-Pfalz bei 11%. 

Um die Energiewende-Ziele zu erreichen, hat 

das Land Rheinland-Pfalz den Wärmesektor 

verstärkt in den Fokus genommen. Seit 2016 

werden Investitionszuschüsse für Nahwär-

menetze auf der Basis von Erneuerbaren 

Energien oder Abwärme im Rahmen des Pro-

grammes „Zukunftsfähige Energie-Infrastruk-

turen“ gezahlt, mit Inkrafttreten der überarbei-

teten Förderrichtlinie Ende 2018 in Höhe von 

20%. In der Regel werden bei den Projekten 

in kleineren Ortschaften oder Ortsteilen die 

Ölheizungen von 100 bis 150 Ein-Familien-

Häuser ersetzt durch den Anschluss an Nah-

wärmenetze auf Basis von großen Solarther-

mie-Anlagen und Bioheizanlagen, die mit 

Hackschnitzeln aus den Wäldern der Region 

betrieben werden. Kommunale Gemeinde-

werke, Energiegenossenschaften oder Öf-

fentlich-Öffentliche Partnerschaften mit 

Stadt- und Gemeindewerken aus anderen 

Regionen sind häufig die Investoren und Be-

treiber. Die Initiative zu den Nahwärmenet-

zen geht in der Regel von wenigen Bürgerin-

nen und Bürgern aus. Die Umsetzung des 

gemeinsamen Projektes Nahwärmenetz 

schafft oft neuen Zusammenhalt im Ort.  

Die Energieagentur berät bei der Planung der 

Projekte. „Zukunftsfähige Energieinfrastruk-

tur – ZEIS“ (seit 2016) wurden bisher 17 Wär-

menetze gefördert mit einem gesamten In-

vestitionsvolumen von 16.582.348,60 Euro 

und einem Fördervolumen von insgesamt 

1.649.945,30 Euro (Stand 31.03.2020)  

 

ZEIS Beleuchtung 

Mit der Novelle der VV ZEIS wurde Ende 

2018 die LED-Sanierung der Straßenbe-

leuchtung als neuer Schwerpunkt in dieses 

Programm aufgenommen. Bei der Straßen- 

und Außenbeleuchtung können durch hoch-

effiziente LED-Technik erhebliche Potenziale 

für Klimaschutz und Kostensenkung im Sa-

nierungsfall erschlossen werden. Das Land 

übernimmt auch hier 20% der Investitions-

kosten.  

Die geförderte, speziell ausgestattete Be-

leuchtungstechnik vermindert negative Aus-

wirkungen von Lichtemissionen auf die 

nachtaktive Tierwelt. Daneben soll das För-

derprogramm den Einsatz neuer digitaler 

Technologien anreizen. Daher werden im 

Einzelfall auch die Lichtmasten gefördert, 

wenn diese als Technologieträger eingesetzt 

werden.  Der Mast dient hierbei als Träger für 

unterschiedliche Module: In Betracht kom-

men diverse Steuerungsmaßnahmen, die für 

energetische und allgemein umweltrelevante 

Verbesserungen sorgen. Dazu zählen bei-

spielsweise der Einsatz von WLAN-Hotspots 

und von Sensorik, die den Verkehr zu freien 

Parkplätzen lenkt, Sensorik zur Erfassung 

und Auswertung von Umweltdaten oder die 

Integration von Ladesäulen oder Notrufein-

richtungen in die Masten.  
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Die Sanierung der Straßenbeleuchtung leis-

tet insgesamt einen wichtigen Beitrag zur Er-

reichung der Klimaschutzziele des Landes. 

Mit der Modernisierung ihrer Straßenbe-

leuchtung können die Städte und Gemeinden 

rd. 70 % Prozent ihrer CO2-Emissionen ein-

sparen und ihre Stromkosten erheblich sen-

ken. Laut veröffentlichten Untersuchungen 

kann jede Kommune durch LED-Umrüstung 

rund 58 % des Energieverbrauchs für ihre 

Straßenbeleuchtung einsparen. Bei Kommu-

nen, die ausschließlich Quecksilberdampf-

Hochdrucklampen betreiben, liegt das indivi-

duelle Einsparpotential sogar bei 80 %.  

 

Überschlägigen Erhebungen zufolge gab es 

im Jahr 2019 in Rheinland-Pfalz noch rd. 

80.000 Leuchten aus der Klasse der beson-

ders ineffizienten Quecksilberdampflampen, 

deren Austausch aus Gründen des Klima-

schutzes besonders vorangetrieben werden 

soll. Rechtsgrundlage für die Umrüstung der 

Straßenbeleuchtung ist die EU Richtlinie zur 

Nutzung von energieverbrauchenden Pro-

dukten. Seit 1. April 2015 dürfen keine 

Quecksilberdampflampen, auch HQL-Lam-

pen genannt, mehr in Umlauf gebracht wer-

den. Diese Vorgabe bedeutet aber auch, 

dass alle Quecksilberdampfleuchten, die be-

reits in Betrieb sind, weiterverwendet werden 

können. Angesichts der Lebensdauer dieser 

Leuchtmittel zwischen 30 und 50 Jahren be-

stand zunächst in den Kommunen noch we-

nig Bereitschaft in die Umrüstung zu investie-

ren.  

Das Land fördert unabhängig von den vorge-

nannten Förderangeboten im Rahmen der 

Verwaltungsvorschrift ZEIS die Umrüstung 

der Straßenlampen auf LED-Beleuchtung mit 

Mitteln aus dem ‚Kommunalen Investitions-

programm 3.0‘ des Bundes. Insgesamt 96 

Kommunen haben mit Unterstützung aus die-

sem Programm eine LED Umrüstung durch-

geführt. 

 

ZEIS Durchführbarkeitsstudien 

Auf der Grundlage der Verwaltungsvorschrift 

vom 28.11.2018 des Ministeriums für Um-

welt, Energie, Ernährung und Forsten 

(MUEEF) unterstützt das Land Rheinland-

Pfalz Durchführbarkeitsstudien in Bezug auf 

Nahwärmenetze und den Leuchtentausch 

bei der Straßenbeleuchtung.  

Sie überprüfen Lösungsansätze hinsichtlich 

ihrer Durchführbarkeit. Risiken werden iden-

tifiziert und Erfolgsaussichten abgeschätzt. 

Förderkriterien sind die Energie- und Kosten-

effizienz, der Anteil der Nutzung erneuerba-

rer Energien und der Innovationsgehalt der 

skizierten Maßnahme. 

 

Bei Durchführbarkeitsstudien sind bis zu 60 

Prozent der Gesamtkosten bis zu einem För-

derbetrag von maximal 50.000 Euro förderfä-

hig, die förderfähigen Gesamtkosten würden 

dann bei 83.333 Euro liegen. Förderfähig 

sind Personalausgaben sowie Ausgaben für 

die Beauftragung externer Sachverständiger. 
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3.3 Energieeffizienz und Energieeinsparung, Bera-
tungsangebote für private Haushalte, Wirt-
schaft und Kommunen in Rheinland-Pfalz  

 

Energieagentur Rheinland-Pfalz 

 

Die Energieagentur Rheinland-Pfalz 

(EARLP) trägt mit ihren acht Regionalbüros 

durch ihre Angebote, Projekte und Kam-

pagnen wesentlich dazu bei, das Klima-

schutzgesetz und die Nachhaltigkeitsstra-

tegie des Landes erfolgreich umzusetzen. 

Die Fortschritte des Landes bei Klima-

schutz und Energiewende macht die Ener-

gieagentur Rheinland-Pfalz sichtbar mit 

dem landesweiten und regionalen Monito-

ring durch den Energieatlas Rheinland-

Pfalz und im Rahmen des Projektes „Kom-

munale Treibhausgas-Bilanzierung und re-

gionale Klimaschutzportale in Rheinland-

Pfalz“ (KomBiReK).  

Die EARLP wurde 2012 als landeseigene 

Gesellschaft gegründet. Sie versteht sich 

als Dienstleister, der auf vielfältiges Know-

how zurückgreifen kann. Denn die Mitarbei-

ter sind u. a. Ingenieure, Architekten, Fi-

nanzierungsexperten oder Juristen; sie ver-

fügen über umfassende Projekterfahrung. 

Mit konkreten Projekten in den Bereichen 

Energieeinsparung, Energieeffizienz und -

management sowie Erneuerbare Energien 

unterstützt die Landesenergieagentur 

Kommunen und ihre Bürger*innen sowie 

Unternehmen bei der Umsetzung ihrer 

Energie- und Klimaziele. Das kann bei-

spielsweise die Erstellung eines kommuna-

len Energieberichtes sein, der Bau eines 

Nahwärmenetzes oder der Austausch alter 

Beleuchtungsanlagen durch LED-Techno-

logie im Unternehmen. Oft können kommu-

nale oder unternehmerische Vorhaben nur 

deshalb realisiert werden, weil die Landes-

energieagentur gezielt über Förderpro-

gramme der EU, des Bundes und Landes 

informiert und über diese Beratung bei der 

Finanzierung von Projekten hilft.  

Bei allen Aktivitäten für den Energie- und 

Klimaschutz planen und bewerten die Ex-

perten der Energieagentur Rheinland-Pfalz 

auch immer deren Effekte für die regionale 

Wertschöpfung. Ziel ist dabei stets, die fos-

silen Importe zu verringern. Regionale In-

vestitionen und Innovationen sollen gestei-

gert und regionale Wirtschaftskreisläufe 

gestärkt werden. Für diese Prozesse entwi-

ckelte die Energieagentur Rheinland-Pfalz 

Methoden für die Datenanalyse, die auf das 

gesamte Land übertragbar sind. 
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Für den Erfahrungsaustausch und die Ent-

wicklung gemeinsamer Projekte bringt die 

Energieagentur Rheinland-Pfalz Partner 

zusammen, auch auf internationaler 

Ebene. Sie arbeitet eng mit der Forschung 

zusammen, um Zukunftsthemen mitzuge-

stalten, Projekte wissenschaftlich zu be-

gleiten und neue, wegweisende Vorhaben 

zu entwickeln.  

Die Landesenergieagentur vernetzt die Ak-

teure der Energiewende in Rheinland-Pfalz 

und kooperiert mit vielen von ihnen (z. B. 

Verbraucherzentralen, Handwerkskam-

mern, Bezirksverband Pfalz). Netzwerke 

gibt es beispielsweise in den Bereichen 

Energieeffizienz (z. B. Effizienznetz Rhein-

land-Pfalz, Initiative Energieeffizienz-Netz-

werke Rheinland-Pfalz, Netzwerk Energie-

effizientes Bauen und Wohnen), Mobilität 

(Netzwerk Elektromobilität) oder zu spezi-

ellen Themen wie Solarenergie (Arbeits-

kreis Fotovoltaik) oder Klimaschutz (Regio-

nale Netzwerke kommunaler Klimaschutz). 

Als landeseigene Einrichtung steht die 

Energieagentur Rheinland-Pfalz in engem 

Kontakt zum Ministerium für Umwelt, Ener-

gie, Ernährung und Forsten (MUEEF). Eine 

Zusammenarbeit gibt es auch mit dem Wirt-

schafts- und Finanzministerium. Daraus lei-

tet sich eine weitere wichtige Aufgabe ab: 

Sie berät die Landesregierung in Fragen 

des Klimaschutzes und der Energiewende 

und stellt Transparenz her über Investitio-

nen und den Nutzen von Maßnahmen für 

Klimaschutz und Wertschöpfung. 

Mit der Bundesenergieagentur und den 

Energieagenturen in anderen Bundeslän-

dern tauschen sich die Mitarbeiter der 

Energieagentur Rheinland-Pfalz kontinuier-

lich aus. So haben sie einen guten Über-

blick über Trends, Entwicklungen und neue 

Möglichkeiten, die sich für Rheinland-Pfalz 

bieten. Die Landesenergieagentur wird vor-

wiegend aus Haushaltsmitteln des MUEEF 

finanziert, zunehmend aber auch über Dritt-

mittelprojekte. 

 

Energieberatung durch die Verbrau-

cherzentrale Rheinland-Pfalz 

 

Bei der Beratung privater Haushalte hin-

sichtlich der Nutzung von Einsparpotenzia-

len und Erneuerbarer Energien im Gebäu-

debereich ist die Verbraucherzentrale seit 

über 40 Jahren aktiv. Das Angebot einer 

persönlichen Energieberatung in 70 Bera-

tungsstandorten wird vom Bundeswirt-

schaftsministerium finanziell unterstützt 

und steht den Bürgerinnen und Bürgern in 

Rheinland-Pfalz kostenfrei zur Verfügung. 

Darüber hinaus wurden vom MWKEL bzw. 

seit April 2016 vom MUEEF weitere Pro-

jektbausteine bei der Verbraucherzentrale 

gefördert. 

 

Kostenlose persönliche Energieberatung in 

Rheinland-Pfalz 

Dank der zusätzlichen Landesförderung 

konnten von 2015 bis 2018 insgesamt 
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13.148 persönliche Energieberatungen in 

rund 70 Standorten in Rheinland-Pfalz kos-

tenlos angeboten werden.  

 

Sonderaktionen 

2016: Aktion Schimmel-Check 

Zunächst wurde in der Stationären Bera-

tung die Ausgangssituation analysiert; in 

Rund 25% der Fälle erfolgte anschließend 

ein Vor-Ort-Termin. Dabei kamen ein Da-

ten-Logger für Temperatur und Luftfeuch-

tigkeit sowie ein Oberflächentemperatur-

messer und ein Hygrometer zum Einsatz. 

Zur Beratungsunterstützung wurden 

Check-Listen für die Vor-Ort-Begehung 

und Textbausteine für die Berichterstellung 

entwickelt.  

 

2017: Aktion zu PV-Anlagen ohne und mit 

Batteriespeicher 

Mit Hilfe eines eigens entwickelten Excel-

Tools erfolgte eine Einschätzung der Wirt-

schaftlichkeit von PV-Anlagen mit und ohne 

Batteriespeicher sowie in Kombination mit 

einer Wärmepumpe. 

 

2018: Stromsparwochen und Heizungser-

neuerung 

Mit Hilfe eigens entwickelter Excel-Tools 

erfolgte die Bewertung der Wirtschaftlich-

keit eines Austauschs von Elektrogroßge-

räten sowie von Lampen. Mit Hilfe einer 

Check-Liste erfolgte die Auswertung vorge-

legter Angebote zur Erneuerung der Hei-

zungsanlage. 

Seminare und Energierechtsberatung 

Von 2015 bis 2018 wurden insgesamt 21 

Seminare mit insgesamt 246 Teilnehmern 

zu den Themen „Altbaumodernisierung – 

das Energiesparhaus im Bestand“ sowie 

„Das Ziel beim Neubau: Energiespar- und 

Passivhäuser“ durchgeführt. 

In den 6 Verbraucherberatungsstellen 

wurde mit Hilfe von Honoraranwälten eine 

persönliche Energierechtsberatung ange-

boten. Hinzu kam eine landesweite Ener-

gierechtshotline. Das Themenspektrum 

reicht von Vertragsfragen über Probleme 

mit der Abrechnung bis hin zur Prüfung von 

Verträgen. Von 2015 bis 2018 wurden ins-

gesamt 1.973 persönliche/schriftliche und 

2.279 telefonische Energierechtsberatun-

gen durchgeführt sowie 498 Heizkostenab-

rechnungen überprüft. 

 

Energiearmut in RLP – Energiekostenbera-

tung der Verbraucherzentrale 

Nach Abschluss der Pilotphase in Mainz 

wurde dieses spezielle Beratungsangebot 

2016 auf die anderen 5 Verbraucherbera-

tungsstellen ausgedehnt. Mit diesem Ange-

bot wird insbesondere einkommensschwa-

chen Haushalten mit Zahlungsproblemen 

bei der Energieversorgung umfassend ge-

holfen. Von 2015 bis 2018 haben insge-

samt 3.693 persönliche/schriftliche sowie 

2.466 telefonische Beratungen stattgefun-

den. 
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Darüber hinaus wurden umfangreiche Ge-

spräche mit möglichen Kooperationspart-

nern wie Wohlfahrtsverbände, kommunale 

soziale Dienste, Schuldnerberatungsstel-

len sowie den zuständigen Ämtern der je-

weiligen Kommunen geführt.  

 

Öffentlichkeitsarbeit 

Neben zahlreichen Pressemeldungen und 

Energietipps sowie der Pflege der Internet-

plattform der Energieberatung wurden 

mehrere für die Ratsuchenden kostenlose 

Broschüren im DIN A4-Format als bera-

tungsunterstützendes Material erstellt bzw. 

aktualisiert. Außerdem erfolgte die Beglei-

tung und Dokumentation der energetischen 

Modernisierung von 4 Objekten. Die Ergeb-

nisse werden auf der Seite www.energiebe-

ratung-rlp.de vorgestellt. 

 

Qualitätsstandards und Energiever-

brauchskennzeichnung von Elektrogeräten 

Die Verbraucherzentrale hat Qualitätsstan-

dards für die wichtigsten Außenbauteile so-

wie für die wichtigsten Bestandteile der An-

lagentechnik definiert und als einzelne DIN-

A4-Broschüren veröffentlicht. 

Im Rahmen eines Projekts zum Energiela-

bel erfolgte eine umfangreiche Verbrau-

cherinformation. 16 Informationsblätter er-

klären die Energielabel für die verschiede-

nen Elektrogeräte. Eine eigens konzipierte 

                                                
4 Bundesnetzagentur; Bundeskartellamt 
(Hrsg.) (2019): Monitoringbericht 2018; Bonn 

Wanderausstellung wurde fortlaufend in öf-

fentlichen Gebäuden in ganz Rheinland-

Pfalz ausgestellt und war bislang an mehr 

als 40 Orten zu sehen. In Kooperation mit 

der Energieagentur Rheinland-Pfalz wurde 

ein Bildungsmodul für Schulen für einen 

Projekttag in der 7. und 8. Klasse erstellt. 

Die Stromsparkiste kann von Lehrkräften in 

Rheinland-Pfalz kostenlos ausgeliehen 

werden.  

Die Gesamtzahl aller Verbraucherkontakte 

im Energiebereich beläuft sich auf 50.776. 

Diese Zahl schlüsselt sich wie folgt auf: 

29.554 persönliche/schriftliche Beratun-

gen, 13.050 Telefonanfragen, 8.172 Teil-

nehmer bei Vorträgen und Seminaren. 

 

Beratung einkommensschwacher Haus-

halte 

Für den Begriff „Energiearmut“ gibt es bis-

lang keine allgemein anerkannte Definition. 

Energiearmut beschreibt die Schwierigkeit 

einkommensschwacher Haushalte, ihre 

Energierechnungen bezahlen zu können, 

sowie die Folgen der daraus resultierenden 

Versorgungssperren. Nach Angaben der 

Bundesnetzagentur wurden 2017 in 

Deutschland rund 361.000 Haushaltskun-

den der Strom abgestellt. Dies sind etwa 

22.000 Sperrvorgänge mehr als 2016.4 In 

Rheinland-Pfalz wurde im Jahr 2017 bei 

 

http://www.energieberatung-rlp.de/
http://www.energieberatung-rlp.de/
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13.208 Haushalten die Stromversorgung 

unterbrochen.5 

 

Projekt „Energiearmut vorbeugen – Ener-

giekostenberatung“ 

Das Projekt „Energiearmut vorbeugen - 

Energiekostenberatung“ der Verbraucher-

zentrale Rheinland-Pfalz wird seit 2013 aus 

Landesmitteln gefördert. Im Rahmen des 

Projektes wurde ein umfangreiches Bera-

tungsangebot speziell für einkommens-

schwache Haushalte entwickelt, die 

Schwierigkeiten haben, ihre Energierech-

nung zu zahlen. Die Beratungsleistungen 

reichen dabei von der Mediation zwischen 

Kunde und Energieversorger über die 

Energieeinsparberatung bis hin zur Ener-

gierechtsberatung. Die Energiekostenbera-

tung verfolgt einen systemischen Ansatz 

und kann Haushalte über einen längeren 

Zeitraum begleiten. Die Beratung wird in 

den Städten Mainz, Kaiserslautern, Kob-

lenz, Ludwigshafen, Pirmasens, Trier, Witt-

lich und Worms angeboten. 

Die Beratungsstellen werden vor allem von 

Alleinstehenden, Alleinerziehenden und 

Menschen mit besonderen Belastungen 

wie Krankheit oder Schicksalsschlägen 

aufgesucht. Die Mehrheit der beratenen 

                                                
5 BT-Drs. 19/8879 (2019): Drucksache des 
Deutschen Bundestages 19/8879 vom 
02.04.2019: Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sven 
Lehmann, Dr. Julia Verlinden, Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Haushalte bezieht soziale Leistungen wie 

Arbeitslosengeld II oder Grundrente. Fast 

alle Ratsuchenden kommen wegen hoher 

Stromkosten in die Beratung. Hohe Ver-

brauchswerte und damit verbundene hohe 

Energiekosten werden oft durch elektrische 

Heizung und Warmwasserbereitung verur-

sacht, auf die die Betroffenen als Mieter 

keinen Einfluss haben. Neben solch struk-

turellen Benachteiligungen finden sich aber 

auch auf der individuellen Ebene Ursachen 

für Energieschulden. So sind Ratsuchende 

bspw. aufgrund gesundheitlicher oder so-

zial-psychologischer Ursachen schnell 

überfordert.7 

Auswertungsergebnisse des Projektes für 

die Jahre 2016 bis 2018 zeigen, dass in 

knapp 60% der Beratungsfälle die Verbrau-

cherzentrale erreichen konnte, dass beste-

hende Stromsperren aufgehoben wurden. 

Und in 70% der Fälle konnten angedrohte 

Stromsperren abgewendet werden. Gleich-

zeitig konnten für 85% der Betroffenen bes-

sere Zahlungsmodalitäten erzielt werden 

wie z. B. Ratenpläne und Veränderungen 

der Abschläge. Durch die Optimierung von 

Tarif, Verbrauch und Budget wurde das Ri-

siko erneuter Versorgungssperren für die 

betroffenen Haushalte verringert.6 

Drucksache 19/8383 – Ausmaß und Auswir-
kungen der Energiearmut 
6 Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e.V. 
(Hrsg.) (2019): Allein, überlastet, energiearm? 
Ergebnisse der ersten landesweiten Auswer-
tung der Energiekostenberatung der Verbrau-
cherzentrale Rheinland-Pfalz Januar 2016 bis 
August 2018; Mainz 
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Effizienznetz Rheinland-Pfalz – EffNet  

 

Mit dem Effizienznetz Rheinland-Pfalz (Eff-

Net – www.effnet.rlp.de) steht seit 2005 ein 

zentraler Ansprechpartner für Ressour-

ceneffizienz, Energie und Umwelt zur Ver-

fügung. Das Effizienznetz Rheinland-Pfalz 

basiert auf einer Initiative der Landesregie-

rung und wird gemeinsam vom Landesamt 

für Umwelt (LfU) und der Energieagentur 

Rheinland-Pfalz betrieben. Die in Rhein-

land-Pfalz zahlreich vorhandenen, nicht-

kommerziellen Informations- und Bera-

tungsangebote zu Ressourceneffizienz, 

Energie und Umwelt werden in einem ge-

meinsamen Netzwerk mit über 40 Netz-

werkpartnern gebündelt und einer breiten 

Öffentlichkeit bekannt gemacht. Auf der 

Homepage findet der Nutzer zahlreiche In-

formationen, aktuelle Hinweise, Rechtsvor-

schriften und Links. Zudem werden über 

das EffNet verschiedene praxisnahe Pro-

jekte im Bereich Ressourceneffizienz, 

Energie und Umwelt durchgeführt.  

 

Projekt „EffCheck – Ressourceneffizi-

enz in Rheinland-Pfalz“  

 

 

Die Landesregierung fördert mit dem Pro-

jekt „EffCheck“ (www.effcheck.rlp.de) ins-

besondere kleine und mittelständische Un-

ternehmen sowie kommunale Betriebe, um 

durch die Analyse der Produktionsverfah-

ren und -prozesse Einsparpotenziale beim 

Material- und Energieeinsatz und Möglich-

keiten zur Reduzierung von Abfällen und 

Abwässern aufzuzeigen. Grundlage ist die 

Verwaltungsvorschrift des MUEEF vom 21. 

Februar 2019 zur Förderung von Betriebs-

beratungen zur Erhöhung der Ressour-

ceneffizienz.  

In einem Maßnahmenplan erhalten die Be-

triebe Vorschläge für konkrete, Erfolg ver-

sprechende Maßnahmen. Das Land Rhein-

land-Pfalz fördert den EffCheck aktuell mit 

max. 70% der Beratungskosten bis zu ei-

nem Höchstbetrag von 5.200 Euro (netto). 

Auf Basis der Ergebnisse der Gemein-

schaftsstudie „Ressourceneffizienz durch 

Industrie 4.0 – Potenziale der digitalen 

Transformation für KMU des verarbeiten-

den Gewerbes“ wurde der „EffCheck - In-

dustrie 4.0“ („EffCheck – Ressourceneffizi-

enz in Rheinland-Pfalz durch digitale 

Transformation (Industrie 4.0)“) erarbeitet. 

Die Umsetzung der EffCheck-Maßnahmen 

kann durch die Investitions- und Struktur-

bank Rheinland-Pfalz (ISB) GmbH und 

speziell durch das Förderprogramm des 

Wirtschaftsministeriums zur Steigerung der 

Energie- und Ressourceneffizienz (ERGU) 

gefördert werden.  

http://www.effnet.rlp.de/
http://www.effcheck.rlp.de/
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Auf der Homepage des EffCheck-Projekts 

sind eine Vielzahl von Projektpräsentati-

onsblättern zu den in den Unternehmen er-

folgreich durchgeführten EffChecks abruf-

bar. 

 

„Green hospital Rheinland-Pfalz“ 

 

Besonders nachhaltig wirtschaftende Kran-

kenhäuser können sich um die Auszeich-

nung „green hospital Rheinland-Pfalz" bei 

der beauftragten Prüfstelle Fa. Arqum Zert 

GmbH bewerben. Die Auszeichnung wür-

digt in einem ganzheitlichen Ansatz u. a. 

Maßnahmen zur Reduktion des Energie-

verbrauchs bzw. des effizienten Einsatzes 

von Energie im Gesundheitswesen. In ins-

gesamt 13 verschiedenen Handlungsfel-

dern werden neben der Ressourceneffizi-

enz / Energie weitere Bereiche wie bei-

spielsweise Green-Management, Beschäf-

tigung, regionale Gesundheitsversorgung, 

lokale Wertschöpfung und Verkehrsma-

nagement mit jeweils spezifischen Kriterien 

und Umsetzungsbeispielen vorgestellt. 

 

Im Rahmen der Förderrichtlinie „Wärme-

wende im Quartier“ stockt das Land Rhein-

land-Pfalz die Förderung des Bundes im 

Rahmen des KfW-Programmes 432 auf. 

Auf Antrag der Gemeinden fördern wir im 

1. Jahr die Erstellung eines Investitions-

konzeptes für das Quartier. Hier wird dar-

gestellt, welche Investitionen in die Einspa-

rung von Energie und die Versorgung mit 

Erneuerbaren Energien sinnvoll sind und 

welche Einsparungen an Kosten und CO2-

Emissionen wirtschaftlich darstellbar sind. 

Dabei werden Synergien und Möglichkei-

ten der Kooperation zwischen Bewohnern, 

Hausbesitzern, Wohnungsbaugesellschaf-

ten und –genossenschaften, öffentlichen 

Einrichtungen, Unternehmen und der Kom-

mune genutzt. Bürger*innen und Unterneh-

men werden in die Erarbeitung der Kon-

zepte einbezogen. 

 

Im 2. – 4. Jahr fördern wir eine Firma oder 

einen Quartiermanager, die vor Ort bei der 

Durchführung der Maßnahmen helfen und 

z. B. auch beim Einwerben von Fördermit-

teln helfen. Bisher wurden im Rahmen des 

Förderprogramms „Wärmewende im Quar-

tier“ insgesamt 82 Anträge mit einem Ge-

samtinvestitionsvolumen von 

7.197.737 Euro und einem Fördervolumen 

des Landes von 1.625.428,80 Euro be-

schieden (Stand 31.03.2020). 

 

55 Quartierskonzepte und 27 Projekte im 

Sanierungsmanagement wurden bewilligt. 

Die Energieagentur Rheinland-Pfalz orga-

nisiert den Erfahrungsaustausch zwischen 

den teilnehmenden Kommunen. 
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3.4 Energieforschung und Wissenstransfer 
 

Energie in der Schulbildung 

Kinder und Jugendliche stellen nicht nur in 

Anbetracht des Klimawandels und wach-

sender Herausforderungen im Umgang mit 

begrenzten planetaren Ressourcen Fragen 

im Hinblick auf eine zukunftsfähige Gestal-

tung der Welt. Die Fragehaltung aufgrei-

fend ermöglichen Kitas und Schulen in 

Rheinland-Pfalz variantenreiche Lerngele-

genheiten, die auch Energiethemen be-

rücksichtigen. Die fortentwickelten Curri-

cula der natur-, technik- und gesellschafts-

wissenschaftlichen Fächer stellen unter-

schiedliche Bezüge her und fordern eben-

falls zur fächerverbindenden Arbeit auf. Zu-

gleich sind Energiefragen insbesondere 

auch Gegenstand von Lehr-Lernsettings, 

schulischen Vorhaben und lehrerbildenden 

Veranstaltungen im Rahmen der Quer-

schnittsaufgabe „Bildung für nachhaltige 

Entwicklung (BNE)“ und der MINT-Strate-

gie des Bildungsministeriums. 

 

Im Berichtszeitraum wurden neben der 

konkreten unterrichtlichen Arbeit an und mit 

Energiethemen im Rahmen der BNE-Bera-

tung des Pädagogischen Landesinstituts 

der Energieerlebnisparcours vorgestellt 

und an Schulen weiter eingeführt, Gerät-

schaften wie die zahlenmäßig erweiterten 

Energiefahrräder für Projekte bereitgestellt, 

mit dem Solarkoffer und der „Power-Box“ 

gearbeitet oder im Rahmen von Netzwerk-

treffen die energiebezogenen Angebote 

außerschulischer Lernorte und weiterer Ko-

operationspartner wie der Energieagentur 

Rheinland-Pfalz von Lehrkräften erschlos-

sen. Dank der kontinuierlichen Zusammen-

arbeit mit der VRD-Stiftung für Erneuerbare 

Energien werden in der schulischen Praxis 

und im Fortbildungsbereich Kistensets und 

didaktische Arrangements eingesetzt, um 

Themen wie Licht, Energieträger und be-

sonders erneuerbare Energien, Klima-

schutz etc. adressatengerecht und bei-

spielsweise mittels der Methode des Tuto-

renlernens bearbeiten zu können. 

 

Der landesweite BNE-Tag an der IGS in 

Wörth am Rhein im Mai 2018 wurde u. a. 

dafür genutzt, um Beispiele der in Städten 

und Gemeinden zahlreich vorhandenen 

Projekte „Klimaschutz durch Energiespa-

ren an Kitas und Schulen“ und Erfolgsideen 

von Schulen, die bei bundesweiten Wettbe-

werben wie dem Deutschen Klimapreis der 

Allianz Umweltstiftung reüssierten, zu prä-

sentieren. Auf besonderes Interesse der 

Teilnehmenden stießen ebenfalls Work-

shops und Stände zu den an vielen Grund-

schulen durchgeführten und durch das 

MUEEF geförderten Kinderklimaschutz-

konferenzen oder zum „Klimawandelweg“. 
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Anliegen der MINT- und Nachhaltigkeitsbil-

dung wurden darüber hinaus stärker mit der 

globalen Perspektive und den Sustainable 

Development Goals der Vereinten Natio-

nen verknüpft: Diverse Fortbildungen für 

Lehrpersonal stellten didaktische Arrange-

ments zu Energie-, Mobilitäts- oder Ernäh-

rungsfragen in den Mittelpunkt und profitier-

ten von der Zusammenarbeit mit Partnerin-

nen und Partnern aus dem non-formalen 

Bildungsbereich. 

 

Energieforschung in rheinland-pfälzi-

schen Hochschulen und For- 

schungseinrichtungen 

Die Hochschulen und Forschungseinrich-

tungen in Rheinland-Pfalz sind für die Lan-

desregierung wichtige Partner bei der Ener-

giewende.  

Die Energieforschung wird im Rahmen von 

Lehre, Grundlagenforschung und ange-

wandter Forschung in unterschiedlichen 

technischen und naturwissenschaftlichen 

Bereichen geleistet. Die Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen bringen Kompe-

tenzen und Forschungsaktivitäten aus 

zahlreichen Wissenschaftsfeldern wie dem 

Maschinenbau, der Elektrotechnik, den In-

formationstechnologien, der Chemie, der 

Biotechnologie, den Materialwissenschaf-

ten oder der Mathematik ebenso ein wie 

aus dem Umweltrecht oder der Regional-

statistik.  

Neben der Förderung durch private Unter-

nehmen, Stiftungen sowie öffentliche Dritt-

mittelgeber wie der EU, die Deutsche For-

schungsgemeinschaft oder dem Bund mit 

seinem umfangreichen Energieforschungs-

programm fördert auch das Land Energie-

forschung in den Hochschulen und For-

schungseinrichtungen.  

 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

aus den Hochschulen und Forschungsein-

richtungen des Landes sind untereinander 

und mit Unternehmen regional und überre-

gional vernetzt. Gemeinsam führen sie 

wertvolles Fachwissen in Querschnittspro-

jekten zusammen und entwickeln innova-

tive Lösungsansätze für die großen Her-

ausforderungen der Energieforschung.  

 

Für das Gelingen der Energiewende wer-

den gut ausgebildete Fachkräfte im Ener-

giebereich benötigt, die neue Ideen aufneh-

men, weiterentwickeln und zu zukunftsfähi-

gen Produkten ausbauen. Die Hochschu-

len setzen daher einen Schwerpunkt auf 

die Ausbildung von Fachkräften und eine 

enge Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, 

den Kammern und Verbänden.  

 

In der Anlage (s. Anlage Kapitel 3.4, Seiten 

6 – 51) werden Lehrstühle und Forschungs-

verbünde aus der Energieforschung ge-

nannt, sowie über deren vielfältige Tätig-

keitsfelder Auskunft gegeben. 
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3.5 Das Land als Vorbild 
 

Energieversorgung im Kontext der Lan-

des- und Regionalplanung 

Landes- und Regionalplanung in Rhein-

land-Pfalz leisten einen wichtigen Beitrag 

zu einer sicheren und nachhaltigen Ener-

gieversorgung des Landes. Die Kernauf-

gabe der überfachlichen und überörtlichen 

gesamträumlichen Planung ist die Umset-

zung der Leitvorstellung einer nachhaltigen 

Raum- und Siedlungsentwicklung. 

 

Das Landesentwicklungsprogramm Rhein-

land-Pfalz (LEP IV) und die regionalen 

Raumordnungspläne enthalten zu ver-

schiedenen Handlungsfeldern energierele-

vante raumordnerische Ziele und Grunds-

ätze. Leitbild ist eine sichere, kostengüns-

tige, umweltverträgliche und Ressourcen 

schonende Energieversorgung für Rhein-

land-Pfalz. Neben der Energieeinsparung, 

der effizienten Energieverwendung und der 

Stärkung der eigenen Energieversorgung 

kommt dabei dem weiteren Ausbau der er-

neuerbaren Energien eine wesentliche Be-

deutung zu. 

 

                                                
7 Dritte Landesverordnung zur Änderung der 
Landesverordnung über das Landesentwick-
lungsprogramm vom 12. Juli 2017. Die Verord-
nung ist im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 
20. Juli 2017 (GVBl. S. 162) verkündet worden 

Mit der ersten Teilfortschreibung des LEP 

IV im Jahr 2013 wurde grundsätzlich fest-

gelegt, dass ein geordneter Ausbau der 

Windenergie durch die Regional- und Bau-

leitplanung sichergestellt werden soll.  

Hierzu sollen die Regionalpläne Vorrang-

gebiete für die Windenergienutzung aus-

weisen; die Befugnis für eine abschlie-

ßende Steuerung durch die Ausweisung 

von Konzentrationsflächen für die Wind-

energie wurde auf die Bauleitplanung über-

tragen. Die grundsätzliche Aufgabenvertei-

lung zwischen Landes-, Regional- und Bau-

leitplanung wurde in der dritten Teilfort-

schreibung des LEP IV beibehalten.7 Um 

einen substanziellen Beitrag zur Stromer-

zeugung zu ermöglichen, sollen 2% der 

Fläche des Landes für die Windenergienut-

zung bereitgestellt werden. Das LEP IV be-

nennt einen erweiterten abschließenden 

Katalog mit Ausschlussgebieten für die 

Windenergie, gibt Abstandsregeln zu Sied-

lungsgebieten vor und unterstützt das 

Repowering von Windenergieanlagen.  

 

und am Tag nach der Verkündung, am 21. Juli 
2017, in Kraft getreten. 

Weitere Informationen unter www.mdi.rlp.de   

http://www.mdi.rlp.de/
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Das LEP IV enthält auch Regelungen zu 

anderen erneuerbaren Energien, z. B. zur 

Fotovoltaik. 

 

Energiemanagement in Landesliegen-

schaften 

Zur Erfolgskontrolle der Energieeinspar-

maßnahmen in Landesliegenschaften 

wurde die Erfassung und Auswertung der 

Energieverbrauchswerte fortgeschrieben. 

Die Auswertungsergebnisse für die Lan-

desliegenschaften im Portfolio des Landes-

betriebes Liegenschafts- und Baubetreu-

ung (LBB) können für die Jahre 2002 bis 

2017 in ausführlicher Darstellung dem LBB-

Energiebericht 2019 entnommen werden. 

Der LBB-Energiebericht 2019 ist auf der In-

ternetpräsenz des LBB digital abrufbar un-

ter 

https://lbb.rlp.de/de/service/publikatio-

nen/energiebericht/. 

Bereits 2006 erstellte der Landesbetrieb 

LBB eine Richtlinie zum energieeffizienten 

Bauen und Sanieren, die eine Unterschrei-

tung der gesetzlichen Vorgaben nach Ener-

gieeinsparverordnung (EnEV) vorgibt. 

Diese Richtlinie steht ebenfalls in der aktu-

ellen Fassung beim Landesbetrieb LBB di-

gital unter 

https://lbb.rlp.de/de/service/publikationen/e

nergiebericht/ zur Verfügung. Unter 

Anwendung der Richtlinie wurde nicht nur 

ein besonders vorbildlicher, die 

gesetzlichen Anforderungen 

übertreffender, energetischer Standard für 

die Landesliegenschaften umgesetzt. Es 

entstanden zahlreiche „Leuchtturm“-

Projekte im Bestand und im Neubau bis hin 

zum zertifizierten Passivhausstandard und 

zum EnergiePlus- oder Energiegewinn-

haus.  

 

Verbrauchs- und Kostenentwicklung in den 

Liegenschaften des LBB mit Universitäten 

und Hochschulen der angewandten Wis-

senschaften bzw. Fachhochschulen 

Für die Jahre 2007 bis 2017 hat der Lan-

desbetrieb LBB Energieverbrauchs- und 

Kostenanalysen für LBB-Liegenschaften, 

Universitäten und Hochschulen erstellt, die 

in zusammengefasster Form der Tabelle 1 

(S. 57) zu entnehmen sind.  

Die Gesamtkosten der LBB-Liegenschaf-

ten inkl. Hochschulen (ca. 1.800 Gebäude 

mit ca. 3 Mio. m2 Nettogrundfläche) für 

Wärme, Strom und Wasser/Abwasser be-

trugen in 2017 etwa 55 Mio. €.  

Der klimabereinigte Energieverbrauch für 

Beheizung und Warmwasserbereitung 

sank von 409 GWh im Jahr 2007 auf 

376 GWh im Jahr 2017. Das entspricht ei-

ner Abnahme um 8,1% bzw. 0,8% pro Jahr. 

Gründe dafür liegen vor allem in den fort-

laufenden energetischen Sanierungen im 

Bestand. Weitere Einsparungen werden 

durch die seit Jahren unternommenen 

Maßnahmen in den Bereichen Betriebsop-

timierung, Energie-Einspar-Contracting 

und Energiecontrolling erzielt. Ebenso wird 

https://lbb.rlp.de/de/service/publikationen/energiebericht/
https://lbb.rlp.de/de/service/publikationen/energiebericht/
https://lbb.rlp.de/de/service/publikationen/energiebericht/
https://lbb.rlp.de/de/service/publikationen/energiebericht/
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über die „LBB-Energie-Richtlinie“ ein be-

sonders energieeffizienter Standard im 

Neubau sichergestellt, der die Verbräuche 

des Gesamtportfolios reduziert.  

Der Stromverbrauch liegt wieder nach Jah-

ren des Anstiegs bei ca. 188 GWh, wäh-

rend der Wasserverbrauch leicht sinkt. 

Die verbrauchsbedingten Treibhaus-

gasemissionen (erfasst als CO2-Äquiva-

lent) sanken von 2007 bis 2017 von rd. 

219.000 Tonnen (t) auf rund. 203.133 t 

CO2-Äquivalent. Das ist eine Reduktion um 

ca. 7,2%. Die jährlichen Anpassungen des 

CO2-Äquivalentsfaktors für Strom aufgrund 

der Vergrößerung des regenerativen An-

teils bei der Stromversorgung der Bundes-

republik sind hier nicht berücksichtigt. Die 

daraus resultierenden CO2-Einsparungen 

sind somit bisher nicht dargestellt.  

Die Reduzierungen der Treibhausgasemis-

sionen ergeben sich hier nur durch die Er-

folge des Landesbetriebs LBB in der Ener-

gieeinsparung und durch den kontinuierli-

chen Ausbau von Biomasse-Anlagen 

(Holzpellets, Holzhackschnitzel), Kraft-

Wärme-Kopplung sowie von eigengenutz-

ten Fotovoltaikanlagen in den LBB-eigenen 

Liegenschaften.  

 

Nutzung von regenerativen Energien und 

Kraft-Wärme-Kopplung 

Zur weiteren Reduzierung der Treibhaus-

gas- Emissionen ist der Landesbetrieb LBB 

bestrebt, für seine Immobilien den Anteil an 

regenerativ erzeugter Energie deutlich zu 

erhöhen. Dazu zählen vor allem der Einbau 

von Wärmeerzeugern, die mit Biomasse 

 
 
 
 
 

 

Tab. 1 
Energieverbrauchs- und Kostenanalysen für LBB-Liegenschaften,            

Universitäten und Hochschulen 
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befeuert werden der Einbau von Solarther-

mieanlagen, der Einsatz von Fotovoltaikan-

lagen zur Stromerzeugung und die Nutzung 

von Erdwärme in den meisten Fällen mittels 

Wärmepumpentechnik. Auch der Anteil der 

über Kraft-Wärme-Kopplung erzeugten 

Energie wird ständig ausgebaut. In Form 

von Blockheizkraftwerken (BHKW) wird ef-

fizient Wärme und gleichzeitig über einen 

Generator Strom erzeugt. Die Verluste da-

bei sind gering und damit ebenso die Treib-

hausgas- Emissionen. 

Eine Zusammenstellung der Anlagen zur 

regenerativen Energieerzeugung und 

Kraft-Wärme-Kopplung mit Erträgen befin-

det sich im Anhang (s. Anlagen 3 – 11 Ka-

pitel 3.5, Seiten 52 – 57). 

 

Verkehrspolitische Weichenstellungen 

zu mehr Energieeffizienz 

Verkehrspolitische Grundsätze der Lan-

desregierung 

Die Steigerung der Energieeffizienz ist ein 

wichtiges Ziel rheinland-pfälzischer Ver-

kehrspolitik. Der Weg dorthin führt über 

eine optimale Verknüpfung der Verkehrs-

mittel und den Umstieg auf innovative, aus 

regenerativ erzeugten Energien gespeiste 

Antriebe sowie die Weiterentwicklung der 

IuK-Technologien für energieeffiziente Ver-

kehrsabläufe bis hin zu automatisierten 

Fahrweisen. 

 

Um die Energieeffizienz im Verkehr zu er-

höhen gilt es, für die Beförderung von Men-

schen und Gütern nach Möglichkeit Ver-

kehrsmittel mit niedrigen spezifischen 

Energieverbräuchen zu nutzen. 

Um die Energieeffizienz des motorisierten 

Straßenverkehrs deutlich zu steigern, wer-

den geeignete Maßnahmen des Bundes 

zur Erhöhung des Anteils von Fahrzeugen 

mit innovativen Antrieben aus regenerati-

ven Energien sowohl im Individualverkehr 

als auch im öffentlichen Personennahver-

kehr (ÖPNV) unterstützt. Im Land soll ein 

Schwerpunkt bei der Unterstützung von 

Forschung und Entwicklung sowie auf kom-

munalen Pilotprojekten für innovative An-

triebe gesetzt werden. Mit Blick auf die Stei-

gerung der Energieeffizienz im Verkehr gibt 

es verkehrspolitische Schwerpunktsetzun-

gen der Landesregierung insbesondere in 

den nachfolgenden Bereichen. 

 

Öffentlicher Personenverkehr 

Mit dem Fahrplanwechsel am 14. Dezem-

ber 2014 sind im Rahmen des Zukunftskon-

zeptes Rheinland-Pfalz Takt 2015 erhebli-

che Angebotsausweitungen im SPNV er-

folgt; die gefahrenen Zugkilometer um rund 

20% steigen. Mit der weitgehend neuen 

Fahrzeugflotte konnte die Energieeffizienz 

der Fahrzeuge gesteigert werden.  

Zudem werden derzeit gemeinsam mit 

Zweckverbänden und Verkehrsverbünden 

regionale ÖPNV-Konzepte erarbeitet bzw. 
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umgesetzt, um auch den ÖPNV auf der 

Straße zu stärken. 

 

Ausbau des Straßennetzes, Verkehrstele-

matik und Verkehrsmanagement 

Rheinland-Pfalz verfügt über eines der 

dichtesten Straßennetze der Bundesrepub-

lik. Daher hat die Landesregierung sich bei 

der Neuanmeldung für den Bundesver-

kehrswegeplan 2015 auf den Erhalt vor 

Neubau festgelegt. Die Fahrtbedingungen 

auf den Straßen haben großen Einfluss auf 

den Kraftstoffverbrauch.  

Mit dem Ausbau der Infrastruktur, moder-

nen Mitteln der Verkehrstelematik und intel-

ligenten Steuerungen können der Verkehr 

verflüssigt und Energie verbrauchende 

Staus vermieden werden. So erfordern 

Stop and Go-Situationen die doppelte 

Kraftstoffmenge wie der störungsfreie Ver-

kehrsfluss. 

Im nachgeordneten Straßennetz werden 

verstärkt verkehrsabhängige Lichtsignal-

steuerungen eingesetzt, die auch die Erfor-

dernisse der klimafreundlichen Verkehrs-

träger (ÖPNV, Rad- und Fußverkehr be-

rücksichtigen. 

 

Bildung von Fahrgemeinschaften 

In der Erhöhung der Besetzungsgrade der 

Pkw liegen noch erhebliche Effizienzpoten-

ziale, mit denen nicht nur Minderungen 

beim Energieverbrauch des motorisierten 

Individualverkehrs, sondern auch erhebli-

che Kosteneinsparungen beim Nutzer ver-

bunden sind. Hierzu hat das Land mit dem 

Bau von 145 Mitfahrerparkplätzen bereits 

einen wichtigen Beitrag geleistet. Weitere 

Projekte sind im Gang oder in der Planung.  

 

Förderung des Car-Sharing-Systems 

Jedes Car-Sharing Fahrzeug ersetzt zwi-

schen 4 und 8 private Pkw und reduziert 

damit den Druck auf öffentliche und private 

Flächen für Pkw-Stellplätze. Car-Sharing 

ermöglicht nachhaltige Mobilitätslösungen. 

Zur Ergänzung der Parkprivilegien für stati-

onsbasierte Carsharing-Fahrzeuge an 

Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen er-

weitert das Land die Vorschriften zur Son-

dernutzung im Landesstraßengesetz auch 

für Landes-, Kreis, Gemeinde- und sonstige 

Straßen. 

 

Förderung des Fahrradverkehrs 

Auch im Sinne der Steigerung der Energie-

effizienz im Verkehr ist die Landesregie-

rung bestrebt, das Fahrrad als alltägliches 

Verkehrsmittel zu stärken. Das Radwege-

netz an klassifizierten Straßen betrug Ende 

2017 insgesamt 1.892 km. Rund 3,1 Mio. 

Euro sind in 2017 in den Bau von Radwe-

gen an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen 

investiert worden, womit 7,7 km neue Rad-

wege fertiggestellt werden konnten. Dar-

über hinaus hat das Land 2017 den Bau 

von selbstständigen Radwegen in kommu-

naler Baulast mit Fördermitteln in Höhe von 

3,0 Mio. Euro unterstützt.  



3.5 Das Land als Vorbild 
 

 

60 

Mit dem Pilotprojekt der Pendler-Radroute 

Bingen - Ingelheim - Mainz will das Land 

gemeinsam mit den Kommunen insbeson-

dere auf vorhandenen Wegen eine Verbin-

dung schaffen, die Rad Fahrenden ein zü-

giges und störungsarmes Pendeln ermög-

licht. Die bauliche Realisierung der Pend-

ler-Radroute Bingen-Ingelheim-Mainz soll 

ab Sommer/Herbst des Jahres 2019 ab-

schnittsweise begonnen werden. 

 

Mobilitätsmanagement 

Mit einem Pilotprojekt wird die Landesver-

waltung ein nachhaltiges Mobilitätsma-

nagement unter Einbindung alternativer 

Antriebe, Car-Sharing, E-Bikes und Job-Ti-

ckets starten.  

 

Mobilität und Tourismus 

Die bisherigen und noch geplanten Weiter-

entwicklungen im SPNV und bei den regio-

nalen Busverkehren wirken sich auch auf 

die Erreichbarkeit von touristischen Zielen 

mit energieeffizienten öffentlichen Ver-

kehrsmitteln positiv aus. 

 

Ausbau der Containerumschlagterminals in 

den rheinland-pfälzischen Binnenhäfen 

Rheinland-Pfalz verfügt mit seiner Lage an 

den Wasserstraßen Mosel und Rhein über 

ein logistisches Alleinstellungsmerkmal 

erster Güte. Der neue Bedarfsplan für die 

Bundeswasserstraßen sieht den Bau wei-

terer zweiter Schleusenkammern im Zuge 

der Mosel und die Vergrößerung der Abla-

detiefe des Rheins zwischen St. Goar und 

Mainz/Wiesbaden vor. 

Im kombinierten Verkehr auf der Wasser-

straße sind starke Wachstumsraten zu ver-

zeichnen; diesem wird mit einem kontinu-

ierlichen Ausbau der Terminalkapazitäten 

Rechnung getragen. Die Landesregierung 

begrüßt insoweit die Ankündigung des Bun-

des, die finanzielle Förderung solcher Pro-

jekte in den kommenden Jahren fortzufüh-

ren. Davon werden auch Vorhaben in rhein-

land-pfälzischen Binnenhäfen profitieren. 

Zudem sollen die knappen Hafenflächen 

landesplanerisch besser geschützt werden. 

 

Dienstfahrzeuge der Landesverwaltung 

Die Landesregierung hat beim Klimaschutz 

Vorbildfunktion. Daher haben wir uns im 

Landesklimaschutzgesetz zum Ziel ge-

setzt, die Landesverwaltung bis 2030 kli-

maneutral zu gestalten. Die „Leitlinie für die 

Elektromobilität in der Landesverwaltung 

Rheinland-Pfalz“ ist dabei ein wesentlicher 

Schritt zur Zielerreichung. Damit stärken 

wir die klimafreundliche Mobilität der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter. Die Leitlinie 

wurde Anfang September 2019 im Minister-

rat beschlossen.  

Bei Neubauten und Gebäudesanierungen 

der Landesverwaltung verpflichtet sich die 

Landesregierung bei jedem fünften Park-

platz eine Lademöglichkeit für E-Autos si-

cherzustellen. Die benötigte Energie soll 

vorzugsweise aus selbst erzeugtem Strom 
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bereitgestellt werden, der durch Fotovolta-

ikanlagen eingespeist wird. Auch bei Be-

standsgebäuden sollen diese Infrastruktur-

maßnahmen nach Möglichkeit sukzessive 

umgesetzt werden. Um die Fahrzeuge des 

Landes und die Dienstreisen in der Ge-

samtbilanz künftig klimaneutral zu organi-

sieren, wollen wir Dienstwagen zudem res-

sortübergreifend bereitstellen und die An-

schaffung von E-Autos erleichtern.  

 

Autonom fahrender Kleinbus „Emma“ 

Im August 2018 hat die Mainzer Mobilität 

(MVG) erfolgreich einen autonomen elektri-

schen Kleinbus, „Emma“ auf einer Strecke 

von etwa 700 Meter am Mainzer Rheinufer 

getestet. Knapp 3.300 Fahrgäste (bis zu 

200 Fahrgäste pro Tag) haben während 

506 Fahrten das Angebot genutzt (Fahr-

strecke gesamt ca. 800 km), die Kommen-

tare und Erfahrungen waren überwiegend 

positiv. Das Land Rheinland-Pfalz hat das 

Projekt finanziell unterstützt.  

 

Lotsenstelle alternative Antriebe 

Mit dem Projekt „Lotsenstelle alternative 

Antriebe“ der Energieagentur Rheinland-

Pfalz werden seit 2017 die rheinland-pfälzi-

schen Kommunen, deren Einwohnerinnen 

und Einwohner sowie die dort ansässigen 

Unternehmen mit gezielten Informationen 

und Angeboten zum Thema alternative An-

triebe bei ihren integrierten, strategischen 

Ansätzen zur Reduktion klimarelevanter 

Emissionen unterstützen. Weitere Informa-

tionen finden sich unter: https://www.ener-

gieagentur.rlp.de/projekte/kommune/lot-

senstelle-alternative-antriebe/  

 

Elektromobilität im ländlichen Raum – Ent-

wicklung einer Pilotregion im Westerwald 

Durch die Entwicklung eines ganzheitlichen 

Ansatzes und die Umsetzung geeigneter 

Maßnahmen im Bereich der Elektromobili-

tät soll der Westerwald zu einer Pilotregion 

für den Einsatz der Elektromobilität im länd-

lichen Raum werden. Das Vorhaben „Elekt-

romobilität im ländlichen Raum – Entwick-

lung einer Pilotregion im Westerwald“ der 

Energieagentur Rheinland-Pfalz zielt seit 

2017 darauf ab, die Kommunen der Re-

gion, deren Bürgerinnen und Bürger sowie 

die dort ansässigen Unternehmen konzep-

tionell zu unterstützen und mit Projekten, 

gezielten Informationen und Angeboten 

zum Thema Elektromobilität die Nutzung 

alternativer Antriebe in der Region voranzu-

bringen. Weitere Informationen unter: 

https://www.energieagentur.rlp.de/pro-

jekte/kommune/elektromobilitaet-im-laend-

lichen-raum/ 

 

Netzwerk Elektromobilität Rheinland-Pfalz 

Das Netzwerk Elektromobilität Rheinland-

Pfalz bringt die relevanten Institutionen und 

Akteure im Bereich der Neuen Mobilität im 

Land zusammen. Es startete seine Arbeit 

bereits 2010, damals noch als Forschungs-

projekt unter der Führung der Technischen 

https://www.energieagentur.rlp.de/projekte/kommune/lotsenstelle-alternative-antriebe/
https://www.energieagentur.rlp.de/projekte/kommune/lotsenstelle-alternative-antriebe/
https://www.energieagentur.rlp.de/projekte/kommune/lotsenstelle-alternative-antriebe/
https://www.energieagentur.rlp.de/projekte/kommune/elektromobilitaet-im-laendlichen-raum/
https://www.energieagentur.rlp.de/projekte/kommune/elektromobilitaet-im-laendlichen-raum/
https://www.energieagentur.rlp.de/projekte/kommune/elektromobilitaet-im-laendlichen-raum/
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Universität Kaiserslautern. Seit 2015 mo-

deriert und organisiert die Energieagentur 

Rheinland-Pfalz das Netzwerk. Während 

der regelmäßigen Netzwerktreffen werden 

bspw. aktuelle Vorhaben und Erkenntnisse 

vorgestellt und im Kreis der Netzwerkteil-

nehmer diskutiert.  

 

Wasserstoff betriebene Brennstoffzellen-

busse 

In einem Pilotprojekt zur Erprobung des 

Einsatzes von mit Wasserstoff betriebenen 

Brennstoffzellenbussen beschaffen die 

Verkehrsgesellschaften der Städte Mainz 

(MVG), Wiesbaden (ESWE Verkehr) und 

Frankfurt am Main (traffiQ/ ICB) derzeit 

Fahrzeuge. Das Ministerium für Umwelt, 

Energie, Ernährung und Forsten und das 

hessische Ministerium für Wirtschaft, Ener-

gie, Verkehr und Landesentwicklung haben 

bei diesem zukunftsweisenden Projekt die 

Errichtung von Tankstelleninfrastruktur mit 

jeweils einer Million Euro gefördert. Die Ein-

weihung der Wasserstofftankstelle erfolgt 

im Frühjahr 2020. Derzeit findet der Probe-

betrieb mit ersten Fahrzeugen statt. 

 

Tankstelle 2.0 

Das Institut für Mobilität und Verkehr 

(imove) und die Juniorprofessur für Elektro-

mobilität (JEM) der Technischen Universi-

tät Kaiserslautern erarbeiteten eine Strate-

gie zur nachhaltigen Versorgung von Kraft-

fahrzeugen mit alternativen Antrieben. Ziel 

des Projektes war es, bestehende Ansätze 

zu verfeinern und eine Strategie, zum Auf-

bau einer Versorgungsinfrastruktur für alle 

alternativen Energieträger für das Jahr 

2020 mit einem Ausblick auf 2030 und 2050 

zu erarbeiten. Die Ergebnisse der Untersu-

chung können unter 

https://mueef.rlp.de/fileadmin/mulewf/The-

men/Energie_und_Strahlenschutz/Ener-

gie/Abschlussbericht_Tankstelle_2_0.pdf 

abgerufen werden. 

 

Tankstelle 2.1 

Aufbauend auf den Ergebnissen des Pro-

jektes Tankstelle 2.0 bearbeitet ein Konsor-

tium der Technischen Universität Kaisers-

lautern, seit Herbst 2018 ein Forschungs-

projekt mit dem besonderen Fokus auf der 

Netzintegration der Ladesäulen für Elektro-

fahrzeuge. Hierzu erarbeitet das Konsor-

tium eine ganzheitliche Betrachtung der 

vollständigen Versorgungskette und Netz-

situation von der großräumigen Stromver-

sorgung bis zur Nutzung der einzelnen La-

desäule. Ziel ist es, in einzelnen exemplari-

schen Räumen die Hemmnisse aus Netz-

kapazität, Wirtschaftlichkeit und Akzeptanz 

zu beleuchten.  

  

https://mueef.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Energie_und_Strahlenschutz/Energie/Abschlussbericht_Tankstelle_2_0.pdf
https://mueef.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Energie_und_Strahlenschutz/Energie/Abschlussbericht_Tankstelle_2_0.pdf
https://mueef.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Energie_und_Strahlenschutz/Energie/Abschlussbericht_Tankstelle_2_0.pdf
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3.6 Finanzielle Vorteile der Energiewende 
 

Die Energiewende ist ein zunehmend wich-

tiger Wirtschaftsmotor für unsere Volkswirt-

schaft, Arbeitgeber für eine wachsende 

Zahl von Menschen und wichtiger Wirt-

schaftsfaktor für Kommunen. Im Jahr 2016 

erzielten Unternehmen in Rheinland-Pfalz 

im Zusammenhang mit der Energiewende 

Umsätze von 529 Mio. Euro. Ein über-

durchschnittlich hoher Anteil hiervon ent-

fällt auf Dienstleistungen der Wartung und 

Instandhaltung und fällt somit dauerhaft an. 

Insgesamt 1.458 Unternehmen waren der 

Erneuerbaren Energie-Branche zuzurech-

nen (GWS, März 2018).  

In Rheinland-Pfalz waren 2016 insgesamt 

10.450 Menschen in der Energiewende be-

schäftigt, eine Steigerung von 3,92 % zum 

Vorjahr. Pro 1.000 Arbeitnehmer sind dies 

5,8 Beschäftigte. Legt man die durch-

schnittliche Bruttowertschöpfung eines 

rheinland-pfälzischen Arbeitsnehmers im 

Jahr 2016 von 62.313 Euro zu Grunde 

(StaLa, 2018), ergibt sich eine kumulierte 

Wertschöpfung von über 650 Mio. Euro. 

Untersuchungen belegen, dass der Bereich 

der Gebäudesanierung besonders be-

schäftigungsintensiv ist. So gibt die KfW an, 

dass durch die ihre Programme „Energieef-

fizient Sanieren“ und „Energieeffizient 

Bauen“ im Jahr 2017 in Deutschland ein 

Beschäftigungseffekt von insgesamt 

435.000 Personenjahren ausgelöst wurde, 

25.400 davon in Rheinland-Pfalz.  

Finanzielle Vorteile durch die Energie-

wende zeigen sich in zahlreichen Kommu-

nen. Am Beispiel des Rhein-Hunsrück-

Kreises zeigt sich: Die Einnahmen aus den 

Erneuerbaren Energien und die Einsparun-

gen durch Effizienzmaßnahmen haben den 

Kommunen im Kreis sowie den Bürger*in-

nen finanzielle Spielräume zur Entwicklung 

des ländlichen Raums gegeben. Projekte 

und Maßnahmen schaffen eine kommunale 

Wertschöpfung von jährlich rund 44 Mio. 

Euro. Die Rücklagen der Ortsgemeinden 

sind auf 84 Mio. Euro gewachsen. Die kom-

munale Verschuldung im Landkreis beträgt 

nur noch 20% des Landesdurchschnittes 

(Stand 11/ 2018). 

 

Im Jahr 2017 erzielte die Industrie mit Wa-

ren, Bau- und Dienstleistungen für den Um-

weltschutz einen Erlös von 4,5 Mrd. Euro 

(4,5% des gesamten Industrieumsatzes). 

Davon wurden 2,4 Mrd. Euro im Bereich 

Klimaschutz erwirtschaftet. Dies entspricht 

einem Anteil von 54 Prozent. Investitionen 

in den Umweltschutz wurden 2017 in Höhe 

von 227 Mio. Euro getätigt. Dies waren 

7,9% der gesamten Investitionen des In-

dustriesektors. Auf den Klimaschutz entfie-

len rund 58 Mio. Euro. Dies entspricht rund 

25% der gesamten Umweltschutzinvestitio-

nen. 
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Aufgrund der restriktiven bundespolitischen 

Rahmenbedingungen stagniert derzeit 

auch in Rheinland-Pfalz der dringend erfor-

derliche Ausbau der Erneuerbaren Ener-

gie, vor allem der Windenergie. Im erstem 

Halbjahr 2019 wurden lediglich zehn neue 

Anlagen mit einer Gesamtleistung von 39 

MW neu errichtet (in den Jahren 2015-2017 

zwischen waren es jeweils rund 200 MW).  

Nicht nur in Rheinland-Pfalz, sondern bun-

desweit hat dies massive wirtschaftliche 

Konsequenzen. Im Moment steht mit Ener-

con ein weiteres deutsches Windkraftunter-

nehmen, das einmal zu den wichtigsten der 

Welt gehörte, vor einem dramatischen Stel-

lenabbau. Bereits 2017 verschwanden in 

der deutschen Windkraftbranche 26.000 

Stellen. Auch die Siemens-Tochter 

Gamesa will tausende Arbeitsplätze ab-

bauen, Senvion hat im April 2019 Insolvenz 

angemeldet. Mit Recht weist die Branche 

auf die Bedeutung des Heimatmarktes hin, 

immerhin noch der weltweit drittgrößte 

Standort für Windenergie. 

Eine Industrie aber, mit der die Ingenieur-

nation Deutschland einen weltweit benötig-

ten Exportschlager im Programm hätte, 

wird derzeit systematisch zerstört. Wäh-

rend die Windenergie in Asien und Süd-

amerika boomt, kommt sie hierzulande zum 

Stillstand. Im Jahr 2000 führte Deutschland 

mit einem Zubau von 1.700 MW den inter-

nationalen Windenergiemarkt noch an. 

Heute droht der deutschen Windenergie ein 

Schicksal wie zuvor der Solarindustrie, die 

bis auf wenige verbliebene Unternehmen 

mit Weltrang aus Deutschland verschwun-

den ist. 

Ein dynamischer Ausbau der Erneuerba-

ren, die Sanierung von Gebäuden, das 

Marktanreizprogramm für Wärmepumpen 

oder auch eine Ausweitung der Öko-Land-

wirtschaft – Klimaschutz schafft bereits 

heute tausende von zukunftsfähigen und 

hochqualifizierten Arbeitsplätze, vor allem 

in Technologie und Handwerk - deutlich 

mehr als in Kohle und Atomkraft. 

 

Um diese Entwicklung zu forcieren sind fol-

gende Weichenstellungen notwendig:  

■ ein dynamischer Ausbau der erneuer-

baren Energien der dem tatsächlichen 

künftigen Bedarf Rechnung trägt, 

■ ein intelligenter Netzausbau, der regio-

nale und überregionale Ansätze ver-

knüpft, 

■ die Verbindung der Energiewende mit 

der Digitalisierung, 

■ eine Investitionsoffensive in zukunftsfä-

hige Technologien und Infrastruktur in 

allen Sektoren, 

■ kombiniert werden sollte dies mit Fort-

bildungs- und Umschulungsangeboten 

für Handwerk und Unternehmen und ei-

ner Kampagne zur Gewinnung techni-

schen Nachwuchses in diesem Be-

reich, 

■ zielgerichtete Forschung und Entwick-

lung. 
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Energiebilanz 
 
Um den Energieverbrauch in einer Volkswirtschaft umfassend darzustellen, werden Ener-
giebilanzen erstellt. Eine Energiebilanz zeigt das Aufkommen, die Umwandlung und die 
Verwendung von Energie nach Arten von Energieträgern und Verbrauchssektoren für ein 
Wirtschaftsgebiet und einen bestimmten Zeitraum. In Rheinland-Pfalz berechnet das Statis-
tische Landesamt jährlich die Energiebilanz des Landes im Auftrag des Ministeriums für 
Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten (MUEEF).  
 
Um Vergleichbarkeit zwischen den Ergebnissen für die Bundesländer zu gewährleisten, 
werden die Energiebilanzen nach einer einheitlichen Methodik des Länderarbeitskreises 
Energiebilanzen erstellt. Die Bilanzrechnungen basieren auf Ergebnissen der amtlichen 
Energiestatistiken sowie auf verschiedenen Statistiken, die von Verbänden der Energiewirt-
schaft erstellt werden, und einzelnen Schätzungen. Die Methodik des Länderarbeitskreises 
Energiebilanzen richtet sich nach internationalen und europäischen Vorgaben. Zwischen 
dem Berichtsjahr und der Fertigstellung der Energiebilanz liegt eine vergleichsweise lange 
Zeitspanne. Für diesen Bericht stehen auf Landesebene Daten für das Berichtsjahr 2017 
zur Verfügung. 

 

4.1. Rahmenbedingungen und Bestimmungsfak-

toren der Energieerzeugung  und des Ener-

gieverbrauchs 

 

Die wesentlichen Informationen für das 

Energiemonitoring auf Landesebene liefert 

die Energiebilanz. Mit der Energiebilanz 

lässt sich der Energieverbrauch in Rhein-

land-Pfalz umfassend darstellen. Zu den 

Rahmenbedingungen und Bestimmungs-

faktoren des Energieverbrauchs liegen in 

der amtlichen Statistik und anderen validen 

Quellen viele Informationen vor.  

Der Energieverbrauch hängt zum einen von 

natürlichen Gegebenheiten ab, z.  B. den 

Temperatur- bzw. Witterungsbedingungen. 

Zum anderen wird der Energieverbrauch 

durch ökonomische und gesellschaftliche 

Rahmenbedingungen bestimmt. Hinzu 

kommen politische bzw. gesetzliche Rege-

lungen und Maßnahmen, wie z. B. dem ge-

setzlich geregelten Vorrang für erneuerbare 

Energien nach dem Erneuerbare-Energien-

Gesetz.  
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Die Temperatur- bzw. Witterungsbedingun-

gen verursachen deutliche saisonale 

Schwankungen des Energieverbrauchs, 

z. B. durch den Heizbedarf im Winter. Struk-

turelle Faktoren, insbesondere die Wirt-

schaftsstruktur, spielen eine wichtige Rolle 

für das Niveau des Energieverbrauchs in 

einem Land. Darüber hinaus haben konjunk-

turelle Entwicklungen kurz- und mittelfristig 

Einfluss auf den Energieverbrauch, z. B. 

Schwankungen der Produktion. Außerdem 

wird der Energieverbrauch durch Preisent-

wicklungen an den Energiemärkten beein-

flusst.1  

 

Das Niveau und die Entwicklung der wirt-

schaftlichen Aktivitäten in einer Volkswirt-

schaft werden mithilfe des Bruttoinlandspro-

dukts bzw. seiner Veränderung gemessen. 

Das Bruttoinlandsprodukt umfasst den Wert 

aller produzierten Waren und Dienstleistun-

gen (Produktionswert) abzüglich des Wertes 

der Güter, die für die Produktion verbraucht 

werden (Vorleistungen). Um die Entwicklung 

der gesamtwirtschaftlichen Produktion im 

Zeitablauf zu erfassen, ist eine Bereinigung 

des nominalen Bruttoinlandsprodukts um 

Preisänderungen notwendig (preisbereinig-

tes bzw. reales Bruttoinlandsprodukt). 

Grundsätzlich erfordert eine Erhöhung des 

gesamtwirtschaftlichen Outputs bzw. des 

Bruttoinlandsprodukts einen höheren Ein-

satz an Inputs, also auch einen höheren 

                                                
1 Zur Energiepreisentwicklung siehe Kapitel 4.6. 

Energieeinsatz, es sei denn, Investitionen in 

den Kapitalstock und technologischer Fort-

schritt sorgen für Produktivitätssteigerungen. 

In Rheinland-Pfalz ist das Bruttoinlandspro-

dukt zwischen 1991 und 2017 preisbereinigt 

um 32% gestiegen. Der Primär-

energieverbrauch, also der Energieeinsatz 

vor sämtlichen Umwandlungsprozessen, 

nahm im gleichen Zeitraum „nur“ um 10% 

zu. Somit ist der Energieeinsatz nicht in 

gleichem Maß gestiegen wie die Wirtschafts-

leistung. In Deutschland fiel das Wirt-

schaftswachstum zwischen 1991 und 2017 

höher aus als in Rheinland-Pfalz (+44%). 

Anders als in Rheinland-Pfalz nahm der 

Energieverbrauch in diesem Zeitraum sogar 

ab (−7,4%). Folglich ist der Energieeinsatz 

für die gesamtwirtschaftliche Produktion 

auch deutschlandweit effizienter geworden. 

Mit einer Einheit Primärenergie wird heute 

deutlich mehr Inlandsprodukt erstellt als 

noch vor 25 Jahren. Die Effizienzgewinne 

fielen aber noch höher aus als in Rheinland-

Pfalz. Seit 1991 stieg die Energieproduktivi-

tät hierzulande um 19% und in Deutschland 

um 55%.  

Die Steigerung der Energieproduktivität ist 

unter anderem darauf zurückzuführen, dass 

nicht mehr zeitgemäße Verfahren und 

Technologien nach und nach durch effizien-

tere, moderne abgelöst wurden. Ein anderer 

wesentlicher Grund dürfte die Veränderung 

der Wirtschaftsstruktur gewesen sein. Der 

Dienstleistungsbereich, der im Vergleich zur 

Warenproduktion mit einem vergleichsweise 
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geringen Energieeinsatz auskommt, hat im 

Betrachtungszeitraum deutlich an Bedeu-

tung gewonnen.  

 

Im Jahr 2017 lag die Energieproduktivität 

unter dem Bundeswert: Mit einer Megawatt-

stunde Primärenergie wurden in laufenden 

Preisen 787 Euro Bruttoinlandsprodukt er-

stellt; in Deutschland waren es 871 Euro. 

Die geringere rheinland-pfälzische Energie-

produktivität ist zum Teil auf Unterschiede in 

der Wirtschaftsstruktur zurückzuführen. Ob-

wohl seit Anfang der 1990er-Jahre der Anteil 

des vergleichsweise energieintensiven Ver-

arbeitenden Gewerbes an der Wertschöp-

fung gesunken ist, hat dieser Wirtschaftsbe-

reich in Rheinland-Pfalz immer noch einen 

relativ hohen Anteil an der gesamtwirtschaft-

lichen Bruttowertschöpfung. Mit 26% liegt 

dieser Anteil in Rheinland-Pfalz deutlich 

über dem Bundesdurchschnitt (23%). Hier-

bei ist die Chemische Industrie besonders 

hervorzuheben. Sie ist hierzulande der wich-

tigste Industriezweig.2 Die Chemie trägt in 

Rheinland-Pfalz rund 7% zur gesamtwirt-

schaftlichen Wertschöpfung bei und ist mit 

gut einem Viertel an der Wertschöpfung des 

Verarbeitenden Gewerbes beteiligt. Bun-

desweit liegen diese Anteilswerte nur bei 2% 

bzw. 9%. 

Die Chemische Industrie ist in Rheinland-

Pfalz mit Abstand die größte Industrie-

                                                
2 Die Industrie wird hier mit dem Verarbeitenden 
Gewerbe (Klassifikation der Wirtschaftszweige 
2008, Abschnitt C) gleichgesetzt. 

branche. Sie weist bezogen auf ihren Um-

satz einen vergleichsweise hohen Energie-

einsatz auf (2,2 MWh je 1.000 Euro Um-

satz). Dies lässt sich unter anderem darauf 

zurückführen, dass klassische Energieträger 

wie Mineralöle bzw. -produkte hier nicht nur 

zur Energieerzeugung, sondern auch für 

„nicht-energetische Zwecke“ als Vorproduk-

te zum Einsatz kommen. Die zweithöchste 

Energieintensität im Verarbeitenden Gewer-

be wies 2017 die Glas- und Keramikindust-

rie auf (1,4 MWh je 1.000 Euro). Zu den 

energieintensiven Branchen gehören zudem 

unter anderem die Papier- und Pappeindust-

rie sowie die Metallerzeugung 

und -bearbeitung. Insgesamt haben die 

energieintensiven Branchen in Rheinland-

Pfalz eine wesentlich höhere gesamtwirt-

schaftliche Bedeutung als bundesweit: Sie 

kamen 2017 innerhalb des Verarbeitenden 

Gewerbes auf einen Umsatzanteil von 49%. 

In Deutschland belief sich dieser Anteil da-

gegen nur auf 31%.3 

 

Nicht nur die Industrie, sondern auch die 

Haushalte und Kleinverbraucher tragen mit 

der Nutzung von Strom und ihrem Heizver-

halten einen wesentlichen Teil zum rhein-

land-pfälzischen Energieverbrauch bei. Hin-

zu kommt – unabhängig von gewerblichen 

oder privaten Zwecken – der mobilitätsbe-

dingte Energieverbrach. Zu den gesell-

                                                
3 Die Abgrenzung energieintensiver Branchen 
erfolgt hier über den Energieverbrauch bezogen 
auf den Branchenumsatz. 
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schaftlichen Bestimmungsfaktoren des 

Energieverbrauchs zählen Aspekte wie die 

demografische Entwicklung, aber auch die 

Zahl der Haushalte sowie die Wohn- und 

Verkehrsverhältnisse.  

 

In Rheinland-Pfalz ist die Zahl der Einwoh-

nerinnen und Einwohner zwischen 1991 und 

2017 stärker gestiegen als in Deutschland 

(+7,3% gegenüber +3,4%). Die Zahl der 

Haushalte wuchs im Betrachtungszeitraum 

ebenfalls etwas stärker. Dies dürfte ge-

samtwirtschaftlich mit einem steigenden 

Bedarf an Nutzenergie, also z. B. Wärme 

und Licht, einhergegangen sein. Aber auch 

im Bereich der Haushalte und Kleinverbrau-

cher wurde die Energienutzung durch den 

technologischen Fortschritt effizienter. 

 

Bei den Wohnverhältnissen sind zwischen 

Rheinland-Pfalz und Deutschland strukturel-

le Unterschiede erkennbar: Die Einfamilien-

hausquote, d. h. der Anteil der Einfamilien-

häuser an den Wohngebäuden, die mit 

Energie versorgt werden müssen, ist hierzu-

lande mit 73% höher als im Bundesdurch-

schnitt (67%). Den Rheinland-Pfälzerinnen 

und Rheinland-Pfälzern stehen pro Kopf 

zudem durchschnittlich 6,9 Quadratmeter 

mehr Wohnfläche zur Verfügung als den 

Bundesbürgerinnen und -bürgern (2017: 

rund 53 gegenüber 47 Quadratmeter).  

 

Strukturelle Unterschiede gibt es auch im 

Bereich Verkehr. Die Zahl der Fahrzeuge ist 

in Rheinland-Pfalz deutlich höher als bun-

desweit. Im Jahr 2017 kamen hierzulande 

auf 1.000 Haushalte 1.251 Pkw. Das waren 

142 Pkw mehr als in Deutschland. Dies dürf-

te u. a. darauf zurückzuführen sein, dass in 

Rheinland-Pfalz vergleichsweise viele Be-

rufstätige zwischen Wohnort und Arbeitsort 

pendeln. Die Zahl der Pkw stieg in Rhein-

land-Pfalz in den letzten zehn Jahren um 

12% (Deutschland: +11%). Die Zahl der 

Kraftfahrzeuge legte insgesamt um 13% zu 

(Deutschland: +13%). 
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4.2 Entwicklung der Bruttostromerzeugung und 
des Bruttostromverbrauchs 

 

Bruttostromerzeugung 

In Rheinland-Pfalz wurden 2017 insgesamt 

20,7 TWh Strom erzeugt. Gegenüber 2016 

bedeutet dies eine deutliche Zunahme um 

5,5%. Auch langfristig nahm die Bruttotrom-

erzeugung stark zu; sie war 2017 um 177% 

höher als 1990. Gegenüber 2000 beträgt der 

Anstieg 142%. Der Zuwachs ist maßgeblich 

auf die gestiegene Bedeutung der Stromer-

zeugung aus erneuerbaren Energien im 

rheinland-pfälzischen Strommix zurückzu-

führen. Die Bruttostromerzeugung aus fossi-

len Energieträgern ist hingegen in den letz-

ten zehn Jahren in Rheinland-Pfalz auf an-

nährend gleichem Niveau geblieben.4 Die 

erneuerbaren Energieträger machen in 

Rheinland-Pfalz 48% der im Land produzier-

ten Strommenge aus; 1990 waren es erst 

12% (2000: 17%).  

Der Vergleich zwischen Rheinland-Pfalz und 

Deutschland zeigt deutliche strukturelle Un-

terschiede bei der Stromproduktion: Der 

wichtigste Energieträger für die Bruttostrom-

erzeugung in Rheinland-Pfalz ist Erdgas. 

Dieser nicht erneuerbare Energieträger hat-

te 2017 einen Anteil von 48% am rheinland-

                                                
4 Fossile bzw. konventionelle Energieträger sind 
im Gegensatz zu erneuerbaren bzw. regenerati-
ven Energien nur begrenzt verfügbar. Sie kön-
nen weitgehend klima- und wetterunabhängig für 
die Stromproduktion genutzt werden und damit 
Produktionsschwankungen von erneuerbaren 
Energien ausgleichen. 

pfälzischen Strommix. Im deutschen Strom-

mix betrug der Anteil hingegen nur 13%. Im 

Vergleich zu den anderen konventionellen 

Energieträgern ist die Stromherstellung aus 

Erdgas mit den geringsten CO2-Emissionen 

verbunden – abgesehen von der mit ande-

ren Problemen bzw. Risiken behafteten 

Atomkraft. 

Der Anteil der erneuerbaren Energieträger 

lag auf der Bundesebene mit 33% deutlich 

unter dem rheinland-pfälzischen Niveau. Im 

langfristigen Vergleich hatte die regenerative 

Bruttostromerzeugung in Rheinland-Pfalz 

durchweg einen höheren Anteilswert als in 

Deutschland. Seit 1990 ist der Unterschied 

von 8,1 Prozentpunkte auf 15 Prozentpunkte 

gewachsen. 
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Stromerzeugung1 in Rheinland-Pfalz2 und in Deutschland 2017 nach Energie-

trägern 
Abb. 1 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

Die rheinland-pfälzische Bruttostromerzeu-

gung aus erneuerbaren Energien ist 2017 

kräftig gewachsen. Gegenüber 2016 nahm 

die Erzeugung um 12% auf 9,9 TWh zu. Die 

Windkraft konnte als stärkster erneuerbarer 

Energieträger hierbei einen besonders ho-

hen Zuwachs von 23% ausweisen. Der An-

teil der Windkraft am rheinland-pfälzischen 

Strommix lag damit bei 29%, was einer Er-

zeugungsmenge von 5,9 TWh entspricht. 

Der Anstieg des Windkraftanteils war auf ein 

windstarkes Jahr 2017 sowie den starken 

Ausbau der installierten Leistung zurückzu-

führen. An zweiter Stelle folgt die Fotovoltaik 

mit einer Bruttostromerzeugung von 

1,9 TWh (+7,7% gegenüber 2016). Aus Bi-

omasse wurden 2017 insgesamt 1,2 TWh 

gewonnen (+0,2%). Wasserkraftanlagen 

erzeugten 0,8 TWh elektrische Energie. Ge-

genüber 2016 war der Wert deutlich rückläu-

fig (-22%). Dies dürfte auf Niedrigwasser-

phasen zurückzuführen sein. 

Energieträgerspezifische Daten für die er-

neuerbaren Energien liegen seit 2005 vor. 

Seitdem lag der Zuwachs bei 322%. Die 

Wachstumsdynamik ging vor allem von den 

Energieträgern Windkraft und Fotovoltaik 

aus. 

 

Die Bruttostromerzeugung aus Kraft-Wärme-

Kopplung (KWK)5 hat 2017 mit 8,8 TWh 

leicht zugenommen (+0,3%). Der Anteil des 

Stroms aus KWK-Anlagen an der rheinland-

pfälzischen Stromerzeugung ist langfristig 

rückläufig und betrug 42% (2016: 45%). Der 

                                                
5 Hier werden ausschließlich Anlagen mit einer 
Brutto-Engpassleistung elektrisch von 1 MW und 
mehr berücksichtigt. 
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Stromerzeugung1 aus erneuerbaren Energieträgern 2005 – 2017 Abb. 2 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

Anteil ist immer noch deutlicher höher als im 

Bund (14%).  

 

Bruttostromverbrauch 

Der Bruttotromverbrauch belief sich 2017 

auf 29,1 TWh und war damit 1,7% höher als 

im Jahr zuvor. Im Vergleich zu 1990 stieg 

der Verbrauch um 6,7%. In den letzten zehn 

Jahren veränderte sich der Bruttostromver-

brauch kaum. Er bewegte sich um einen 

Wert von 29 TWh. Die Verbrauchsschwan-

kungen lassen sich zum Teil auf konjunktu-

relle Schwankungen zurückführen. Beson-

ders deutlich wurde dies im Jahr der Wirt-

schaftskrise 2009; in dem Jahr war die nied-

rigste Verbrauchsmenge der letzten 15 Jah-

re zu verzeichnen. Der rheinland-pfälzische 

Bruttostromverbrauch wird zum einen durch 

die Erzeugung von Strom im Land sowie 

zum anderen durch Stromimporte aus ande-

ren Bundesländern oder aus dem Ausland 

gedeckt. Dennoch wird der in Rheinland-

Pfalz erzeugte Strom auch exportiert. Von 

dem Stromaußenhandel ist allerdings nur 

der Saldo bekannt. Dieser Stromaustausch-

saldo weist in Rheinland-Pfalz einen Import-

überschuss auf.  

 

Durch den Zuwachs der heimischen Strom-

produktion bei langfristig stagnierendem 

Bruttostromverbrauch nahm der Importüber-

schuss ab. Damit ist Rheinland-Pfalz in den 

letzten Jahren unabhängiger von Stromim-

porten geworden.  
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Stromverbrauch1 nach Erzeugungsstruktur 1990 – 2017 Abb. 3 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

Der Stromaustauschsaldo (Nettostromim-

port) sank 2017 auf 8,4 TWh, den niedrigs-

ten Wert im gesamten Betrachtungs-

zeitraum. Im Vergleich zum Vorjahr sank er 

um 6,5%. Seit 2000 hat sich der Stromaus-

tauschsaldo um 60% verringert. Entspre-

chend hat sich seitdem auch das Verhältnis 

zwischen heimischer Erzeugung und Net-

toimporten deutlich verschoben. Während 

vor zehn Jahren noch rund die Hälfte des 

rheinland-pfälzischen Bruttostromver-

brauchs durch Nettoimporte gedeckt wurde, 

hat sich seitdem der Anteil der Eigenerzeu-

gung deutlich erhöht. Der Anteil der Strom-

erzeugung am Bruttostromverbrauch stieg 

hierzulande 2017 auf den Rekordwert von 

71%. Der Anteil der Nettoimporte belief sich 

auf nur noch 29%. 

Die heimische Bruttostromerzeugung aus 

regenerativen Energiequellen trug mit einem 

Anteil von 34% zur Deckung des Brut-

tostromverbrauchs bei. Dies entspricht ei-

nem Plus von 3 Prozentpunkten gegenüber 

dem Vorjahr. In welchem Umfang der nach 

Rheinland-Pfalz importierte Strom aus er-

neuerbaren oder nicht erneuerbaren Quellen 

gewonnen wurde, lässt sich nicht ermitteln. 

Der tatsächliche Strommix, der dem rhein-

land-pfälzischen Endenergieverbrauch zu-

grunde liegt, ist daher nicht bestimmbar. Da 

außerhalb von Rheinland-Pfalz Energieträ-

ger wie Kohle und Kernenergie immer noch 

eine Rolle spielen, dürfte sich dies auch im 

heimischen Verbrauch widerspiegeln. 
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4.3 Entwicklung der Wärme- und Kälteerzeugung 
und des Wärme- und Kälteverbrauchs 
 

Bei der Energienutzung lassen sich drei 

Anwendungsbereiche unterscheiden, und 

zwar die Bereiche Wärme (bzw. Kälte)6, 

Strom und Verkehr. Spätestens mit der Ein-

führung des Vorrangprinzips bei der Netz-

einspeisung von Strom aus erneuerbaren 

Energien im Jahr 2000 steht der Anwen-

dungsbereich Strom im Fokus der Energie- 

und Umweltpolitik in Deutschland.7 Dagegen 

sind die Bereiche Wärme und Verkehr etwas 

jüngere Handlungsfelder der Politik. Im Be-

reich der Wärme bilden seit 2009 das Er-

neuerbare-Energien-Wärmegesetz und die 

Erneuerbare-Energien-Richtlinie den gesetz-

lichen Rahmen.8 In Rheinland-Pfalz hat die 

Landesregierung mit dem Koalitionsvertrag 

vom 17. Mai 2016 den Wärmesektor in den 

Fokus gerückt. Sie strebt durch den stärke-

ren Einsatz von erneuerbaren Energien und 

durch die Steigerung der Energieeffizienz 

bis 2050 einen klimaneutralen Gebäudebe-

stand an. 

                                                
6 Der Energieverbrauch im Wärme- und Kältebe-
reich beinhaltet Verbräuche für Raumwärme, 
Warmwasser, sonstige Prozesswärme, Klimakäl-
te sowie sonstige Prozesskälte. 
 
7 Das Vorrangprinzip wurde 2000 mit dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) eingeführt, 
welches das Stromeinspeisungsgesetz von 1991 
ablöste. 
 
8 Im Jahr 2018 ist eine Neufassung der Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie in Kraft getreten (RED II 
bzw. Richtlinie (EU) 2018/2001). 

Die wichtigsten Energieträger zur Erzeu-

gung von Wärme sind derzeit allerdings 

noch fossile Energieträger, insbesondere 

Erdgas und Mineralöle. Der Energiever-

brauch in Rheinland-Pfalz wurde 2017 zu 

zwei Dritteln mit diesen beiden Energieträ-

gern gedeckt (Mineralöle: 37%, Erdgas: 

30%). Bundesweit belief sich der Anteil auf 

61% (Mineralöle: 38%, Erdgas: 23%).9 Erd-

gas wird hauptsächlich zur Wärmeerzeu-

gung, aber auch zur Stromerzeugung ge-

nutzt. Energieträger auf Mineralölbasis sind 

neben der Verwendung im Wärmebereich 

insbesondere für den Verkehr in Form von 

Kraftstoffen nach wie vor von großer Bedeu-

tung.  

 

Die Energiebilanz weist den Energiever-

brauch zum einen nach Energieträgern und 

zum anderen nach Verbrauchergruppen 

aus.10 Eine Unterscheidung nach Anwen-

dungsbereichen ist nicht möglich. Für den 

Anwendungsbereich Wärme ist nur der Teil 

des Endenergieverbrauchs, der über Fern-

wärme gedeckt wird, direkt aus der Energie-

bilanz ersichtlich (2017 in Rheinland-Pfalz: 

2,4%, in Deutschland: 4,5%). Die letzte 

                                                
9 Diese Werte beziehen sich auf den Endener-
gieverbrauch. 
 
10 Zum Energieverbrauch nach Verbraucher-
gruppen bzw. -sektoren siehe Kapitel 4.5. 
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Bruttoendenergieverbrauch1 2005 – 2017 nach Anwendungsbereichen Abb. 4 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

Stufe der Energieverwendung, die Umwand-

lung der Energieträger in sogenannte „an-

wendungszweckbezogene Nutzenergien“ 

wie Raumwärme/-kälte, mechanische Ener-

gie, Licht etc. kann derzeit nicht auf Basis 

der Energiebilanz nachgewiesen werden. Es 

gibt jedoch auf Bundesebene zu diesem 

Thema weiterführende Analysen, deren Er-

gebnisse auch Rückschlüsse für die Bun-

desländer zulassen. Somit liegen auch für 

die Länderebene Informationen über die 

Energienutzung in den drei Anwendungsbe-

reichen Wärme bzw. Kälte, Strom und Ver-

kehr vor.  

 

Die Ergebnisse zur Nutzenergie in den drei 

Anwendungsbereichen sind Teil der Be-

rechnungen zum sogenannten Bruttoend-

energieverbrauch. Diese Kennzahl ist die 

Bezugsgröße bei der Quantifizierung der 

Ziele zum Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien in der EU nach der Erneuerbare-

Energien-Richtlinie. Für Deutschland wurde 

ein Ausbauziel in Höhe von 18% erneuerba-

rer Energien am Bruttoendenergieverbrauch 

bis 2020 festgelegt. EU-weit gilt ein Zielwert 

von 32% bis 2030. Der Bruttoendenergie-

verbrauch ist (außerhalb der Energiebilan-

zen) eine spezielle Bezugsgröße für den 

Anteil erneuerbarer Energien. Er unter-

scheidet sich vom Endenergieverbrauch, der 

in der Energiebilanz nachgewiesen wird, 

durch die Einbeziehung von Verteilungs- 

und Übertragungsverlusten sowie dem in 

der Energiewirtschaft anfallenden Eigenver-

brauch. Daten zum Bruttoendenergiever-
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brauch stehen für die Berichtsjahre 2005 bis 

2017 zur Verfügung.11  

 

Der Bereich Wärme bzw. Kälte besitzt von 

den drei Anwendungsbereichen die größte 

Bedeutung für den Bruttoendenergiever-

brauch. Im Jahr 2017 wurden in diesem Be-

reich in Rheinland-Pfalz 77,8 TWh Energie 

eingesetzt. Dies entspricht einem Anteil am 

gesamten Bruttoendenergieverbrauch von 

58%. An zweiter Stelle folgt der Verkehrs-

sektor mit einem Energieverbrauch von 

35,5 TWh bzw. einem Anteil von 27%. Der 

Bereich Strom steht an dritter Stelle: In Form 

von Elektrizität wurden 18,5 TWh bzw. 14% 

der Bruttoendenergie verwendet.12 Seit 2005 

gibt es hinsichtlich dieser Anwendungsbe-

reiche keine nennenswerte strukturelle Ver-

änderung bei der Energienutzung.13  

Erneuerbare Energieträger haben 2017 et-

wa 11% zur Deckung des Bruttoendenergie-

                                                
11 Diese Ergebnisse, die gemäß der EU-
Definition für den BrEEV berechnet wurden, un-
terscheiden sich etwas von den Werten, die in 
diesem Bericht an anderer Stelle angegeben 
sind, da letztere sich auf den EEV entsprechend 
der Energiebilanz beziehen. Der Unterschied 
zwischen dem BrEEV nach der EU-Abgrenzung 
und dem EEV aus der Energiebilanz belief sich 
2017 auf 1,5 TWh. 
12 An anderer Stelle in diesem Bericht werden 
Stromverbrauchswerte von knapp 30 TWh aus-
gewiesen. Der Grund für die unterschiedliche 
Größenordnung ist, dass ein Teil der Ver-
brauchsmenge an Strom in Wärme bzw. Kälte 
umgewandelt wird. 
13 Es ist anzumerken, dass die Summe des 
BrEEVs in den drei Anwendungsbereichen aus 
methodischen Gründen nicht exakt dem über 
einen anderen Berechnungsweg ermittelten ge-
samten BrEEV entspricht; für 2017 ergibt sich 
eine Differenz von 1,5 TWh. 

verbrauchs im Bereich Wärme bzw. Kälte 

beigetragen. Im Jahr 2005 betrug der Anteil 

der erneuerbaren Energieträger zur De-

ckung des Bruttoendenergieverbrauchs im 

Bereich Wärme bzw. Kälte erst 2,8%. Dies 

entspricht einer Zunahme von 2,1 TWh auf 

8,3 TWh. Der Einsatz der erneuerbaren 

Energieträger zur Deckung des Bruttoend-

energieverbrauchs in diesem Sektor war 

somit mehr als vier Mal so hoch wie noch in 

2005. Die Steigerung fand dabei vor allem in 

der ersten Hälfte des Betrachtungszeitraums 

statt. Seit 2011 schwankt der Wert zwischen 

10 und 11%.  

In Deutschland lag der Anteil der erneuerba-

ren Energien 2017 im Bereich Wärme bzw. 

Kälte bei 13% – das sind 2,8 Prozentpunkte 

mehr als in Rheinland-Pfalz.  

Trotz des steigenden Anteils der erneuerba-

ren Energien dominieren somit im Wärme-

sektor sowohl in Rheinland-Pfalz als auch in 

Deutschland bislang die fossilen Energieträ-

ger (Anteile 2017: 89% bzw. 87%). Werden 

alle drei Anwendungsbereiche 

bzw. -sektoren (Wärme bzw. Kälte, Strom 

und Verkehr) zusammen betrachtet, ergibt 

sich der Anteil, den die erneuerbaren Ener-

gien zur Deckung des gesamten Bruttoend-

energieverbrauchs beitragen. Dieser Anteil 

lag 2017 hierzulande bei 15%; bundesweit 

wurden ebenfalls 15% erreicht. Bis zum na-

tionalen Zielwert von 18%, der nach der Er-

neuerbare-Energien-Richtlinie 2020 erreicht 

sein soll, fehlen deutschlandweit noch 

2,5 Prozentpunkte. 
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Endenergieverbrauch in Rheinland-Pfalz und Deutschland 1990, 2000, 2010 

und 2017 nach Verbrauchergruppen 
Abb. 5 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

4.4 Entwicklung des Energieverbrauchs im Be-
reich der Mobilität 

 

Mit der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 

von 2009 wurde in der EU das Ziel festge-

legt, den Anteil erneuerbarer Energien am 

Bruttoendenergieverbrauch im Verkehrs-

sektor bis 2020 auf mindestens 10% zu 

erhöhen.14 In Rheinland-Pfalz schwankt 

dieser Anteil seit 2008 um 5%. Im Jahr 

2017 waren es 4,6%; gesteigert werden 

konnte er nicht. Auch in Deutschland gab 

es seitdem leichte Schwankungen, aber 

keinen Aufwärtstrend. Bundesweit war der 

Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-

                                                
14 Im Dezember 2018 ist eine Neufassung der 
Richtlinie in Kraft getreten. Demnach gilt für 
2030 unter verschiedenen Einschränkungen 
ein Zielwert von 14%. 

endenergieverbrauch mit 7% allerdings 

höher als hierzulande. Dies dürfte u. a. auf 

die strukturellen Unterschiede wie die hö-

here Bedeutung des Berufspendlerver-

kehrs in Rheinland-Pfalz zurückzuführen 

sein. 

 

Der Verkehrssektor bildet neben dem In-

dustriesektor und dem Bereich „Haushalte, 

Gewerbe, Handel, Dienstleistungen, übri-

ge Verbraucher“ eine der drei Verbrau-

chergruppen, die in der Energiebilanz un-
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terschieden werden. Im Jahr 2017 belief 

sich der Anteil des Endenergieverbrauchs 

im Verkehrssektor am gesamten End-

energieverbrauch auf 28%. Dieser Anteil 

ist seit gut zehn Jahren – von leichten 

Schwankungen abgesehen – unverändert 

geblieben. Bundesweit entfielen 2017 

nach Angaben der Arbeitsgemeinschaft 

Energiebilanzen e. V. (AGEB) rund 30% 

des Endenergieverbrauchs auf den Ver-

kehrssektor. Auch in Deutschland hat sich 

dieser Anteil ähnlich wie in Rheinland-

Pfalz in den letzten zehn Jahren kaum 

verändert. Im Vergleich zu 1990 nahm der 

Anteil des Verkehrssektors am Energie-

verbrauch in Rheinland-Pfalz um 3,7 Pro-

zentpunkte zu, bundesweit um 4,9 Pro-

zentpunkte. 

 

Im gesamten Verkehrssektor in Rheinland-

Pfalz belief sich der Endenergieverbrauch 

2017 auf 37 TWh. Dies ist der höchste 

Wert seit 2008. Gegenüber 2016 stieg der 

Endverbrauch um 1,5%. Die Entwicklung 

des mobilitätsbedingten Energiever-

brauchs wird durch den Straßenverkehr 

bestimmt. Dieser machte 2017 rund 94% 

des gesamten verkehrsbedingten End-

energieverbrauchs aus. Dies entspricht 

34,9 TWh (+1,3% gegenüber 2016). In 

den letzten zehn Jahren hat sich der 

Energieverbrauch im Straßenver-

kehr - abgesehen von leichten jährlichen 

Schwankungen - kaum verändert. Die 

Kraftfahrer reagierten dabei kaum auf 

Preisänderungen, weil die Nachfrage nach 

Kraftstoffen relativ unelastisch ist. Eine 

Steigerung des Benzin- bzw. Dieselprei-

ses führt also nicht direkt zu einem Rück-

gang an getankten Kraftstoffen, es sei 

denn die Preissteigerung fällt außerge-

wöhnlich hoch aus.15 Dies war beispiels-

weise 2012 der Fall: In diesem Jahr er-

reichten die Kraftstoffpreise in Rheinland-

Pfalz einen Höchststand, der 22% über 

dem Niveau von 2017 lag. Dies zog einen 

Rückgang des Energieverbrauchs im 

Straßenverkehr von 1,6% nach sich.  

 

Die Unterscheidung des Endenergiever-

brauchs im Verkehrssektor nach Kraftstof-

fen und weiteren Energieträgern zeigt, 

dass Dieselkraftstoff der meistgenutzte 

Energieträger ist. In den 90er-Jahren wur-

de in Rheinland-Pfalz noch mehr als die 

Hälfte des Energiebedarfs mit Ottokraft-

stoffen gedeckt. Im Jahr 2017 trägt Die-

selkraftstoff 56% zur Deckung des Ener-

gieverbrauchs im Verkehrssektor bei. Die-

ser Anteil nimmt seit zehn Jahren kontinu-

ierlich zu. Die getankte Menge an Diesel-

kraftstoff (ohne den biogenen Anteil) hatte 

2017 einen Energiegehalt von umgerech-

net 20,8 TWh (davon für den Straßenver-

kehr 20,4 TWh). Dies entspricht einer Zu-

nahme von 2,1% gegenüber dem Jahr 

zuvor und ist der höchste Wert seit 1990.  

                                                
15 Zur Energiepreisentwicklung siehe auch 
Kapitel 4.6. 
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Seit 2008 sind die verbrauchten Diesel-

kraftstoffmengen durchgehend gestiegen. 

Durch den Skandal um die Höhe der um-

weltschädlichen Abgaswerte von Diesel-

fahrzeugen in der jüngeren Vergangenheit 

gerieten Dieselmotoren zunehmend in die 

Kritik. Effekte auf die Nachfrage nach Die-

selkraftstoffen blieben jedoch bisher aus. 

Allerdings ging die Zahl der Neuzulassun-

gen von Diesel-Pkw 2017 um 16% zurück 

(Deutschland: –13%). Die Neuzulassung 

von Benzinern nahm dagegen um 9,6% zu 

(Deutschland: +14%).  

 

Der Kraftstoffverbrauch hängt unter ande-

rem von der zurückgelegten Fahrleistung 

ab. Nach Angaben der Umweltökonomi-

schen Gesamtrechnungen der Länder 

(UGRdL)16 sind die Fahrleistungen der in 

Rheinland-Pfalz zugelassenen Kraftfahr-

zeuge in den letzten Jahren durchgehend 

gestiegen. Daten sind für den Zeitraum 

2008 bis 2016 verfügbar. In diesem Zeit-

raum belief sich die Zunahme der jährli-

chen Gesamtfahrleistung auf 11%; der 

Lastkraftwagenverkehr wies mit 18% eine 

überdurchschnittliche Zunahme auf. Im 

gleichen Zeitraum stieg der Energiever-

brauch im Straßenverkehr um 1,5%. Der 

Verbrauch ist also nicht in dem gleichen 

Maß gestiegen wie die Fahrleistung. In 

dieser Entwicklung spiegelt sich der tech-

                                                
16 Die Ergebnisse der UGRdL sind online ab-
rufbar unter: 
https://www.statistikportal.de/de/ugrdl.  

nologische Fortschritt wider: Effizientere 

Motoren führten in den letzten Jahren zu 

einem geringeren durchschnittlichen Kraft-

stoffverbrauch je zurückgelegtem Fahr-

zeugkilometer. Die technisch bedingten 

Verbrauchseinsparungen wurden aber 

durch die zunehmende Fahrleistung über-

kompensiert. Nach Angaben des Bun-

desministeriums für Verkehr und digitale 

Infrastruktur lag der durchschnittliche 

Kraftstoffverbrauch von Pkw und Kombis 

2016 bundesweit bei 7,2 Litern pro 

100 km. Der Durchschnittsverbrauch war 

im Vergleich zu 2008 rückläufig (–0,3 Li-

ter). Im Jahr 2000 war er mit 8,3 Litern pro 

100 km noch deutlich höher. Eine Zunah-

me ist erstmalig für 2017 zu beobachten 

(+0,2 Liter nach vorläufigen Berechnun-

gen). Dies dürfte darauf zurückzuführen 

sein, dass wieder mehr verbrauchsintensi-

ve Fahrzeuge gekauft wurden. 

 

Daten zur Fahrleistung in Rheinland-Pfalz 

differenziert nach diesel- und benzinbe-

triebenen Fahrzeugen liegen in der amtli-

chen Statistik nicht vor. Allerdings weisen 

Dieselfahrzeuge im Jahresdurchschnitt 

üblicherweise eine höhere Fahrleistung 

auf als Fahrzeuge mit Benzinmotor. Zu-

dem sind Lastkraftwagen in der Regel mit 

Dieselmotoren ausgestattet (am 1. Juli 

2019: 95%). Dies erklärt, weshalb in 

Rheinland-Pfalz mehr Diesel- als Otto-

kraftstoff getankt wird, obwohl Benziner 

derzeit rund 60% des Kfz-Bestands 

https://www.statistikportal.de/de/ugrdl
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Endenergieverbrauch im Verkehrssektor 1990 – 2017 nach Energieträgern Abb. 6 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

ausmachen (am 1. Juli 2019: 62%). Ben-

zin trug 2017 „nur“ 34% bzw. 12,6 TWh 

zur Deckung des gesamten verkehrsbe-

dingten Endenergieverbrauchs bei. Im 

Jahr 1990 waren es dagegen noch 61% 

bzw. 17,7 TWh. Der Benzinanteil speziell 

im Straßenverkehr belief sich 2017 auf 

36%; der Anteil von Dieselkraftstoffen lag 

bei 59%. 

 

Die Menge an getankten Biokraftstoffen 

lag 2017 im Vergleich zum Jahr zuvor un-

verändert bei 1,6 TWh. Biokraftstoffe spie-

len seit Mitte der 2000er-Jahre eine nen-

nenswerte Rolle für die Mobilität in Rhein-

land-Pfalz. Der Anteil der Biokraftstoffe zur 

Deckung des Endenergieverbrauchs im 

Verkehrssektor belief sich 2017 auf 4,4% 

(2016 ebenfalls 4,4%). 

 

Der Stromverbrauch durch den Schienen-

verkehr machte 1,2% des gesamten mobi-

litätsbedingten Endenergieverbrauchs aus. 

Die Elektromobilität im Straßenverkehr 

kam 2017 auf keinen nennenswerten An-

teil (0,02%). Der Stromverbrauch von rei-

nen Elektroautos und Plug-In-

Hybridfahrzeugen im Straßenverkehr wird 

seit dem Bilanzjahr 2016 in der Energiebi-

lanz erfasst. Am 1. Juli 2019 waren in 

ganz Rheinland-Pfalz erst 5.860 Fahrzeu-

ge mit reinem Elektroantrieb und 3.533 

Plug-In-Hybride zugelassen. Dies ent-

spricht zusammen einem Anteil von 0,3% 

am gesamten Kfz-Bestand von 3,1 Millio-
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nen (Deutschland: 222.986 Fahrzeuge 

bzw. 0,4% von 58,1 Millionen).  

 

Weitere Kraftstoffe wie Erdgas und Flüs-

siggas besitzen nur eine sehr geringe Be-

deutung für die Deckung des Energiebe-

darfs für Mobilitätszwecke (2017: 0,6%). 

Der Straßenverkehr ist derzeit noch immer 

nahezu vollständig von den Kraftstoffen 

auf Erdölbasis abhängig: Von den 

34,9 TWh Energie, die 2017 im Straßen-

verkehr verbraucht wurden, stammten 

95% aus der Verbrennung von Otto- und 

Dieselkraftstoffen. 

 

Für den Luftverkehr ist Flugturbinenkraft-

stoff mit einem Anteil von 99% der bedeu-

tendste Energieträger. Ottokraftstoffe, die 

in den motorbetriebenen Kleinflugzeugen 

eingesetzt werden, sind demgegenüber 

vernachlässigbar. Der Energieverbrauch 

des Luftverkehrs belief sich 2017 umge-

rechnet auf 1,3 TWh. Dies war zwar etwas 

mehr als im Jahr zuvor (1,2 TWh), aber in 

den letzten zehn Jahren war der Treib-

stoffbedarf des Luftverkehrs in Rheinland-

Pfalz rückläufig. Der höchste Energiever-

brauch im Betrachtungszeitraum wurde 

2007 verzeichnet. Seitdem ist der Treib-

stoffverbrauch um 46% gesunken. Dies ist 

auf ein geringeres Beförderungsaufkom-

men des Flughafens Hahns zurückzufüh-

ren. Der Anteil des luftverkehrsbedingten 

Energieverbrauchs am gesamten End-

energieverbrauch im Verkehrssektor nahm 

dadurch langfristig ab und lag 2017 nur 

noch bei 3,6% (2016: 3,4%). Dies waren 

rund 3 Prozentpunkte weniger als 2007.  

 

Der Energieverbrauch durch den Schie-

nenverkehr und die Binnenschifffahrt ist 

für den Verkehrssektor nur von nachrangi-

ger Bedeutung. Diese beiden Verkehrsträ-

ger kamen 2017 gemeinsam auf einen 

Anteil von 2,3% am mobilitätsbedingten 

Endenergieverbrauch (ebenfalls 2016: 

2,3%). Dieser Anteil ist seit gut 15 Jahren 

nahezu unverändert. 

 

Im Schienenverkehr überwiegt aufgrund 

des hohen Elektrifizierungsgrades des 

Streckennetzes der Verbrauch von Strom. 

Im Jahr 2017 wurden 0,43 TWh Fahrstrom 

eingesetzt. Der Verbrauch von Energie 

aus Dieselkraftstoff war mit 0,22 TWh 

deutlich geringer.  

 

Die Binnenschifffahrt hat hierzulande im 

Vergleich zu den anderen Verkehrsarten 

die geringste Bedeutung. Im Jahr 2017 

kamen in der Binnenschifffahrt 0,18 TWh 

Dieselkraftstoff (z. T. mit biogenen Beimi-

schungen) zum Einsatz. 
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4.5 Entwicklung des Endenergieverbrauchs 
nach Sektoren 

 

Der Endenergieverbrauch in Rheinland-

Pfalz belief sich 2017 auf 132 TWh. Er 

umfasst die Energiemenge, die von den 

Endverbrauchern z. B. in Form von Heizöl, 

Strom und Benzin eingesetzt wurde. Ge-

genüber dem Jahr zuvor gab es einen 

leichten Zuwachs von 0,5% (2016: 

+2,6%). Üblicherweise unterliegt der End-

energieverbrauch etwas kräftigeren 

Schwankungen. In den letzten zehn Jah-

ren lag die Spannweite der jährlichen Än-

derungsraten zwischen –6,5% und +4,8%.  

 

Wird der Endenergieverbrauch um Tem-

peratureinflüsse bereinigt, ergibt sich für 

2017 ein um 2,4 TWh (1,8%) höherer Ver-

brauchswert (134,4 TWh). Dies ist auf eine 

eher milde Witterung zurückzuführen, wie 

sie mittlerweile das vierte Jahr in Folge zu 

beobachten war. Temperaturbereinigt 

stieg der Verbrauch 2017 um 1,2% (2016: 

+2%). 

 

Im Jahr 2017 wuchs die Wirtschaft nur 

schwach (preisbereinigt +0,9%). Wirt-

schaftswachstum ist in der Regel mit ei-

nem steigenden Ressourceneinsatz ver-

bunden. Im rheinland-pfälzischen Energie-

verbrauch spiegelte sich die konjunkturelle 

Entwicklung nur bedingt wider, da die stei-

gende Energieeffizienz moderner Techno-

logien den Energiebedarf in den letzten 

Jahren reduziert hat. Dies war 2017 ins-

besondere im Industriesektor zu beobach-

ten, der trotz Wachstum weniger Energie 

verbrauchte als im Jahr zuvor (–1%). Aller-

dings wurden mehr Mineralöle bzw. Mine-

ralölprodukte nicht-energetisch als Roh-

stoffe in der Chemischen Industrie einge-

setzt (+5,5%).17 

 

Der Endenergieverbrauch kann nach drei 

Verbrauchergruppen (Sektoren) aufge-

gliedert werden. Neben der Industrie wer-

den die Bereiche Verkehr sowie Haushalte 

und Kleinverbraucher unterschieden. Den 

größten Verbrauch hatte 2017 der Sektor 

Haushalte und Kleinverbraucher, auch 

Haushalte/GHD (GHD: Gewerbe, Handel, 

Dienstleistungen) genannt. Dieser Sektor 

umfasst Privathaushalte, kleingewerbliche 

Betriebe, den öffentlichen und privaten 

Dienstleistungsbereich, den Groß- und 

Einzelhandel, die Landwirtschaft und das 

Militär. In der Summe kam dieser Sektor 

auf einen Energieverbrauch von 

52,8 TWh. Der Sektor hatte 2017 einen 

Anteil von 40% am gesamten Endenergie-

verbrauch. An zweiter Stelle folgte die In-

dustrie mit einer Verbrauchsmenge von 

                                                
17 Dieser Teil des Energieverbrauchs wird in 
der Energiebilanz nicht dem Endverbrauch der 
Sektoren zugeordnet. 
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Endenergieverbrauch 1990 – 2017 nach Sektoren Abb. 7 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

42,1 TWh und einem Anteil von 32% am 

Gesamtverbrauch. Der Verkehrssektor lag 

mit 37 TWh bzw. einem Anteil von 28% an 

dritter Stelle.  

 

Wie in Rheinland-Pfalz verbraucht der 

Sektor Haushalte und Kleinverbraucher 

auch bundesweit die meiste Energie 

(2017: 41%). Dagegen ist der Anteil des 

Industriesektors am Energieverbrauch 

hierzulande deutlich höher als bundesweit. 

In Deutschland lag der Verbrauchsanteil 

der Industrie 2017 bei 29%; dies sind 

3 Prozentpunkte weniger als in Rheinland-

Pfalz. Ursache hierfür ist die Chemische 

Industrie, die für die rheinland-pfälzische 

Wertschöpfung eine sehr große Bedeu-

tung hat. Sie gehört zu den besonders 

energieintensiven Wirtschaftszweigen. Der 

Verkehrssektor hatte bundesweit einen 

Anteil von 30% am Endenergieverbrauch; 

dies waren 2 Prozentpunkte mehr als in 

Rheinland-Pfalz.  

 

Der rheinland-pfälzische Anteil am gesam-

ten deutschen Endenergieverbrauch belief 

sich 2017 auf 5,2%. Im Sektor Industrie 

war der Anteil von Rheinland-Pfalz mit 

5,7% am höchsten; die anderen beiden 

Sektoren (Haushalte/GHD und Verkehr) 

lagen bei 5% bzw. 4,8%. 

 

Der gesamte Endenergieverbrauch ist in 

Rheinland-Pfalz zwischen 2000 und 2017 

um 4,4% gesunken. Er liegt jedoch 12% 

über dem Wert des Jahres 1990. Dabei 
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hat der Verbrauch im Verkehrssektor mit 

einem Plus von 28% im Vergleich zu 1990 

besonders stark zugenommen. Seit 2000 

ist der Verbrauch aber – abgesehen von 

jährlichen Schwankungen – nahezu stabil 

geblieben (–0,5%). Der Verbrauch in der 

Industrie ist im Vergleich zu 1990 um 13% 

gestiegen. Dies ist insbesondere auf Ver-

brauchssteigerungen in den 1990er-

Jahren zurückzuführen. Danach konnte 

der Energieeinsatz im Industriesektor zum 

Teil wieder reduziert werden; gegenüber 

2000 ist ein Minus von 12% zu verzeich-

nen. Der Energieverbrauch der Haushalte 

und Kleinverbraucher liegt heute auf ei-

nem ähnlichen Niveau wie 1990 (+1,7%); 

im Vergleich zu 2000 gab es keine nen-

nenswerte Veränderung (–0,3%).  

 

Bei der Deckung des Endenergiever-

brauchs kommt den fossilen Energieträ-

gern die größte Bedeutung zu. Zwei Drittel 

des Verbrauchs werden in Rheinland-Pfalz 

über die fossilen Energieträger Mineralöle 

bzw. Mineralölprodukte und Erdgas ge-

deckt. Mineralöle bzw. Mineralölprodukte 

kamen 2017 mit 37% (48,4 TWh) auf den 

höchsten Anteil. Der Anteil der Mineralöle 

und Mineralölprodukte ist aber seit 1990 

rückläufig (1990: 48%). Der Verbrauch von 

Erdgas belief sich 2017 auf 39,5 TWh. 

Dies entspricht einem Anteil an der De-

ckung des Energieverbrauchs von 30%. 

Dieser Anteil hat langfristig zugenommen 

(1990: 23%).   

Strom machte 2017 mit 28 TWh gut ein 

Fünftel des Endenergieverbrauchs aus. 

Damit liegt der Anteilswert in etwa auf dem 

gleichen Niveau wie zu Beginn des Be-

trachtungszeitraums. Erneuerbare Ener-

gieträger deckten 6,8% (1990: 0,4%) des 

Energieverbrauchs. Dabei ist zu beachten, 

dass hier nur die direkte Nutzung von 

Energie aus regenerativen Energiequellen 

berücksichtigt wird, z. B. Bioenergie in der 

Wärmeerzeugung. Erneuerbare Energien, 

die indirekt z. B. in Form von Strom für die 

Deckung des Energieverbrauchs zum Ein-

satz kommen, werden bei dieser Betrach-

tung nicht separat ausgewiesen, sondern 

gehen in den Bereich Strom ein. 

 

Bundesweit ist der Energieträgermix ähn-

lich: Der Endenergieverbrauch wird größ-

tenteils mit Mineralölen und Mineralölpro-

dukten gedeckt (2017: 38%). An zweiter 

Stelle folgt Erdgas (2017: 23%), wobei der 

Anteil bundesweit geringer ist als in Rhein-

land-Pfalz (Differenz 2017: 6,6 Prozent-

punkte). Dafür kommt dem Einsatz von 

Kohle bundesweit eine höhere Bedeutung 

zu als hierzulande. Der Kohleanteil belief 

sich in Rheinland-Pfalz nur auf 0,7%, in 

Deutschland aber auf 4,9%. Erneuerbare 

Energieträger hatten bundesweit einen 

ähnlichen Stellenwert wie in Rheinland-

Pfalz (Anteil in Deutschland: 7,2%; Diffe-

renz: 0,4 Prozentpunkte). 
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Endenergieverbrauch 1990 – 2017 nach Energieträgern Abb. 8 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

In den drei Verbrauchssektoren ist die 

Zusammensetzung der eingesetzten 

Energieträger unterschiedlich:  

 

Für den Sektor Haushalte/GHD ist Erdgas 

der wichtigste Energieträger; der Beitrag 

zur Deckung des sektorspezifischen End-

energieverbrauchs belief sich 2017 auf 

38% (20,2 TWh). Mineralöle und Mineral-

ölprodukte lieferten einen Beitrag von 

24%. Dies entsprach einem Verbrauch 

von 12,9 TWh. Davon entfiel der Großteil 

auf leichtes Heizöl. Leichtes Heizöl wird in 

vielen Haushalten für die Beheizung und 

die Warmwasserbereitung eingesetzt. 

Elektrischer Strom kam auf 23% des End-

energieverbrauchs des Sektors Haushal-

te/GHD (12,3 TWh). Erneuerbare Energie-

träger haben bei den Haushalten und 

Kleinverbrauchern einen höheren Stellen-

wert als in der Industrie und im Verkehrs-

sektor. Der Anteil zur Deckung des Ener-

gieverbrauchs des Sektors Haushal-

te/GHD belief sich 2017 auf 12% (direkt, 

d. h. ohne Berücksichtigung von Strom 

und Fernwärme). Im Jahr 2017 wurden 

hier 6,2 TWh Energie aus erneuerbaren 

Quellen eingesetzt. Damit kamen 70% des 

gesamten hierzulande durch erneuerbare 

Energien gedeckten Endenergiever-

brauchs im Sektor Haushalte/GHD zum 

Einsatz.  

 

Wie für den Sektor Haushalte/GHD hat 

Erdgas als Energiequelle auch für den 

Endenergieverbrauch des Industriesektors 
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die größte Bedeutung. Im Jahr 2017 wur-

den in der Industrie 19,2 TWh Erdgas ver-

braucht. Die Menge deckte fast die Hälfte 

des Verbrauchs der Industrie für energeti-

sche Zwecke (2017: 46%).18 Im Industrie-

sektor ist die Chemische Industrie der 

größte Endverbraucher von Erdgas; sie 

kam 2017 auf alleine 50% des energeti-

schen Erdgasverbrauchs des Sektors. 

Darüber hinaus werden größere Erdgas-

mengen in den Betrieben der Keramik und 

Glas verarbeitenden Industrie sowie in der 

Herstellung von Nahrungs- und Futtermit-

teln und in der Papierproduktion einge-

setzt.  

 

Die zweitwichtigste Energiequelle für die 

Industrie ist Elektrizität. Mit 15,3 TWh hat-

te Strom 2017 einen Anteil von 36% an 

der Deckung des Endenergieverbrauchs in 

diesem Sektor. Auch hier entfällt mit 47% 

der größte Anteil auf die Chemische In-

dustrie.  

 

Alle anderen Energieträger kamen in der 

Industrie nur in geringem Maß zum Ein-

satz. Unter den fossilen Energieträgern 

deckten Mineralöle bzw. Mineralölprodukte 

und Kohle 2017 zusammen 3,2% des 

energetischen Verbrauchs der Industrie. 

Die Gruppe der sonstigen Energieträger, 

                                                
18 Hier wird ausschließlich die energetische 
Nutzung von Energieträgern dargestellt. In der 
Industrie werden Energieträger jedoch auch 
als Rohstoffe nicht-energetisch eingesetzt. 

zu der u. a. Fernwärme und Abfall zählen, 

deckte 2017 mit 5,2 TWh 12% des End-

energieverbrauchs der Industrie. Die er-

neuerbaren Energien kamen (ohne Be-

rücksichtigung der indirekten Nutzung 

beim Verbrauch von Strom- und Fernwär-

me) auf einen Anteil von 2,5%. 

 

Im Verkehrssektor haben die mineralölba-

sierten Energieträger derzeit mit Abstand 

die größte Bedeutung: Otto-, Diesel- und 

Flugturbinenkraftstoffe hatten 2017 einen 

Anteil von 94% an der Deckung des End-

energieverbrauchs im Verkehrssektor. 

Eine Veränderung in nennenswerter Grö-

ßenordnung gab es hier in den letzten 

zehn Jahren trotz der EU-weit umweltpoli-

tisch forcierten Steigerung der Biokraft-

stoffquoten und der Zahl von Fahrzeugen 

mit alternativen Antriebstechnologien 

nicht.19 

 

 
  

                                                
19 Für eine ausführliche Darstellung der Ent-
wicklung des Energieverbrauchs im Verkehrs-
sektor siehe Kapitel 4.4. 
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4.6 Entwicklung der Erzeugungskosten und der 
Energiepreise 

 

Die Energiepreise werden maßgeblich 

durch die staatliche Regulierung beein-

flusst. Dies zeigt beispielsweise der 

Strompreis. Er setzt sich aus verschiede-

nen Komponenten zusammen: Bei dem im 

Jahr 2018 von einem durchschnittlichen 

deutschen Haushalt zu zahlenden Preis 

von 29,88 ct/kWh entfiel auf die Erzeu-

gung und den Vertrieb von Strom nur ein 

Anteil von 22%. Die Netzentgelte20 kamen 

auf einen Anteil von 23%; ebenfalls je 23% 

und damit zusammen fast die Hälfte des 

Strompreises entfielen auf Steuern und die 

Umlage nach dem Erneuerbare-Energien-

Gesetz (EEG-Umlage). Im Gegensatz zu 

den nicht zweckgebundenen Steuern dient 

die EEG-Umlage ausschließlich der Fi-

nanzierung des Ausbaus der Erneuerba-

ren Energien. Auf die Entwicklung des 

Strompreises hatte in den letzten Jahren 

insbesondere diese Umlage einen erhebli-

chen Einfluss. Die EEG-Umlage erreichte 

2017 mit 6,88 ct/kWh ihren bisherigen 

Höchstwert, sank danach aber zwei Jahre 

in Folge. Die Festlegung für 2019 beläuft 

sich auf 6,405 ct/kWh (–5,7% gegenüber 

2018). 

 

                                                
20 Netzentgelte sind regional unterschiedliche 
staatlich regulierte Gebühren für die Durchlei-
tung des Stroms durch das Versorgungsnetz. 

Betrachtet man von den preisbildenden 

Komponenten für Strom ausschließlich die 

Erzeugungskosten (auch: Gestehungskos-

ten) lassen sich deutliche Unterschiede 

zwischen den Energieträgern erkennen. 

 

Nach einer Studie des Fraunhofer-Instituts 

für Solare Energiesysteme (ISE) aus dem 

Jahr 2018 werden die Stromgestehungs-

kosten bei neu errichteten Kraftwerken vor 

allem durch Art und Größe der techni-

schen Anlagen sowie durch die Betriebs- 

und die Standortbedingungen bestimmt.21  

Laut der Studie sind Erneuerbare inzwi-

schen konkurrenzfähig zur konventionellen 

Stromerzeugung, teilweise sogar zu 

Braunkohlestrom. 

 

Den Berechnungen des ISE zufolge wird 

Strom derzeit am günstigsten über neue 

Fotovoltaikanlagen auf Freiflächen in Süd-

deutschland erzeugt. Die Kostenspanne 

für Strom aus Fotovoltaik-Neuanlagen liegt 

zwischen 3,71 Cent je produzierter Kilo-

wattstunde Strom (Freiflächenanlagen in 

Süddeutschland) und 11,54 ct/kWh (kleine 

Dachanlagen in Norddeutschland). Auch 

                                                
21 Die ISE-Studie ist im Internet abrufbar unter: 
https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/
de/documents/publications/studies/DE2018_IS
E_Studie_Stromgestehungskosten_Erneuerba
re_Energien.pdf [Stand: 07.08.2019]. 

https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/DE2018_ISE_Studie_Stromgestehungskosten_Erneuerbare_Energien.pdf
https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/DE2018_ISE_Studie_Stromgestehungskosten_Erneuerbare_Energien.pdf
https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/DE2018_ISE_Studie_Stromgestehungskosten_Erneuerbare_Energien.pdf
https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/DE2018_ISE_Studie_Stromgestehungskosten_Erneuerbare_Energien.pdf
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bei neuen Windanlagen an Land können 

die Gestehungskosten ähnlich gering sein, 

wenn die Standortbedingungen optimal 

sind. Hier reicht die Spanne von 3,99 bis 

8,23 ct/kWh. Bei den fossilen Energieträ-

gern weisen neu errichtete Braunkohle-

kraftwerke in einem Bereich von 4,59 bis 

7,98 ct/kWh die günstigsten Stromgeste-

hungskosten bei ca. 7.000 Volllaststunden 

pro Jahr auf. Bei konventionellen neuen 

Gaskraftwerken werden die höchsten Kos-

ten ermittelt. Sie liegen im günstigsten Fall 

(2.000 Volllaststunden pro Jahr) bei 

11,03 ct/kWh. Neu errichtete Gas-und-

Dampf-Kombikraftwerke können mit 

7,78 ct/kWh bei 4.000 Volllaststunden pro 

Jahr allerdings deutlich darunter liegen.22  

Neue Atomkraftwerke, wie beispielsweise 

Hinkley Point C in Großbritannien, benöti-

gen garantierte Vergütungen in Höhe von 

ca. 11 ct/kWh zuzüglich Inflationsaus-

gleich für 35 Jahre, um wirtschaftlich be-

trieben werden zu können.23  

Die anlagenspezifischen Gestehungskos-

ten für Strom aus erneuerbaren Energie-

trägern sind aufgrund von effizienteren 

neuen Technologien und Kostendegressi-

onseffekten in den letzten Jahren kontinu-

ierlich gesunken. Die wirtschaftlicher ge-

                                                
22 Gas-und-Dampf-Kombikraftwerke erzielen 
durch die Nutzung von Abwärme höhere Wir-
kungsgrade und sind damit kosteneffizienter 
als klassische Gaskraftwerke. 
 
23 Siehe auch 
https://de.wikipedia.org/wiki/Kernkraftwerk_Hin
kley_Point  

wordenen Anlagen dürften nach einer 

Analyse der Kreditanstalt für Wideraufbau 

(KfW) von 2016 voraussichtlich im Laufe 

der 2020er-Jahre für eine Reduktion der 

Erzeugungskosten sorgen.24 Kosten-

steigerungen sind dagegen in Bezug auf 

die Systemsicherheit und einen notwendi-

gen Netzausbau zu erwarten. 

 

Um preisliche Veränderungen im Zeitab-

lauf darstellen zu können, werden Ener-

giepreisindizes verwendet. Dabei wird 

zwischen Verbraucher- und Erzeugerprei-

sen unterschieden.  

 

Der Verbraucherpreisindex misst die 

durchschnittliche Entwicklung der Preise 

aller Waren und Dienstleistungen, die von 

privaten Haushalten für Konsumzwecke 

gekauft werden. Er umfasst rund 600 Wa-

ren und Dienstleistungen („Warenkorb“), 

darunter auch Energieträger. Der Ver-

braucherpreisindex ist in Rheinland-Pfalz 

seit Mitte der 1990er-Jahre jährlich um 

durchschnittlich 1,3% gestiegen. Zwischen 

1995 und 2017 belief sich der Zuwachs 

insgesamt auf 33%. Im Jahr 2017 stiegen 

die Verbraucherpreise um 1,4%. Jahres-

preisdaten liegen darüber hinaus am aktu-

ellen Rand bereits bis zum Jahr 2018 vor; 

                                                
24 Die Analyse von H. Höfling (KfW Research, 
2016) ist im Internet abrufbar unter: 
https://www.kfw.de/PDF/Download-
Center/Konzernthemen/Research/PDF-
Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-Nr.-
145-Oktober-2016-Kosten-EE-Ausbau.pdf 
[Stand: 08.08.2019]. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Kernkraftwerk_Hinkley_Point
https://de.wikipedia.org/wiki/Kernkraftwerk_Hinkley_Point
http://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-Nr.-145-Oktober-2016-Kosten-EE-Ausbau.pdf
http://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-Nr.-145-Oktober-2016-Kosten-EE-Ausbau.pdf
http://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-Nr.-145-Oktober-2016-Kosten-EE-Ausbau.pdf
http://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-Nr.-145-Oktober-2016-Kosten-EE-Ausbau.pdf
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in diesem Jahr lag die Preissteigerung bei 

1,7%. 

Die Energiepreise nahmen wesentlich 

stärker zu als die Verbraucherpreise ins-

gesamt. Der Verbraucherpreis für Strom 

stieg zwischen 1995 und 2017 in Rhein-

land-Pfalz um 108%. Nachdem der 

Strompreis 2015 allerdings erstmals seit 

2000 wieder gesunken war, fielen die 

Preissteigerungen in den Folgejahren ver-

gleichsweise moderat aus. Im Jahr 2017 

belief sich die Preissteigerung auf 0,2% 

(2018: ebenfalls +0,2%). 

 

Besonders deutlich verteuerte sich Heizöl, 

das in Rheinland-Pfalz zwischen 1995 und 

2017 eine Preissteigerung von 136% zu 

verzeichnen hatte. Im Jahr 2017 stieg der 

Verbraucherpreis für Heizöl um 11% 

(2018: +19%). Für die Heizölpreise gilt wie 

für die gesamte Mineralölpreisentwicklung, 

dass sie von weltweiten wirtschaftlichen 

und politischen Entwicklungen beeinflusst 

werden. Ein Bestimmungsfaktor der Preis-

entwicklung ist vor allem die Angebots-

steuerung durch die Anpassung der Roh-

ölfördermengen der Organisation der Erd-

öl exportierenden Länder (OPEC) sowie 

weiterer Förderländer. So sanken die Ver-

braucherpreise zwischen 2013 und 2016, 

was u. a. auf eine Anhebung der Produkti-

onsmengen im Zuge neuer Fördermetho-

den („Fracking“) zurückzuführen gewesen 

sein dürfte. Auch Kraftstoffe wurden des-

halb zeitweise für die Verbraucher günsti-

ger. Allerdings nahmen die Preise für 

Kraftstoffe über den gesamten Betrach-

tungszeitraum hinweg deutlich zu. Die 

durchschnittliche jährliche Preissteigerung 

bei Kraft- und Schmierstoffen belief sich in 

Rheinland-Pfalz auf 2,6%. Zwischen 1995 

und 2017 ist insgesamt eine Preissteige-

rung von 77% zu verzeichnen. Im Jahr 

2017 stieg der Benzinpreis um 5,6% und 

der Dieselpreis um 8,1% (2018: +7% bzw. 

+11%). Im Vergleich zu Diesel fiel die 

Preissteigerung bei Benzin über den ge-

samten Betrachtungszeitraum geringer 

aus: Seit 1995 stieg der Preis für Diesel-

kraftstoffe um 102%, der Preis für Super-

benzin und Super plus nahm um 73% zu. 

 

Der Gaspreis stieg seit Mitte der 1990er-

Jahre um 93%. Im Gegensatz zum Heiz-

ölpreis sank der Gaspreis für rheinland-

pfälzische Verbraucher in den letzten Jah-

ren; im Jahr 2017 lag der Rückgang bei 

1,4% (2018: −1,6%).  

 

Der Erzeugerpreisindex gewerblicher Pro-

dukte misst die durchschnittliche Preis-

entwicklung von Rohstoffen und Industrie-

erzeugnissen, die in Deutschland herge-

stellt und verkauft werden. Der Erzeuger-

preisindex für Energie ist Teil des Indexes 

der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 

und misst dementsprechend die durch-

schnittliche Preisentwicklung von Energie-

trägern, die im Inland hergestellt und ver-

kauft werden. Allerdings kann hier nur die 
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gesamte Entwicklung für Deutschland 

dargestellt werden, weil landesspezifische 

Informationen für Rheinland-Pfalz nicht 

vorliegen. 

 

Der Erzeugerpreisindex für Energie ist im 

längerfristigen Vergleich zwischen 2000 

und 2017 um 53% gestiegen und damit 

deutlich stärker als der Erzeugerpreisindex 

für gewerbliche Produkte ohne Energie 

(+19%).25 Die Entwicklung der Energie-

preise ist in der Regel wesentlich volatiler 

als die Entwicklung der übrigen Preise. Im 

Jahr 2017 fielen die Preisänderungen mit 

+2,7% bei dem Erzeugerpreisindex für 

Energie und +2,8% bei dem Erzeuger-

preisindex für gewerbliche Produkte ohne 

Energie aber ähnlich aus (2018: +5,5% 

bzw. +1,8%). 

 

Der längerfristige Anstieg der Preise war 

bei den verschiedenen Energieträgern 

unterschiedlich stark ausgeprägt. Im Ver-

gleich zum Vorjahr nahmen 2017 die Er-

zeugerpreise für schweres Heizöl mit 

+38% am stärksten zu (2018: +22%); 

leichtes Heizöl war 17% teurer (2018: 

+22%). Der Preis für Erdgas ging im Ge-

gensatz dazu kurzzeitig zurück (−6%; 

2018: +3,9%). Der Erzeugerpreis für 

Strom erhöhte sich 2017 um 4,7% (2018: 

+6,5%). 

 

                                                
25 Daten zum Erzeugerpreisindex liegen erst 
seit dem Jahr 2000 vor. 
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5.1 Erfassung von Treibhausgasemissionen: 

Methodische Grundlagen 

Treibhausgasemissionen entstehen in 

erster Linie bei der Verbrennung von fossi-

len Energieträgern zum Zweck der Ener-

giegewinnung. Den wesentlichen Teil der 

Treibhausgase machen deswegen die aus 

dem Energieverbrauch resultierenden 

Emissionen aus (energiebedingte Emissi-

onen). Klimaschädliche Gase entstehen 

aber auch in anderen Bereichen, insbe-

sondere bei verschiedenen Produktions-

prozessen in der Industrie. Das Monitoring 

über die Entwicklung der Treibhausgase in 

Rheinland-Pfalz umfasst sowohl die Ent-

wicklung der energiebedingten Treibhaus-

gasemissionen als auch die Entwicklung 

der sonstigen Treibhausgasemissionen. 

Diese Berichtspflichten sind in § 7 LKSG 

(Landesklimaschutzgesetz) geregelt.  

 

Als wichtigste anthropogene, also durch 

den Menschen verursachte Treibhausgase 

sind neben Kohlendioxid (CO2) vor allem 

Methan (CH4) und Lachgas (N2O bzw. 

Distickstoffoxid) zu nennen. Hinzu kom-

men weitere Gase, die sogenannten 

F-Gase (fluorierte Kohlenwasserstoffver-

bindungen), welche zum Teil extrem kli-

mawirksam sind und damit ein sehr hohes 

Treibhausgaspotenzial aufweisen. Mit der 

Hilfe von CO2-Äquivalenzfaktoren werden 

die unterschiedlichen Treibhausgase nor-

miert und bezüglich ihrer Auswirkungen 

auf das Klima miteinander vergleichbar 

gemacht. 

 

CO2-Emissionen machen bundesweit fast 

90% der Treibhausgase aus und sind da-

mit die Hauptursache für Deutschlands 

Beitrag zum anthropogenen Treibhaus-

gaseffekt. Sie entstehen vor allem bei der 

Verbrennung fossiler Energieträger wie 

Erdöl und Erdgas für die Strom- und Wär-

meerzeugung, im Verkehr und in der In-

dustrie. Methan entsteht hauptsächlich in 
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der Landwirtschaft (insbesondere bei der 

Massentierhaltung), sowie bei der Abfall-

deponierung und der Abwasserbehand-

lung. Die bedeutendste Quelle für die Ent-

stehung von Lachgas ist die landwirt-

schaftliche Bodennutzung, insbesondere 

durch die Verwendung von stickstoffhalti-

gem Düngemittel. F-Gase werden herge-

stellt, um als Treibgas, Kühl- oder Lösch-

mittel – und früher auch als Bestandteil 

von Schallschutzscheiben – eingesetzt zu 

werden. 1 

 

Die Ermittlung der energiebedingten CO2-

Emissionen erfolgt nach einer auf der 

Ebene der Bundesländer im Länderar-

beitskreis Energiebilanzen (LAK Energie-

bilanzen) abgestimmten einheitlichen Me-

thodik.2 Die Berechnungsbasis bilden die 

Ergebnisse aus der Bilanzierung der 

Energieverbräuche der Länder. Es werden 

ausschließlich die Emissionen aus dem 

Einsatz und der Verarbeitung der fossilen 

Energieträger Kohle, Gas, Mineralöl und 

nicht biogene Abfälle berücksichtigt. In die 

                                                
1 Eine detaillierte Beschreibung der Treibhaus-
gasemissionen veröffentlicht das Umweltbun-
desamt auf seiner Homepage im Internet: 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klim
a-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-
deutschland/treibhausgas-emissionen/die-
treibhausgase [Stand: 30. September 2019]. 
 
2 Der LAK Energiebilanzen veröffentlicht auf 
seiner Homepage Daten zum Energiever-
brauch und zu den CO2-Emissionen aller Bun-
desländer sowie detaillierte Hintergrundinfor-
mationen zur Methodik: http://www.lak-
energiebilanzen.de [Stand: 30. September 
2019]. 

Berechnung der Emissionen gehen spezi-

fische, auf den Heizwert eines Energieträ-

gers bezogene CO2-Faktoren ein. Diese 

stellt das Umweltbundesamt differenziert 

nach Energieträgern und Einsatzbereichen 

zur Verfügung. Aus der Energiebilanz 

werden grundsätzlich nur diejenigen Be-

reiche einbezogen, in denen entweder ein 

emissionswirksamer Umwandlungseinsatz 

von Energieträgern stattfindet (wie bei den 

Kraftwerken zur Strom- und Wärmeerzeu-

gung) oder Energieträger direkt für den 

Endverbrauch in den drei Sektoren Indust-

rie, Verkehr und Haushalte sowie Gewer-

be/Handel/Dienstleistungen (Haushal-

te/GHD) zum Einsatz kommen.  

 

Beim Nachweis der energiebedingten 

CO2-Emissionen wird zwischen den CO2-

Emissionen aus der sogenannten Quellen-

bilanz und aus der sogenannten Verursa-

cherbilanz unterschieden:  

 

Bei der Quellenbilanz werden die Emissi-

onen auf Basis des Primärenergiever-

brauchs berechnet. Die Quellenbilanz er-

möglicht Aussagen über die Gesamtmen-

ge der im Land emittierten energiebeding-

ten CO2-Emissionen von der Entstehens- 

bzw. Aufkommensseite. Dabei werden 

auch die Emissionen ausgewiesen, die 

beim Einsatz fossiler Energieträger für die 

heimische Stromerzeugung entstehen – 

auch, wenn ein Teil der produzierten 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emissionen/die-treibhausgase
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emissionen/die-treibhausgase
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emissionen/die-treibhausgase
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emissionen/die-treibhausgase
http://www.lak-energiebilanzen.de/
http://www.lak-energiebilanzen.de/
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Strommenge exportiert wird. Die Emissio-

nen aus der Stromerzeugung außerhalb 

des Landes bleiben hier dagegen – auch, 

wenn der Strom importiert wird – unbe-

rücksichtigt. Somit sind keine direkten 

Rückschlüsse auf das Verbrauchsverhal-

ten der Endenergieverbraucher und den 

dadurch verursachten Beitrag zu den CO2-

Emissionen eines Landes möglich. Rhein-

land-Pfalz weist als Stromimportland des-

halb nach der Quellenbilanz im Vergleich 

zu den Strom exportierenden Ländern 

geringe Emissionen aus, verursacht aber 

indirekt Emissionen in den anderen Bun-

desländern. 

 

Die Verursacherbilanz weist nach, wie 

viele CO2-Emissionen in einem Land auf 

den Endenergieverbrauch zurückzuführen 

sind. Der Endenergieverbrauch umfasst 

die Verwendung von Energieträgern in 

den einzelnen Verbrauchergruppen bzw. 

Sektoren (Industrie, Verkehr und Haushal-

te/GHD). In der Verursacherbilanz werden 

die Emissionen des Umwandlungsbe-

reichs den Endverbrauchern zugeordnet, 

die sie verursacht haben. Für Strom erfolgt 

die Anrechnung der Emissionsmenge, die 

dem Endverbrauch zuzurechnen ist, auf 

der Grundlage des Brennstoffverbrauchs 

aller Stromerzeugungsanlagen in Deutsch-

land. Hierzu wird ein Berechnungsfaktor 

verwendet, der sogenannte Generalfaktor. 

Er ergibt sich als Quotient aus der Summe 

der Emissionen der deutschen Stromer-

zeugungsanlagen, soweit sie für den in-

ländischen Verbrauch produzieren, und 

der Summe des inländischen Stromend-

verbrauchs (einschließlich der Stromim-

porte). Aufgrund dieser teilweise modell-

haften Berechnungsmethode ist ein direk-

ter Zusammenhang mit den tatsächlich in 

einem Bundesland angefallenen Emissio-

nen, die in der Quellenbilanz dargestellt 

werden, nicht gegeben. Für die umfassen-

de Betrachtung und Interpretation der 

rheinland-pfälzischen Verhältnisse ist es 

jedoch sinnvoll, die Ergebnisse aus beiden 

Bilanzierungsmethoden heranzuziehen. 

Aufgrund des hohen Anteils von Import-

strom in Rheinland-Pfalz ergeben sich im 

Hinblick auf die Höhe des CO2-

Gesamtausstoßes bei den Verfahren er-

hebliche Unterschiede.3  

 

Die energiebedingten CO2-Emissionen 

werden entsprechend des Energiever-

brauchs durch ökonomische, gesellschaft-

liche und natürliche Rahmenbedingungen 

bestimmt. Wesentliche ökonomische Be-

stimmungsfaktoren des Energiever-

brauchs und damit auch der energiebe-

dingten Emissionen sind die konjunkturelle 

Entwicklung, die Wirtschaftsstruktur und 

die Preisentwicklungen auf den Energie-

                                                
3 In diesem Bericht werden zunächst die Emis-
sionen aus dem Endenergieverbrauch (Verur-
sacherbilanz) dargestellt und danach die 
Emissionen aus dem Primärenergieverbrauch 
(Quellenbilanz). 
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CO2-Bilanz (Verursacherbilanz) Rheinland-Pfalz 2017 Abb. 9 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

märkten. Zu den gesellschaftlichen Ein-

flussfaktoren zählen die demografische 

Entwicklung, aber auch Aspekte wie die 

Zahl der Haushalte sowie die Entwicklung 

der Wohn- und der Verkehrsverhältnisse. 

Die Entwicklung der energiebedingten 

Emissionen unterliegt kräftigen kurzfristi-

gen Schwankungen. Neben den konjunk-

turellen Schwankungen, die sich auf den 

Energieverbrauch auswirken, sind hierfür 

auch die natürlichen Gegebenheiten, ins-

besondere die Witterungsbedingungen, 

verantwortlich.  

 

Bei der Betrachtung der Gesamtmenge 

des Treibhausgasausstoßes – wie im 

LKSG gefordert – sind neben den ener-

giebedingten auch andere CO2-

Emissionen zu berücksichtigen. Hierzu 

gehören die prozessbedingten CO2-

Emissionen, die bei chemischen Reaktio-

nen in bestimmten Produktionsprozessen 

direkt freigesetzt werden. In die Berech-

nungen hierzu gehen verschiedene vom 

Umweltbundesamt als relevant eingestufte 

Herstellungsprozesse im Sektor Bergbau 

und Verarbeitendes Gewerbe ein. Auf der 

Länderebene werden die Prozesse zur 

Herstellung von Hüttenaluminium, Ze-

mentklinker, Kalk, Glas, Calciumkarbid, 

Ammoniak, Soda Ziegel und Ruß berück-

sichtigt. Es ist notwendig, für die Berech-

nungen spezifische Emissionsfaktoren zu 

verwenden. Diese Emissionsfaktoren ver-

öffentlicht das Umweltbundesamt im 
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Rahmen der Nationalen Inventarberichte 

zum deutschen Treibhausgasinventar.  

Darüber hinaus erfordert ein umfassendes 

Monitoring der Treibhausgasemissionen 

auch die Berücksichtigung der Methan- 

und Distickstoffoxidemissionen. Diese 

werden von dem Arbeitskreis Umweltöko-

nomische Gesamtrechnungen der Länder 

(AK UGRdL) nach einer ländereinheitli-

chen Methode ermittelt.4 Die Grundlage für 

die Berechnungen auf Länderebene ist die 

jährliche Berichterstattung über die Quell- 

und Senkengruppen des Umweltbundes-

amtes im Rahmen des Nationalen Inven-

tarberichts zum Deutschen Treibhausgas-

inventar (NIR) gemäß den Vorgaben des 

Intergovernmental Panel on Climate 

Change (IPCC).  

 

Zur Berechnung der F-Gase liegt keine 

Methodik vor, aus der sich belastbare und 

vergleichbare Ergebnisse für die Bundes-

länder ermitteln lassen. Im AK UGRdL 

wird aber derzeit an einem solchen Kon-

zept gearbeitet. Es gibt jedoch Informatio-

nen für die Bundesebene. In Deutschland 

lag dieser Anteil nach Angaben des Um-

weltbundesamts 2017 bei 1,7% (2016: 

                                                
4 Der AK UGRdL veröffentlicht auf seiner 
Homepage u. a. Daten zu den Treibhaus-
gasemissionen aller Bundesländer und detail-
lierte Hintergrundinformationen zur Methodik: 
https://www.statistikportal.de/de/ugrdl [Stand: 
30. September 2019]. 
 
 
 
 

1,7%).5 Somit ist die Größenordnung mit 

einem Anteil von rund 2% an den Gesamt-

emissionen (gemessen in CO2-

Äquivalenten) auf Bundesebene sehr ge-

ring. Wegen ihres hohen Treibhauspoten-

zials gibt es in der EU aber gesetzliche 

Auflagen, mit denen das Inverkehrbringen 

und die Verwendung von F-Gasen streng 

reglementiert wird.6  

 

Der Berechnungsstand in diesem Bericht 

ist September 2019 (energiebedingte CO2-

Emissionen, prozessbedingte CO2-

Emissionen, Methan und Lachgas). Durch 

die Weiterentwicklung der Methodik in den 

Arbeitskreisen der Länder und die Anpas-

sung der Emissionsfaktoren des Umwelt-

bundesamts haben sich die prozessbe-

dingten CO2-Emissionen, Methan und 

Lachgas rückwirkend im Vergleich zum 

vorhergehenden Berechnungsstand aktua-

lisiert. 

 

                                                
5 Auf Bundesebene erfolgt die Ermittlung der 
Treibhausgase durch das Umweltbundesamt 
(UBA); zu den Daten siehe UBA 2019: Natio-
nale Trendtabellen für die deutsche Berichter-
stattung atmosphärischer Emissionen 1990–
2017, Download unter: 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klim
a-energie/treibhausgasemissionen [Stand: 30. 
September 2019]. 
 
6 Die Regelungen finden sich in der EU-
Verordnung über fluorierte Treibhausgase 
517/2014 und der Richtlinie über Emissionen 
aus Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen (RL 
2006/40/EG) sowie der nationalen Chemika-
lien-Klimaschutzverordnung in der Fassung 
vom 14. Februar 2017. 

https://www.statistikportal.de/de/ugrdl
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgasemissionen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgasemissionen
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5.2  CO2-Emissionen aus dem Energieverbrauch 

nach Sektoren und Energieträgern unter 

Berücksichtigung einer verursacherbezoge-

nen Betrachtung 

 

Emissionen nach der Verursacher-

bilanz 

Nach der Verursacherbilanz für Rheinland-

Pfalz beliefen sich die energiebedingten 

Kohlendioxidemissionen 2017 auf 

37,1 Millionen Tonnen. Der Ausstoß von 

Kohlendioxid erreichte damit den niedrigs-

ten Stand seit 1990. Gegenüber dem Jahr 

zuvor sanken die Emissionen um 1% bzw. 

371.000 Tonnen. 

 

Seit 1990 gab es Effizienzfortschritte bei 

der Energieverwendung und der Anteil der 

emissionsrelevanten fossilen Energieträ-

ger zur Deckung des Energieverbrauchs 

wurde geringer. So war es möglich, dass 

der Endenergieverbrauch im Betrach-

tungszeitraum zunahm (+12%), während 

die durch den Energieverbrauch bedingten 

CO2-Emissionen im gleichen Zeitraum um 

12% sanken. Dies ist vor allem darauf zu-

rückzuführen, dass Kohlen und Mineralöle 

teilweise durch Erdgas und erneuerbare 

Energieträger substituiert wurden. Erdgas 

verursacht einen vergleichsweise geringe-

ren spezifischen CO2-Ausstoß pro einge-

setzter Energieeinheit. Die erneuerbaren 

Energien werden als klimaneutral bewer-

tet, d. h. es wird davon ausgegangen, 

dass die Nutzung von erneuerbaren Ener-

gieträgern keine CO2-Emissionen verur-

sacht. 

 

Der Ausstoß an Kohlendioxid erreichte in 

Rheinland-Pfalz Mitte der 1990er-Jahre 

den höchsten Stand im Betrachtungszeit-

raum. Er lag 1996 bei 46,2 Millionen Ton-

nen und damit 25% über dem Niveau von 

2017. Die Emissionen sind trotz kurzfristi-

ger Schwankungen tendenziell rückläufig. 

Die jährlichen Schwankungen sind insbe-

sondere auf die konjunkturelle Entwicklung 

und auf Witterungsbedingungen zurückzu-

führen.  

 

Die Konjunkturlage beeinflusst den Ver-

brauch von Energie und damit die Höhe 

der energiebedingten Emissionen. Beson-

ders deutlich war dies während der Wirt-

schaftskrise 2009. In diesem Jahr wurde 

der stärkste Rückgang der Emissionen im 

Betrachtungszeitraum verzeichnet. Er be-
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lief sich auf –5,4%. Kurzfristige konjunktu-

relle Entwicklungen wirken sich allerdings 

nicht immer im gleichen Jahr und in vollem 

Umfang auf den Energieverbrauch und 

damit auf die CO2-Emissionen aus. Ein 

Grund hierfür ist, dass Produktionsanpas-

sungen in der Industrie verzögert erfolgen 

und zunächst Lagerbestände auf- oder 

abgebaut werden. Die Höhe der energie-

bedingten Emissionen hängt zudem von 

der Zusammensetzung der Energieträger 

ab, die zur Deckung des Energiever-

brauchs eingesetzt werden (Energiemix). 

 

Im Jahr 2017 ist das Bruttoinlandsprodukt 

um 0,9% gewachsen. Dies spiegelt sich 

nicht in den CO2-Emissionen wider. Trotz 

einer leichten Zunahme des Endenergie-

verbrauchs um 0,5% sank 2017 der CO2-

Ausstoß um 1%. Dies lag daran, dass sich 

der Emissionsfaktor für die Berechnung 

des Stromverbrauchs auf Basis des hier 

unterstellten bundesweit geltenden Strom-

mix (Generalfaktor) im Vergleich zum Jahr 

zuvor verringert hat.  

 

Um witterungsbedingte Verzerrungen bei 

der Entwicklung des Energieverbrauchs 

und der energiebedingten Emissionen her-

auszurechnen, wird eine Temperaturbe-

reinigung vorgenommen. Damit lassen 

sich fiktive CO2-Emissionen ermitteln, die 

entstanden wären, wenn die jährlichen 

Temperaturen einem langjährigen Mittel 

entsprochen hätten.7 Die Temperaturbe-

reinigung führt zu einer Glättung der durch 

den Heizbedarf kurzfristig auftretenden 

Schwankungen. Temperaturbereinigt be-

liefen sich die CO2-Emissionen 2017 auf 

37,6 Millionen Tonnen. Dieser Wert liegt 

469.000 Tonnen über dem unbereinigten 

Wert. Die Ursache hierfür war, dass in 

dem Jahr eine eher milde Witterung mit 

überdurchschnittlichen Temperaturen 

herrschte. Dadurch kam es zu einem ge-

ringeren Energieverbrauch in der Heizpe-

riode. Temperaturbereinigt sanken die 

CO2-Emissionen im gesamten Betrach-

tungszeitraum ebenso wie die unbereinig-

ten Werte um 12%. 

 

Der größte Teil der energiebedingten CO2-

Emissionen wurde 2017 durch den Sektor 

Haushalte/GHD verursacht. Mit 14 Millio-

nen Tonnen (unbereinigt) belief sich der 

Anteil am gesamten in der Verursacherbi-

lanz nachgewiesenen CO2-Ausstoß auf 

38%. Der Industriesektor verursachte al-

lerdings mit 13,6 Millionen Tonnen und 

einem Anteil an den gesamten Emissionen 

von 37% fast genauso viele Emissionen 

wie der Sektor Haushalte/GHD. Nach die-

                                                
7 Die Temperaturbereinigung erfolgt auf der 
Basis von länderspezifischen Korrekturfakto-
ren, die aus den Gradtagszahlen regionaler 
Wetterstationen gebildet werden. Gradtags-
zahlen zeigen den Zusammenhang zwischen 
der Außenlufttemperatur und der gewünschten 
Raumtemperatur. Je niedriger die Außenluft-
temperaturen sind, desto höher sind die Grad-
tagszahlen und umgekehrt. 
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CO2-Emissionen nach der Verursacherbilanz 1990 – 2017 Abb. 10 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

sen beiden Hauptemittenten folgt mit et-

was Abstand der dritte Emittentensektor, 

der Verkehrsbereich. Durch den Energie-

verbrauch im Verkehr entstanden 26% des 

CO2-Ausstoßes in Rheinland-Pfalz. Die 

Emissionsmenge des Verkehrssektors lag 

bei rund 9,5 Millionen Tonnen.  

 

Langfristig konnten die Emissionen in den 

beiden größeren Emittentensektoren deut-

lich gesenkt werden, während die ver-

kehrsbedingten Emissionen kräftig zu-

nahmen. Die Industrie reduzierte ihren 

Kohlendioxidausstoß vor allem durch um-

welttechnischen Fortschritt: Die CO2-

Emissionen aus dem Energieverbrauch 

der Industrie nahmen seit 1990 um 16% 

ab – bei einer Zunahme des Energiever-

brauchs um 13%.  

 

Die im Sektor Haushalte/GHD verursach-

ten Emissionen sanken seit 1990 sogar 

um 22%. Dies ging mit einem leicht stei-

genden Endenergieverbrauch einher 

(+1,7%). In diesem Sektor stieg die Ener-

gieeffizienz u. a. durch Nachrüstung bzw. 

den Einbau von moderneren Heizungsan-

lagen in Gebäuden. Der Verbrauch von 

leichtem Heizöl wurde dadurch reduziert 

und hauptsächlich durch Erdgas ersetzt, 

das einen geringeren CO2-Ausstoß pro 

eingesetzter Energieeinheit aufweist als 

Heizöl.  
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CO2-Emissionen nach der Verursacherbilanz 1990 – 2017 nach Emittenten-

sektoren (in Mill. t) 
Abb. 11 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

Die Zunahme der CO2-Emissionen im 

Verkehrssektor belief sich seit 1990 auf 

21%. Die Ursache hierfür ist ein kräftig 

zunehmender Endenergieverbrauch im 

Straßenverkehr (+27% seit 1990). Der 

Verbrauchsanstieg war mit einer steigen-

den Zahl von Kraftfahrzeugen verbunden. 

Hinzu kommt ein zunehmender Einsatz 

von Dieselkraftstoff (+99%). Ottokraftstoffe 

haben dagegen seit 1990 an Bedeutung 

verloren (–29%). Sie trugen 2017 noch 

rund 34% zur Deckung des gesamten ver-

kehrsbedingten Endenergieverbrauchs 

bei; der Anteil von Dieselkraftstoffen lag 

dagegen bei 56% (1990: 61% Otto- und 

36% Dieselkraftstoffe).  

 

Emissionsminderungen, die der technolo-

gische Fortschritt im Bereich der Antriebs-

technik ermöglichte, dürften durch das 

Verbrauchs- und Kaufverhalten wieder 

„aufgezehrt“ bzw. überkompensiert wor-

den sein. Der Kraftfahrzeugbestand nimmt 

jährlich weiter zu (+13% seit 20088). Die 

Fahrleistungen der in Rheinland-Pfalz zu-

gelassenen Kraftfahrzeuge sind nach An-

gaben der Umweltökonomischen Gesamt-

rechnungen der Länder (UGRdL) in den 

letzten Jahren durchgehend gestiegen.9 

Daten sind für den Zeitraum 2008 bis 2016 

verfügbar. In diesem Zeitraum belief sich 

die Zunahme der jährlichen Gesamtfahr-

leistung auf 11%; der Lastkraftwagenver-

                                                
8 Eine vergleichbare Zeitreihe des Kraftfahr-
zeugbestands für den Zeitraum vor 2008 ist 
nicht verfügbar. 
 
9 Die Ergebnisse der UGRdL sind online ab-
rufbar unter: 
https://www.statistikportal.de/de/ugrdl.  

https://www.statistikportal.de/de/ugrdl
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CO2-Emissionen nach der Verursacherbilanz 1990 – 2017 nach Emittenten-

sektoren (in %) 
Abb. 12 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

kehr wies mit 18% eine überdurchschnittli-

che Zunahme auf. 

 

Die Verursacherbilanz lässt sich nicht nur 

nach Emittentensektoren, sondern auch 

nach Energieträgern auswerten.10 Aus der 

Verursacherbilanz ergibt sich für Rhein-

land-Pfalz durch die zusätzliche Berück-

sichtigung der Stromimporte ein wesent-

lich höherer Wert für die Kohlendioxid-

emissionen als aus der Quellenbilanz. Ein 

Teil der Stromerzeugung für den rhein-

land-pfälzischen Verbrauch erfolgt außer-

                                                
10 Der wesentliche Unterschied zur Quellenbi-
lanz ist, dass Strom und Fernwärme als Er-
gebnis von Umwandlungsprozessen einzelner 
Energieträger vollständig im Endenergiever-
brauch aufgehen – und nicht wie in der Quel-
lenbilanz nach Umwandlungs- und Endver-
brauchsbereich getrennt nachgewiesen wer-
den. 

halb des Landes. Wie die Entwicklung des 

Außenhandels zeigt, wird in Rheinland-

Pfalz heute allerdings deutlich weniger 

Strom verbraucht, der von außerhalb des 

Landes stammt, als in der Vergangenheit. 

Im Jahr 2017 lag der Anteil des Saldos 

(Nettostromimporte) am Bruttostromver-

brauch bei 29% (1990: 73%). Der in der 

Verursacherbilanz für Rheinland-Pfalz 

nachgewiesene energiebedingte Ausstoß 

an Kohlendioxid war 2017 um 10,2 Millio-

nen Tonnen höher als der Ausstoß laut 

Quellenbilanz. Dieser große Unterschied 

ist insbesondere auf die Emittentensekto-

ren Industrie und Haushalte/GHD zurück-

zuführen, die große Mengen Strom ver-

brauchen und damit Hauptverursacher der 
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CO2-Emissionen aus der Stromproduktion 

sind. 

 

Die mit dem Stromverbrauch verbundenen 

Emissionen beliefen sich 2017 auf 

14,2 Millionen Tonnen. Damit lag ihr Anteil 

an den Gesamtemissionen bei 38% (2016: 

39%). Im Vergleich zum Jahr zuvor ist der 

Stromverbrauch leicht gestiegen (+1,1%). 

Die daraus resultierenden CO2-

Emissionen sanken 2017 dagegen um 

3,4%. Dies liegt daran, dass der in diesem 

Jahr für die Berechnung der Emissionen 

zu Grunde gelegte bundeseinheitliche 

Emissionsfaktor (Generalfaktor) für den 

Stromverbrauch geringer war als bisher. 

Durch den steigenden Anteil erneuerbarer 

Energien im deutschen Strommix wurde je 

verbrauchter Kilowattstunde weniger 

Kohlendioxid in die Atmosphäre 

eingebracht als bisher. Auf längere Sicht, 

d. h. seit 1990, sind die CO2-Emissionen 

aus dem Stromverbrauch durch 

Steigerungen der Energieeffizienz in der 

Erzeugung um 21% zurückgegangen.  

 

Der Anteil der Mineralöle und Mineralöl-

produkte an den Gesamtemissionen lag 

2017 nach der Verursacherbilanz bei rund 

35%. In den letzten zehn Jahren veränder-

te sich der Anteilswert kaum. Die CO2-

Emissionen, die durch die Verbrennung 

von Mineralölen und Mineralölprodukten 

entstehen, beliefen sich auf 12,8 Millionen 

Tonnen. Dies entspricht einem Plus von 

0,8% gegenüber 2016.11 

 

Der CO2-Ausstoß, der aus dem Verbrauch 

von Erdgas resultiert, wird in der Verursa-

cherbilanz ohne den auf die Stromerzeu-

gung entfallenden Anteil dargestellt. Des-

halb lagen die Emissionen aufgrund des 

Verbrauchs von Erdgas 2017 laut Verur-

sacherbilanz mit 8 Millionen Tonnen deut-

lich unter dem Wert, der in der Quellenbi-

lanz nachgewiesen wird. Die in der Verur-

sacherbilanz ausgewiesenen Kohlen-

dioxidemissionen entsprechen praktisch 

der Menge, die durch die Nutzung von 

Erdgas zur Wärmeerzeugung freigesetzt 

wurde. Der Anteil von Erdgas an den ge-

samten CO2-Emissionen belief sich nach 

der Verursacherbilanz 2017 auf 21%. Seit 

1990 stieg der Anteil an den Gesamtemis-

sionen um 8,6 Prozentpunkte. Dies liegt 

daran, dass heute mehr Verbraucher ihren 

Wärmebedarf statt aus Heizöl und Kohle 

aus Erdgas decken als zu Beginn des Be-

trachtungszeitraums. 

 

Emissionen nach der Quellenbilanz 

Die CO2-Emissionen beliefen sich nach 

der Quellenbilanz 2017 auf 26,9 Millionen 

Tonnen. Gegenüber dem Jahr zuvor stie-

gen die Emissionen um 1,2%. Damit spie-

                                                
11 Die Emissionen aus der Verursacherbilanz 
unterscheiden sich hier kaum vom CO2-
Ausstoß laut Quellenbilanz, da Mineralöle und 
Mineralölprodukte in der Stromerzeugung kei-
ne große Rolle spielen. 
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CO2-Emissionen nach der Quellenbilanz 1990 – 2017 Abb. 13 
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gelt sich nur ein Teil des um 2,1% gestie-

genen Primärenergieverbrauchs in den 

daraus resultierenden Emissionen wider, 

d. h. auch hier kommt zum Tragen, dass 

die Zusammensetzung des Energiemix in 

Rheinland-Pfalz 2017 mit weniger klima-

schädlichen Emissionen verbunden war 

als im Jahr zuvor. Der Effekt ist aber we-

niger ausgeprägt als bei der verursacher-

bezogenen Bilanzierung. Dies liegt im 

Wesentlichen daran, dass die mit dem 

bundesweiten Generalfaktor bewerteten 

Emissionen durch Stromimporte in der 

Quellenbilanz nicht berücksichtigt werden. 

Langfristig nahm der CO2-Ausstoß nach 

der Quellenbilanz gegenüber 1990 um 

2,1% ab. Der Primärenergieverbrauch 

stieg im gleichen Zeitraum um 14%. 

Werden die CO2-Emissionen nach der 

Quellenbilanz temperaturbereinigt, ergibt 

sich ein bereinigter CO2-Ausstoß für 2017 

von 27,3 Millionen Tonnen. Dieser berei-

nigte Wert ist 456.000 Tonnen höher als 

der unbereinigte Wert, was auf den unter-

durchschnittlichen Heizbedarf in diesem 

Jahr zurückzuführen ist. Der temperatur-

bereinigte CO2-Ausstoß lag 2017 über 

dem Vorjahresniveau (+1,8%). Langfristig 

ergibt sich nach der Temperaturbereini-

gung eine Reduktion der Emissionen um 

2,5% gegenüber 1990. Die Emissionsmin-

derung fällt also temperaturbereinigt mit 

0,4 Prozentpunkten nur wenig höher aus 

als unbereinigt. 

 



5.2 CO2-Emissionen aus dem Energieverbrauch nach Sektoren und Energieträgern 
unter Berücksichtigung einer verursacherbezogenen Betrachtung 

 

102 

Im Gegensatz zur Verursacherbilanz las-

sen sich in der Quellenbilanz die CO2-

Emissionen aus dem Umwandlungsbe-

reich separat nachweisen. Im Jahr 2017 

belief sich der CO2-Ausstoß im Umwand-

lungsbereich auf 4,8 Millionen Tonnen. 

Dies entspricht 18% der gesamten in der 

Quellenbilanz nachgewiesenen Emissio-

nen (ohne Temperaturbereinigung). Die 

größte Bilanzposition im Umwandlungsbe-

reich ist die heimische Stromerzeugung. 

Bei der Stromproduktion in Rheinland-

Pfalz entstanden 2017 rund 3,9 Millionen 

Tonnen CO2. Dies entspricht 81% der 

Emissionen aus dem Umwandlungsbe-

reich bzw. 14% der gesamten in der Quel-

lenbilanz nachgewiesenen Kohlen-

dioxidemissionen. 

 

Im Endverbrauchsbereich entstanden laut 

Quellenbilanz 22,1 Millionen Tonnen CO2; 

das sind 82% der Gesamtemissionen. Der 

größte Teil der Emissionen entfiel auf den 

Emittentensektor Verkehr (34%). Der An-

teil der im Sektor Haushalte/GHD verur-

sachten Emissionen an den gesamten 

Emissionen belief sich 2017 nach der 

Quellenbilanz auf 28%. Die Industrie folgte 

mit einem Anteil von 20%. Hinsichtlich des 

CO2-Ausstoßes weist die Industrie damit 

unter den drei Emittentensektoren den 

niedrigsten Wert auf. Allerdings ist dabei 

zu berücksichtigen, dass die durch Um-

wandlungsprozesse – z. B. bei der Erzeu-

gung von Strom und Wärme – verursach-

ten Emissionen in der Quellenbilanz nicht 

dem Endverbrauchsbereich zugerechnet 

werden, sondern separat im Umwand-

lungsbereich nachgewiesen sind. Die 

Stromverwendung in den Sektoren Indust-

rie und Haushalte/GHD führt dazu, dass 

die Emissionsanteile hier deutlich geringer 

sind als in der Verursacherbilanz.  

 

Rund 91% des CO2-Ausstoßes resultiert 

laut Quellenbilanz aus der Verwendung 

von Mineralölen bzw. Mineralölprodukten 

und Erdgas. Durch die Verbrennung von 

Mineralölen und Mineralölprodukten wur-

den knapp 12,9 Millionen Tonnen Kohlen-

dioxid in die Umwelt abgegeben. Damit 

entfiel fast die Hälfte der in der rheinland-

pfälzischen Quellenbilanz nachgewiese-

nen CO2-Emissionen auf den Mineralölbe-

reich. Im Vergleich zu den 1990er-Jahren 

verringerte sich der CO2-Ausstoß beim 

Verbrauch von Mineralölen und Mineralöl-

produkten deutlich: Zwischen 1990 und 

2017 verringerte sich dieser Ausstoß um 

19%. Im Vergleich zum Jahr zuvor stiegen 

die Emissionen aus dem Mineralölver-

brauch um 0,8%. Grundsätzlich unterliegt 

der Verbrauch von Mineralölen und Mine-

ralölprodukten vergleichsweise starken 

kurzfristigen Schwankungen, die insbe-

sondere konjunktur- und witterungsbedingt 

sind.  
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CO2-Emissionen nach der Quellenbilanz 1990 – 2017 nach Energieträgern Abb. 14 
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Während der Ausstoß von CO2 aus der 

Verbrennung von Mineralölen und Mine-

ralölprodukten im Betrachtungszeitraum 

deutlich zurückging, nahmen die CO2-

Emissionen aus der Nutzung von Erdgas 

kräftig zu (+71% seit 1990). Die Gründe 

hierfür sind der zunehmende Erdgasein-

satz in den Endverbrauchssektoren In-

dustrie und Haushalte/GHD sowie die zu-

sätzliche Verwendung für die heimische 

Stromerzeugung. Gegenüber dem Jahr 

zuvor gab es 2017 ein Plus von 1,4%. 

Auch hier ist zu beachten, dass beim Ver-

brauch von Erdgas grundsätzlich deutliche 

kurzfristige Schwankungen auftreten. Der 

Anteil von Erdgas an den gesamten CO2-

Emissionen belief sich nach der Quellenbi-

lanz 2017 auf 44%. 

Ausgewählte Kennzahlen und Indikato-

ren 

Deutschlandweit gingen die energiebe-

dingten Kohlendioxidemissionen nach An-

gaben des Umweltbundesamtes zwischen 

1990 und 2017 um 24% zurück.12 Dieser 

Rückgang war im Vergleich zu Rheinland-

Pfalz sehr hoch, was vor allem auf die 

deutliche Abnahme der Emissionen in den 

ostdeutschen Bundesländern zu Beginn 

der 1990er-Jahren zurückzuführen ist. 

Nach der Wiedervereinigung gab es dort 

einen Umbruch in der Wirtschaftsstruktur; 

der Wertschöpfungsanteil der Industrie 

ging deutlich zurück. Zudem wurde in die 

Modernisierung und Erneuerung der Anla-

                                                
12 Diesem Wert liegt eine Berechnung zugrun-
de, die methodisch mit der Quellenbilanzierung 
auf der Länderebene vergleichbar ist. 
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Energiebedingten CO2-Emissionen in Rheinland-Pfalz und in  

Deutschland 1990 – 2017 
Abb. 15 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

gen zur Energieversorgung investiert. Wird 

das Jahr 2000 als Basis des Berichtszeit-

raums zugrunde gelegt, beläuft sich der 

Rückgang der Emissionen deutschland-

weit auf 11%. In Rheinland-Pfalz ist für 

den Zeitraum 2000 bis 2017 ohne Berück-

sichtigung der außerhalb des Landes ent-

standenen indirekten Emissionen ein 

Rückgang des CO2-Ausstoßes von 7,2% 

zu verzeichnen. Laut Verursacherbilanz 

sank der energiebedingte CO2-Ausstoß 

seit 2000 allerdings um 15%; in diesem 

Wert sind die indirekten Emissionen durch 

die außerhalb des Landes produzierte 

Strommenge enthalten. Für die Berech-

nung kann allerdings nur der pauschale 

„CO2-Generalfaktor“ auf Basis des bun-

desdeutschen Strommix unterstellt wer-

den. Durch eine weniger CO2-intensive 

Stromproduktion sank der Generalfaktor 

seit 2000 um 19%. 

 

Bei der Stromerzeugung in Rheinland-

Pfalz entstanden 2017 durchschnittlich 

188 g CO2 je produzierter kWh. Der spezi-

fische CO2-Ausstoß der rheinland-

pfälzischen Stromproduktion war damit 

63% geringer als im Bundesdurchschnitt 

(507 g je kWh). Allerdings wurden 2017 

rund 29% des in Rheinland-Pfalz ver-

brauchten Stroms (29,1 TWh) außerhalb 

des Landes produziert (Nettoimporte).13 Im 

Vergleich zum Referenzjahr 1990 sanken 

die spezifischen CO2-Emissionen aus der 

Stromerzeugung in Rheinland-Pfalz um 

60%, während sie in Deutschland nur um 

                                                
13 Der Stromaußenhandel kann nur als Saldo 
dargestellt werden. 
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Spezifische CO2-Emissionen aus der Stromerzeugung in Rheinland-Pfalz  

und in Deutschland 1990 – 2017 
Abb. 16 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

rund 28% zurückgingen. Der Unterschied 

ist auf den wirtschafts- und umweltpolitisch 

geförderten Ausbau der heimischen 

Stromproduktion in Rheinland-Pfalz zu-

rückzuführen, der weitgehend auf der Ba-

sis erneuerbarer Energiequellen realisiert 

wurde. Heute ist der Beitrag der erneuer-

baren Energien zur Stromerzeugung in 

Rheinland-Pfalz deutlich höher als in 

Deutschland (2017: 48% gegenüber 33%).  

 

Bei Ländervergleichen zur Belastung der 

Atmosphäre mit Treibhausgasen wird häu-

fig der Pro-Kopf-Ausstoß von CO2 heran-

gezogen. Weitere Indikatoren, die Verglei-

che ermöglichen, beziehen den CO2-

Ausstoß auf Daten aus den Wirtschafts-

statistiken. Solche Kennzahlen werden 

auch bei der Formulierung von Zielen zur 

Reduzierung von Treibhausgasemissionen 

herangezogen. 

 

In Rheinland-Pfalz lag der Pro-Kopf-

Ausstoß von Kohlendioxid nach der Quel-

lenbilanz 2017 bei 6,6 Tonnen und damit 

deutlich unter dem Niveau, das für 

Deutschland insgesamt ermittelt wurde 

(9 Tonnen). Dies liegt zum einen daran, 

dass in dem Wert für Rheinland-Pfalz die 

Emissionen aus den Stromimporten nicht 

enthalten sind. Zum anderen werden bei 

der Berechnung der CO2-Emissionen in 

der Quellenbilanz nur die vergleichsweise 

niedrigeren Emissionsfaktoren der rhein-

land-pfälzischen Stromerzeugung verwen-

det. Werden die auf importierte Strom-

mengen entfallenden Kohlendioxidemissi-

onen mit einbezogen und wird bei der Be-
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Energiebedingte CO2-Emissionen je Einwohner/-in in Rheinland-Pfalz und  

in Deutschland 1990 – 2017 
Abb. 17 
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wertung des CO2-Ausstoßes des rhein-

land-pfälzischen Stromverbrauchs der 

durchschnittliche Emissionswert der bun-

desdeutschen Stromerzeugung als Gene-

ralfaktor zugrunde gelegt, ergeben sich 

nach der Verursacherbilanz wesentlich 

höhere CO2-Emissionen für Rheinland-

Pfalz. Mit 9,1 Tonnen je Einwohnerin bzw. 

Einwohner entspricht der Kohlenstoff-

dioxidausstoß im Land in etwa den Pro-

Kopf-Emissionen in Deutschland.  

 

Die langfristige Betrachtung zeigt, dass 

sich der rheinland-pfälzische CO2-Ausstoß 

pro Kopf seit Beginn des Betrachtungszeit-

raums laut Verursacherbilanz um 19% 

verringerte. Auf Bundesebene fiel der 

Rückgang wesentlich höher aus (–27%). 

Dies ist vor allem auf die deutliche Ab-

nahme der Emissionen in den neuen Bun-

desländern zu Beginn der 1990er-Jahre 

zurückzuführen.  

Zwischen 1990 und 1995 reduzierten sich 

die CO2-Emissionen je Einwohnerin bzw. 

Einwohner in Deutschland um 13% 

(−1,6 Tonnen), während in Rheinland-

Pfalz 2,5% (0,3 Tonnen) je Einwohnerin 

bzw. Einwohner mehr emittiert wurden. 

Der Pro-Kopf-Ausstoß ist allerdings in der 

Folgezeit auch hierzulande gesunken. 

Zwischen 1995 und 2017 verringerte sich 

der Ausstoß um rund ein Fünftel (Deutsch-

land: –17%). 

 

Die CO2-Intensität bezieht die Kohlendi-

oxidemissionen auf das Bruttoinlandspro-

dukt. Sie misst sozusagen den durch-

schnittlichen „CO2-Gehalt“ einer Wert-
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CO2-Intensität in Rheinland-Pfalz und in Deutschland 1991 – 2017 Abb. 18 
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schöpfungseinheit. Es handelt sich hierbei 

um ein Effizienzmaß. Aus einer sinkenden 

CO2-Intensität kann aber nicht unbedingt 

auf eine geringere Umweltbelastung ge-

schlossen werden. Die Kennzahl sinkt 

auch dann, wenn der CO2-Ausstoß steigt, 

aber schwächer zunimmt als das Bruttoin-

landsprodukt. 

 

Auf Basis der Verursacherbilanz, die auch 

die CO2-Emissionen aus Strombezügen 

beinhaltet und daher – unter Beachtung 

der Bewertungsunsicherheiten (General-

faktor) – eher mit den Werten für Deutsch-

land verglichen werden kann, ergibt sich 

für Rheinland-Pfalz 2017 eine CO2-

Intensität von 258 Tonnen je eine Million 

Euro Bruttoinlandsprodukt. Dies ist ein 

deutlich höherer Wert als in Deutschland, 

das 2017 eine CO2-Intensität von 

228 Tonnen je eine Million Euro Bruttoin-

landsprodukt aufwies. Die Wirtschaft in 

Rheinland-Pfalz ist somit kohlendioxidin-

tensiver als die deutsche Wirtschaft, was 

auf die strukturellen Unterschiede zurück-

zuführen ist. Es spiegelt sich hier die ver-

gleichsweise hohe Bedeutung einer zum 

Teil sehr energieintensiven Industrie in 

Rheinland-Pfalz wider, insbesondere die 

Chemischen Industrie ist hier zu nennen. 

 

In Rheinland-Pfalz sank die CO2-Intensität 

langfristig etwas schwächer als im Bun-

desdurchschnitt. Während der Indikator 

auf Bundesebene 2017 um 46% niedriger 

war als 1991, nahm er in Rheinland-Pfalz 

in dem gleichen Zeitraum um 38% ab. 

Verursacht wurden diese Entwicklungen 

zum einen durch den stärkeren Rückgang 

der Emissionen, aber auch durch das hö-

here Wachstum der Wertschöpfung in 

Deutschland seit 1991: Während das 

rheinland-pfälzische Bruttoinlandsprodukt 

um 32% zulegte, belief sich das gesamt-

deutsche Wirtschaftswachstum auf 44%. 
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5.3 CO2-Emissionen aus Produktionsprozessen 

(nicht energiebedingt) und weitere Treib-

hausgasemissionen 

 

Die gesetzlichen Berichtspflichten zum 

Klimaschutz in Rheinland-Pfalz nach 

§ 7 LKSG erfordern ein Monitoring der 

energiebedingten Emissionen und sonsti-

gen Treibhausgasemissionen. Deshalb 

wird in diesem Bericht über die Entwick-

lung der energiebedingten CO2-

Emissionen hinaus auch die Entwicklung 

der prozessbedingten CO2-Emissionen 

sowie der Treibhausgase Methan und 

Lachgas dargestellt.  

 

Wie für Veröffentlichungen auf Ebene der 

Bundesländer üblich, wurden für die Be-

rechnung der gesamten Treibhaus-

gasemissionen die energiebedingten CO2-

Emissionen auf Basis der Quellenbilanz 

herangezogen. Auch für den Nachweis der 

anderen Treibhausgasemissionen ist wie 

bei der Quellenbilanz der Entstehungsort 

maßgeblich. Nur auf dieser Basis liegen 

für die Bundesländer vergleichbare und 

valide Daten vor. 

 

Die in diesem Bericht veröffentlichten Er-

gebnisse basieren auf ländereinheitlichen 

Berechnungsmethoden, die in den Ar-

beitskreisen der Statistischen Ämter der 

Länder entwickelt wurden und fortwährend 

dem aktuellen Stand der Wissenschaft 

angepasst werden. Deshalb weichen die 

Ergebnisse in diesem Bericht teilweise von 

denen des Klimaschutzberichts 2017 ab. 

Da die verwendeten Emissionsfaktoren 

und die Berechnungen in den Arbeitskrei-

sen der Statistischen Ämter der Länder für 

die verschiedenen Arten von Treibhaus-

gasen regelmäßig aktualisiert werden, ist 

bei der Interpretation der Ergebnisse der 

jeweilige aktuelle Berechnungsstand zu 

beachten. Für die Treibhausgase Methan 

und Lachgas liegen aus dem „Arbeitskreis 

Umweltökonomische Gesamtrechnungen 

der Länder“ (AK UGRdL) für das Jahr 

2017 erst vorläufige Werte vor (Berech-

nungsstand: September 2019). 

 

Die Treibhausgasemissionen sind in 

Rheinland-Pfalz zwischen 1990 und 2017 

deutlich gesunken. Im Basisjahr 1990 be-

liefen sie sich insgesamt noch auf 

50,7 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. 

Am höchsten war der Treibhausgasaus-

stoß Mitte der 1990er-Jahre. Bis 2017 

sanken die Emissionen auf 32 Millionen 

Tonnen CO2-Äquivalente, d. h. um 37% 
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Treibhausgasemissionen 1990 – 2017 nach Art der Gase (in Mil. t) Abb. 19 
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gegenüber dem Basisjahr 1990. Die Emis-

sionsminderung fiel bundesweit mit 28% 

geringer aus als hierzulande. 

 

Die Entwicklungen der einzelnen Treib-

hausgasarten waren sehr unterschiedlich. 

Die energiebedingt freigesetzten Kohlen-

dioxidmengen machen mit 84% den größ-

ten Teil des Gesamtausstoßes in Rhein-

land-Pfalz aus. Die prozessbedingten 

CO2-Emissionen hatten 2017 einen Anteil 

von 7% am gesamten rheinland-

pfälzischen Treibhausgasausstoß. Methan 

und Lachgas kamen gemeinsam auf einen 

Anteil von 9,1%. 

 

Die prozessbedingten CO2-Emissionen 

beliefen sich 2017 absolut auf 2,2 Millio-

nen Tonnen. Sie lagen damit 12% unter 

dem Niveau von 1990. Zwischenzeitlich 

nahm der prozessbedingte Ausstoß von 

Kohlendioxid allerdings deutlich zu. Er lag 

2005 und 2010 bei rund 3,1 Millionen 

Tonnen. Seit 2010 sanken die prozessbe-

dingten CO2-Emissionen jedoch wieder 

(-872.000 Tonnen bzw. –28%).  
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Treibhausgasemissionen 1990 – 2017 nach Art der Gase (in %) Abb. 20 
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Wie die energiebedingten Kohlendioxid-

emissionen lassen sich die 

prozessbedingten CO2-Emissionen nach 

Emittentensektoren bzw. ursächlichen 

Produktionsbereichen aufgliedern. In 

Rheinland-Pfalz entsteht ein Teil der 

prozessbedingten CO2-Emissionen bei der 

Produktion von Ammoniak. Zudem werden 

insbesondere beim Brennen von 

Zementklinker (einem Grundstoff in der 

Zementherstellung) und von Kalkstein (zur 

Kalkherstellung) größere CO2-Mengen 

freigesetzt. In der in Rheinland-Pfalz 

bedeutsamen Glas- und 

Keramikherstellung fallen dagegen nur 

sehr geringe Mengen an.  

 

Die energie- und prozessbedingten Koh-

lendioxidemissionen hatten 2017 gemein-

sam einen Anteil von 91% an den Treib-

hausgasen. Dieser Anteil ist seit 1990 

größer geworden, sodass die Bedeutung 

von Kohlendioxid im Vergleich zu den an-

deren Arten von Treibhausgasen zuge-

nommen hat. Zu Beginn des Betrach-

tungszeitraums lag der Anteil von CO2 an 

den Treibhausgasemissionen erst bei 

59%. 

 

Mit 29,1 Millionen Tonnen war der Kohlen-

dioxidausstoß 2017 rund 0,9 Millionen 

Tonnen niedriger als 1990. Die energie- 

und prozessbedingten Kohlendioxidemis-

sionen lagen damit 2017 zusammenge-

nommen um 2,9% unter dem Niveau von 

1990. Im Vergleich zu Lachgas und Me-

than veränderten sich die CO2-Emissionen 

damit relativ wenig.  
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Ursächlich für den starken Rückgang der 

Gesamtemission von Treibhausgasen wa-

ren vor allem die Minderungen beim Di-

stickstoffoxid (Lachgas). Im Betrachtungs-

zeitraum sanken die Lachgasemissionen 

um 93%. Sie machten 1990 noch 33% der 

Gesamtemissionen aus. Mittlerweile liegt 

dieser Anteil nur noch bei 3,5%. Durch 

verfahrenstechnische Maßnahmen in der 

Chemischen Industrie wurden die Emissi-

onen von 16,7 Millionen Tonnen CO2-

Äquivalenten im Jahr 1990 auf 1,1 Millio-

nen Tonnen CO2-Äquivalente im Jahr 

2017 reduziert. Seit Ende der 1990er-

Jahre wird Lachgas, welches vor allem in 

der Adipinsäureproduktion als uner-

wünschtes Reaktionsprodukt anfällt, ther-

misch zersetzt. Der größte Teil der Ein-

sparungen erfolgte in der zweiten Hälfte 

der 1990er-Jahre (1995 bis 2000: -82%). 

 

Die Methanemissionen sind im Betrach-

tungszeitraum ebenfalls kräftig gesunken. 

Im Jahr 2017 wurden 1,8 Millionen Tonnen 

CO2-Äquivalente an Methan freigesetzt. 

Dies waren 55% weniger als 1990. Der 

Anteil von Methan an den gesamten 

Treibhausgasemissionen nahm damit von 

7,9% im Jahr 1990 auf 5,6% im Jahr 2017 

ab. 

 

Bei der Interpretation der Entwicklung der 

Treibhausgase ist grundsätzlich zu be-

rücksichtigen, dass über die in diesem 

Bericht dargestellten Arten von Treibhaus-

gasen hinaus vergleichsweise kleine Men-

gen zusätzlicher Treibhausgase freige-

setzt werden, die aus Mangel an belastba-

ren und vergleichbaren Daten nicht abge-

bildet werden können. Über die Treib-

hausgase Methan und Lachgas liegen 

jedoch im AK UGRdL detaillierte Informa-

tionen vor, und es ist möglich, eine diffe-

renzierte Betrachtung nach Emittentensek-

toren vorzunehmen.14 

Methan und Lachgas entstehen bei ver-

schiedenen Aktivitäten, die den Sektoren 

Landwirtschaft, Industrie (Prozesse, Pro-

duktanwendungen), Energie (Energiege-

winnung und -verteilung, Feuerungsanla-

gen), Verkehr sowie Abfallwirtschaft und 

Abwasserbeseitigung zugeordnet werden 

können. Sie beliefen sich 2017 zusammen 

auf rund 2,9 Millionen Tonnen CO2-

Äquivalente.  

 

Die Methanemissionen stammten 2017 

hauptsächlich aus der Landwirtschaft. 

Dieser Sektor war nach vorläufigen Er-

gebnissen des AK UGRdL für den Aus-

stoß von 818.000 Tonnen Methan verant-

wortlich.15 Dies entsprach 45% des ge-

samten Methanausstoßes in Rheinland-

Pfalz. 

                                                
14 Für weitere Informationen über die Erfas-
sung von Treibhausgasen und die methodi-
schen Grundlagen siehe auch Abschnitt 5.1 
 
15 Berechnungsstand: September 2019. 
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Methanemissionen 1990 – 2017 nach Sektoren (in Mil. t) Abb. 21 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

In der Landwirtschaft kommt der Großteil 

der Emissionen aus der Viehhaltung, ins-

besondere der Rinderhaltung. Daneben 

spielt der Einsatz von Wirtschaftsdünger in 

der Viehhaltung eine größere Rolle. Mit 

sinkenden Viehbeständen und effiziente-

ren Verfahren bei der Ausbringung von 

Wirtschaftsdünger gingen im Betrach-

tungszeitraum auch die Methanemissio-

nen aus der Landwirtschaft deutlich zurück 

(–30%). 

 

Im Bereich Abfallwirtschaft und Abwasser-

behandlung wurden 2017 rund 

547.000 Tonnen Methan emittiert. Mit 

einem Anteil von 30% am gesamten 

Methanausstoß steht dieser Bereich hinter 

der Landwirtschaft an zweiter Stelle der 

Hauptverursacher. Der überwiegende Teil 

der Emissionen stammt aus der 

Deponierung von Abfällen mit biologisch 

abbaubaren Bestandteilen. Zudem 

entsteht Methan zu einem wesentlichen 

Teil in den kommunalen Kläranlagen in 

Rheinland-Pfalz. Die Emissionen im 

Bereich Abfallwirtschaft und 

Abwasserbehandlung waren im 

Betrachtungszeitraum stark rückläufig 

(−77%). Deshalb wurde auch der Anteil 

am gesamten Ausstoß von Methan 

deutlich kleiner. Im Jahr 1990 war der 

Bereich Abfallwirtschaft und 

Abwasserbehandlung mit einem Anteil von 

60% noch der Hauptemittent von Methan. 
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Methanemissionen 1990 –
 
2017 nach Sektoren (in %) Abb. 22 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

Auf den Sektor Energiegewinnung 

und -verteilung entfielen 2017 rund 12% 

der Methanemissionen (221.000 Tonnen 

CO2-Äquivalente). Diese Emissionen re-

sultieren fast vollständig aus den Verlus-

ten, die mit der Weiterleitung und Vertei-

lung von Erdgas verbunden sind. Die 

Emissionen aus der Energiegewinnung 

und -verteilung sind gegenüber 1990 um 

15% gesunken. Der Anteil am gesamten 

Methanausstoß nahm jedoch um 5,8 Pro-

zentpunkte zu (Anteil 1990: 6,5%). 

Die sonstigen Sektoren (Feuerungsanla-

gen, Prozesse und Produktanwendungen 

sowie Verkehr) haben nur eine ver-

gleichsweise geringe Bedeutung für die 

gesamte Menge an freigesetztem Methan. 

Bei den Feuerungsanlagen wird überwie-

gend durch die Heizungsanlagen privater 

Haushalte, die feste Brennstoffe wie Kohle 

und Brennholz verfeuern, Methan freige-

setzt. Aus Feuerungsanlagen resultierten 

2017 rund 7,9% der gesamten Methan-

emissionen. Der Sektor Prozesse und 

Produktanwendungen folgte mit 3,5%; hier 

entsteht Methan vor allem in der Chemi-

schen Industrie. 

 

Der Hauptverursacher des Ausstoßes von 

Distickstoffoxid (Lachgas) ist ebenfalls die 

Landwirtschaft. Im Jahr 2017 stammten 

nach den vorläufigen Ergebnissen des AK 

UGRdL 67% der Emissionen aus diesem 

Sektor (757.000 Tonnen CO2-

Äquivalente). Die Emissionen sind größ-

tenteils eine Folge der Eingriffe in den na-
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Distickstoffoxidemissionen 1990 – 2017 nach Sektoren (in Mil. t) Abb. 23 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

türlichen Bodenhaushalt, z. B. durch 

Pflanzenbau, Düngung und Viehhaltung. 

Die Emissionen der Landwirtschaft blieben 

seit Mitte der 1990er-Jahre relativ stabil. 

Gegenüber 1990 ist in diesem Sektor ein 

Minus von 19% zu verzeichnen.  

 

Die größte Reduktion von Distickstoffoxid 

erfolgte während des Betrachtungszeit-

raums im Bereich Prozesse und Produkt-

anwendungen. Industrielle Prozesse wa-

ren 2017 noch für 137.000 Tonnen CO2-

Äquivalente Lachgas verantwortlich. 

Emissionsquellen sind z. B. die Produktion 

von Adipinsäure und stickstoffhaltigen 

Säuren in der Grundstoffchemie. Die weit-

gehende Vermeidung der N2O-Emissionen 

aus diesen Prozessen war entscheidend 

für die kräftige Reduktion der Lach-

gasemissionen insgesamt. Zwischen 1995 

und 2000 nahmen sie im Bereich Prozes-

se und Produktanwendungen um 87% ab. 

Bis 2017 erfolgte eine weitere Verminde-

rung der Lachgasemissionen in der Che-

mischen Industrie, sodass über den ge-

samten Betrachtungszeitraum eine Reduk-

tion von 99% erreicht wurde. Im Jahr 1990 

machte der Ausstoß von Distickstoffoxid 

noch einen Anteil von 33% an den gesam-

ten Treibhausgasemissionen in Rheinland-

Pfalz aus und 93% der Distickstoffoxide-

missionen stammten aus dem Bereich 

Prozesse und Produktanwendungen 

(2017: 12%). Der kräftige Rückgang der 

gesamten Treibhausgasemissionen um 

37% ist somit zu einem wesentlichen Teil 

auf die verfahrenstechnischen Inno-
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Distickstoffoxidemissionen 1990 – 2017 nach Sektoren (%) Abb. 24 

© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

vationen in der für die rheinland-pfälzische 

Wirtschaft sehr bedeutenden Chemischen 

Industrie zurückzuführen.  

 

Die übrigen Emittentensektoren, in denen 

Distickstoffoxid in größeren Mengen frei-

gesetzt wird (Feuerungsanlagen, Verkehr, 

Abfall- und Abwasserwirtschaft), sind für 

die Gesamtentwicklung von vergleichs-

weise geringer Bedeutung (236.000 Ton-

nen CO2-Äquivalente). Ihr Anteil an den 

Lachgasemissionen belief sich allerdings 

zusammen auf 21%. Gegenüber 1990 

sind die Emissionen in diesen drei Sekto-

ren insgesamt um 11% gestiegen. Die 

wichtigsten Emissionsquellen sind hier die 

Abwasserreinigung, die Industriekraftwer-

ke, Heizungsanlagen und der Straßenver-

kehr.  
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5.4 Zusammenfassung und Bewertung der 

Entwicklung der gesamten Treibhaus-

gasemissionen in Rheinland-Pfalz 

 

Die Emissionsmengen der wichtigsten 

Treibhausgase in Rheinland-Pfalz – Koh-

lendioxid, Distickstoffoxid und Methan – 

nahmen zwischen 1990 und 2017 insge-

samt um 37% ab. Zur Erreichung des 

Zielwertes von 40% bis 2020 fehlen somit 

noch 3,3 Prozentpunkte. Bei der Interpre-

tation dieses Ergebnisses ist zu beachten, 

dass die Treibhausgasemissionen z. T. 

kräftigen kurzfristigen Schwankungen un-

terliegen und aus der jüngeren Entwick-

lung kein kontinuierlicher Abwärtstrend 

erkennbar ist. Darüber hinaus ist zu be-

rücksichtigen, dass für die Beurteilung der 

Entwicklung der gesamten Treibhaus-

gasemissionen aus Gründen der Daten-

qualität die inländischen Emissionen aus 

der Quellenbilanz herangezogen werden. 

Hier bleiben die durch Stromimporte ver-

ursachten Emissionen der heimischen 

Endverbraucher unberücksichtigt.  

 

Ein Großteil der Emissionsminderung er-

folgte bereits in den 1990er-Jahren, insbe-

sondere durch die Reduktion von Distick-

stoffoxid. Zu Beginn des Betrachtungszeit-

raums war der Ausstoß von Di-

stickstoffoxid in Rheinland-Pfalz auch im 

Vergleich zu anderen Bundesländern sehr 

hoch. Der Grund hierfür waren die produk-

tionsbedingten Emissionen der heimi-

schen Industrie, insbesondere der Chemi-

schen Industrie. Mithilfe technischer Maß-

nahmen konnten die Distickstoffoxidemis-

sionen erheblich reduziert werden. Die 

Emissionsminderung hat sich seit den 

1990er-Jahren deutlich verlangsamt. Ge-

genüber 2010 wurde zwar eine Emissi-

onsminderung von 6,7% realisiert, aber 

diese starke Reduktion dürfte vor allem 

auf konjunktur- und witterungsbedingte 

Schwankungen zurückzuführen sein. Ein-

deutige Schlussfolgerungen über weitere 

richtungsweisende Impulse lässt die jün-

gere Entwicklung der Emissionsmengen 

noch nicht zu. Die Emissionen lagen 2017 

beispielsweise wieder auf dem Niveau von 

2011 und 2012. 

Die Methan- und Distickstoffoxid-

emissionen haben seit 1990 kräftig an 

Bedeutung verloren. Ihr Anteil an den Ge-

samtemissionen belief sich 1990 zusam-

men auf 41%, bis 2017 sank der Anteil auf 

9,1%. Die prozessbedingten CO2-

Emissionen sind dagegen zwischenzeitlich 

gestiegen, lagen jedoch 2017 rund 12% 
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unter dem Niveau von 1990. Ihre Bedeu-

tung für die Gesamtemissionen nahm im 

Betrachtungszeitraum leicht zu und lag 

2017 bei 7% (+2 Prozentpunkte).  

 

Für die Realisierung von Klimaschutzzie-

len sind heute die Entwicklungen bei den 

energiebedingten Kohlendioxidemissionen 

ausschlaggebend. Die CO2-Emissionen 

sind zwar langfristig auch gesunken (1990 

bis 2017: –2,1% nach der Quellenbilanz 

bzw. –12% nach der Verursacherbilanz), 

aber nicht in dem Ausmaß wie Methan 

und Distickstoffoxid. Die CO2-Emissionen 

haben mittlerweile das höchste Gewicht 

und damit den stärksten Einfluss auf das 

Minderungspotenzial der Treibhausgase 

insgesamt: Im Jahr 2017 waren 84% der 

in Rheinland-Pfalz ausgestoßenen Koh-

lendioxidemissionen auf die Verbrennung 

fossiler Energieträger durch den Energie-

verbrauch zurückzuführen. Im Basisjahr 

1990 lag dieser Anteil noch bei 54%. Wäh-

rend bei den Haushalten und in der Indust-

rie deutliche Minderungen der CO2-

Emissionen realisiert wurden, mussten im 

Sektor Verkehr steigende Emissionen hin-

genommen werden. Für die höheren 

Emissionen im Verkehrssektor war vor 

allem der Straßenverkehr verantwortlich. 
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Methodik der Emissionsberechnung 

Die Ermittlung der SO2- und NOX-

Emissionen auf Basis der in den Energie-

bilanztabellen 2016 und 2017 aufgeführten 

Endenergieverbrauchsmengen erfolgt mit 

Hilfe von Emissionsfaktoren. 

 

Die SO2- und NOX-Generalfaktoren für 

Rheinland-Pfalz wurden in Anlehnung an 

die gesamtdeutsche Entwicklung ermittelt.  

 

Der entsprechende bundesdeutsche Ge-

neralfaktor wurde auf Basis der vom BMWi 

veröffentlichten Daten zum Brennstoffein-

satz der Stromerzeugung, des energiebe-

dingten Schwefeldioxid- bzw. Stickoxid-

ausstoßes sowie der Entwicklung des Wir-

kungsgrades von fossilen Stromerzeu-

gungsanlagen abgeleitet. Hier ergaben 

sich leichte Verringerungen der SO2- und 

NOX-Generalfaktoren, bedingt durch den 

erhöhten Einsatz erneuerbarer Energie-

träger bei abnehmenden fossilen Anteilen. 

 

Für die Emissionsfaktoren des Verkehrs 

(Motorenbenzin, Dieselkraftstoff) wurde 

die durchschnittliche Entwicklung der letz-

ten fünf Jahre zu Grunde gelegt, ebenso 

für die Höhe des Emissionsfaktors für 

Heizöl EL. Für alle drei Emissionsfaktoren 

ergeben sich Verbesserungen. Die konti-

nuierliche Erneuerung des Fahrzeugparks 

bzw. des Heizungsbestandes rechtfertigen 

diese Annahmen.  

 

SO2 und NOx-Emissionen nach Ver-

brauchergruppen 

Emittentengruppe Industrie 

Der Endenergieverbrauch der Emittenten-

gruppe stieg von 2015 auf 2016 um +1,7% 

an, sank jedoch im Folgejahr 2017 

um -1,0% ab. 

 

Die größte Reduktion ergab sich mit -5,7% 

bzw. -4,8% für die beiden Bilanzjahre bei 

den festen Brennstoffen. 

 

Bei flüssigen bzw. gasförmigen Brennstof-

fen gab es jeweils Erhöhungen um +4,4% 

bzw. +3,7% gegenüber 2016. Bezogen auf 

das Folgejahr ergaben sich wieder Reduk-

tionen um -2,2% bzw. -4,9%. 

 

Der Verbrauch von Strom und Fernwärme 

stieg 2016 erst geringfügig (+0,3%), in 

2017 dann stärker (+3,3%) an. 
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Den weitaus größten Anteil bei den SO2-

Emissionen der Emittentengruppe hat der 

Verbrauch von Strom und Fernwärme 

(2017: 87%). Der geringe Verbrauchsan-

stieg dieser Energieträger in 2016 führte 

zu einer Reduktion der SO2-Emissionen in 

Höhe von -6,1% bedingt durch den ver-

besserten Generalfaktor Strom (höherer 

Anteil erneuerbarer Energieträger bei stark 

sinkender Stromerzeugung aus Stein- und 

Braunkohle)1. Dies führte in Summe zu 

einer Reduktion der Gesamtemissionen 

von SO2 in dieser Emittentengruppe 

um -5,8%. Im Jahr 2017 stieg der End-

energieverbrauch von Strom der Industrie 

deutlich an (+3,3%). Der Mehrverbrauch 

konnte nicht durch die Veränderungen 

beim Generalfaktor kompensiert werden, 

daher stieg der Gesamtemissionswert um 

2,3% an.  

 

Die NOX-Emissionen der Verbraucher-

gruppe werden wesentlich durch den Ver-

brauch von Strom und Fernwärme (2017: 

75%) sowie von gasförmigen Brennstoffen 

(2017: 22%) bestimmt. Korrelierend mit 

der Entwicklung des Energieverbrauchs 

gasförmiger Brennstoffe (3,7% in 2016 

                                                
1 Steinkohle: -4,7% in 2016 bzw. -16,6% in 
2017 
Braunkohle: -3,2% in 2016; bzw. -0,8% in 2017 
Mineralöl: -5,8% in 2016 und -4,7% in 2017 
BMWi, Zahlen und Fakten, Energiedaten, Na-
tionale und Internationale Entwicklung, Tab. 
22; vom 22.01.2019 
http://www.bmwi.de/Navigation/DE/Themen/en
ergiedaten.html  

und -4,9% in 2017) stiegen bzw. fielen die 

NOX-Emissionen des Energieträgers um 

+4,0% bzw. -4,9%. Die NOX-Emissionen 

bedingt durch den Verbrauch von Strom 

und Fernwärme fielen in 2016 um -1,0%, 

in 2017 stiegen sie um +2,2% an. 

 

Aufgrund der prozentualen Anteil der je-

weiligen Energieträger veränderten sich 

die Gesamtemissionen von NOX nur ge-

ringfügig (+0,04% in 2016, +0,4% in 

2017). 

 

Emittentengruppe Verkehr insgesamt 

Der Endenergieverbrauch des Verkehrs 

wird maßgeblich vom Verbrauch flüssiger 

Brennstoffe bestimmt (2017: 98%). Des-

sen Verbrauch stieg in 2016 um +1,8% 

und in 2017 um weitere +1,6% an.  

 

Die Anteile der weiteren Energieträger 

„gasförmige Brennstoffe“ und „Strom“ in 

der Emittentengruppe Verkehr liegen wei-

terhin mit jeweils 1% auf unbedeutendem 

Niveau, ihr Verbrauch nahm mit -8,3% 

bzw. -4,8 im Jahr 2017 weiter ab. 

 

Die SO2-Emissionen der Emittentengruppe 

Verkehr entstammen hälftig aus dem Ver-

brauch von flüssigen Brennstoffen (2017: 

52%) und Strom. Die SO2-Emissionen aus 

dem EEV von flüssigen Brennstoffen stie-

gen in beiden Bilanzjahren um 2,4% 

(2016) bzw. 4,7% im Jahr 2017 an, die 

Emissionen aus dem Verbrauch von 

http://www.bmwi.de/Navigation/DE/Themen/energiedaten.html
http://www.bmwi.de/Navigation/DE/Themen/energiedaten.html
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Strom im Verkehrsbereich reduzierten sich 

um -2,3% im Jahr 2016 und im Folgejahr 

2017 um weitere -3,9%. 

 

Für die Entwicklung der gesamten SO2-

Emissionen der Emittentengruppe ergibt 

sich eine geringe Reduktion von -0,4% 

gefolgt von einer geringfügigen Steigerung 

um +0,4% im Jahr 2017. 

 

Entsprechend dem dominierenden Anteil 

der flüssigen Brennstoffe liegt der Anteil 

der NOX-Emissionen aus dem Energieträ-

ger bei 98%. 

 

Trotz steigendem Verbrauch sanken die 

gesamten Emissionen von NOX in der 

Emittentengruppe im Betrachtungszeit-

raum um -2,5% bzw. -2,9%. 

 

Emittentengruppe Haushalte, Gewerbe, 

Handel, Dienstleistungen und übrige Ver-

braucher 

Der Endenergieverbrauch dieser Gruppe 

von Emittenten setzt sich 2017 zu 40% 

aus dem Verbrauch von gasförmigen 

Brennstoffen, zu 27% aus Strom und 

Fernwärme, zu 23% flüssige Brennstoffe 

und zu 10% aus festen Brennstoffen zu-

sammen. 

 

In Summe ergab sich eine Erhöhung des 

Gesamtverbrauchs in dieser Emittenten-

gruppe um +3,8% bzw. +1,1% im Jahr 

2017. Wesentlichen Anteil daran hat der 

gestiegene Verbrauch von gasförmigen 

Brennstoffen (+11,2% bzw. +3,5%). 

 

67% der SO2-Emissionen entstammen 

2017 aus dem Verbrauch von Strom und 

Fernwärme. Die Emissionen an Schwefel-

dioxid dieser Energieträger sanken im 

Jahr 2016 um -11,8% ab und stiegen im 

Folgejahr um geringfügige +0,3% wieder 

an. SO2-Emissionen aus dem Verbrauch 

von flüssigen Brennstoffen stellen mit rund 

31% Anteil im Jahr 2017 die zweite we-

sentliche Emissionsquelle dar. Die SO2-

Emissionen des Energieträgers sanken 

um -1,7% in 2016 bzw. stiegen im Jahr 

2017 wieder geringfügig um 0,9% an. 

 

In Summe ergibt sich in der Emittenten-

gruppe eine Reduktion der SO2-

Emissionen um -8,7% in 2016 und eine 

leichte Steigerung um +0,6% im Jahr 

2017. 

 

Die NOX-Emissionen der Emittentengrup-

pe sanken im Betrachtungszeitraum ins-

gesamt um -1,2% bzw. -0,03% in 2017. 

 

Im Wesentlichen liegt dies an sinkenden 

Emissionen bei Strom und Fernwärme 

(-6,0% bzw. -0,7% in 2017). Der Anteil der 

NOX-Emissionen aus der Nutzung von 

Strom und Fernwärme an den Gesamte-

missionen von Stickoxiden liegt bei 54%.  
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Flüssige und gasförmige Brennstoffe sind 

für jeweils rund 23% der NOX-Emissionen 

verantwortlich, wobei die Emissionen aus 

der Nutzung der flüssigen Brennstoffe im 

Betrachtungszeitraum mit -0,4% 

und -1,6% gesunken sind, wogegen die 

der gasförmigen Brennstoffe mit 11,4% 

bzw. 3,0% in 2017 angestiegen sind. 

 

Gesamtemissionen der drei Emittenten-

gruppen 

Für die Bilanzjahre werden für Rheinland-

Pfalz SO2-Emissionen in Summe der drei 

Emittentengruppen in Höhe von 11.120 t/a 

(2016) und 11.275 t/a für das Jahr 2017 

ermittelt. 

 

Der weitaus größte Anteil wird durch den 

Verbrauch von Strom und Fernwärme 

(77%) sowie flüssige Brennstoffe (17%) 

verursacht, feste (5%) sowie gasförmige 

Brennstoffe (1%) haben weitaus geringere 

Anteile.  

 

In Summe sanken die SO2-Emissionen in 

2016 um -7,0% und stiegen im Folgejahr 

um +1,4% leicht an. 

 

Für die Jahre 2016 und 2017 werden in 

Rheinland-Pfalz NOX-Emissionen in Höhe 

von 54.140 t/a bzw. 53.495 t/a ausgewie-

sen. Rund die Hälfte der Emissionen ent-

stammen der Nutzung flüssiger Brennstof-

fe, der Anteil von Strom und Fernwärme 

liegt bei 37%. Durch gasförmige Brenn-

stoffe werden rund 13% NOX-Emissionen 

emittiert. 

 

Insgesamt ergibt sich für die Bilanzjahre 

eine Reduktion um -1,5% (2016) 

und -1,2% (2017). 

 

Gesamtergebnisse auf Landesebene 

Der Ausstoß von Schwefeldioxid (SO2) 

zeigte in der langjährigen Betrachtung seit 

2002 eine stetig abnehmende Tendenz 

und hat in 2017 mit 11.275 t/a einen neu-

en Tiefststand erreicht.  

 

Bei den Emissionen von SO2 hat die Emit-

tentengruppe Industrie mit 52% den größ-

ten Anteil. Den zweithöchsten Anteil mit 

46% tragen die Haushalte, Gewerbe, 

Handel und Dienstleistungen u. übrige 

Verbraucher bei. Der Anteil des Verkehrs 

liegt bei 2%. 

 

Den größten Anteil an den NOX-

Emissionen hat mit 43% in 2017 der Ver-

kehrssektor. Auf die beiden anderen Emit-

tentengruppen entfallen jeweils rund 29% 

der NOX-Emissionen. 

  



6. Entwicklung der energiebedingten Emissionen von SO2 und NOX 
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Abb. 25 SO2 und NOX-Emissionen in t pro Jahr 
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